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Geschaftsbereich des Bundeskanzlers und des
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter Hat der Bundeskanzler anldsslich der Vorginge in
Peter Bohnhof den spanischen Exklaven Ceuta und Melilla
(AfD) (30. Juli 2026 fortfolgende) den Nationalen Si-

cherheitsrat einberufen, und wenn nein, warum
nicht (vgl. https://jungefreiheit.de/politik/ausland/
2026/massenansturm-ist-das-ziel-der-ceuta-migra
nten-deutschland/)?

2. Abgeordneter Haben Mitglieder des Nationalen Sicherheitsrats
Peter Bohnhof gemill §2 Absatz2 seiner Geschiftsordnung
(AfD) (Bundestagsdrucksache 21/1460) anlésslich der

Vorginge in den spanischen Exklaven Ceuta und
Melilla (30. Juli 2026 fortfolgende) bis dato beim
Bundeskanzler die Einberufung des Nationalen
Sicherheitsrats beantragt, und wenn ja, welche
(vgl. https://jungefreiheit.de/politik/ausland/2026/
massenansturm-ist-das-ziel-der-ceuta-migranten-d
eutschland/)?

Antwort des Staatsministers Philipp Amthor
vom 11. August 2026

Die Fragen 1 und 2 werden zusammen beantwortet.

Der Nationale Sicherheitsrat tagt grundsitzlich geheim. Der Nationale
Sicherheitsrat kann anlassbezogen entscheiden, Informationen zu einzel-
nen Sitzungen oder zu einzelnen Beschliisse zu verdffentlichen.

Das verfassungsrechtlich verbiirgte Frage- und Informationsrecht des
Deutschen Bundestages gegeniiber der Bundesregierung wird durch
schutzwiirdige Interessen von Verfassungsrang begrenzt, wozu auch und
insbesondere der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung zahlt.

Die Mitglieder des Nationalen Sicherheitsrats bzw. der Bundesregierung
tauschen sich fortlaufend zum Zwecke des regierungsinternen Mei-
nungs-, Entscheidungs- und Willensbildungsprozesses aus. Auch die in
der Fragestellung genannten Vorginge sind Gegenstand regierungsinter-
ner Beratungen. Wann, wo und in welcher Form diese vertraulichen, re-
gierungsinternen Gespréche stattfinden, fallt jedoch in den Kernbereich
der exekutiven Eigenverantwortung. Bereits die Bestitigung oder das
Dementi, dass die Beratung eines Themas im Nationalen Sicherheitsrat
durch eines oder mehrere seiner Mitglieder beantragt wurde, l4sst direk-
te Riickschliisse auf die strategischen Prioritdten, den aktuellen Erkennt-
nisstand und den zeitlichen Ablauf regierungsinterner Abstimmungen zu
aktuellen sicherheitspolitischen Fragestellungen zu und wiirde daher Of-
fenheit und Unbefangenheit dieser Abstimmungen auf hdchster politi-
scher Ebene beeintriachtigen. Ein parlamentarischer Informations-
anspruch besteht nach gefestigter verfassungsgerichtlicher Rechtspre-
chung zudem regelméBig dann nicht, wenn die begehrten Informationen
zu einem Mitregieren Dritter bei Entscheidungen fithren konnen, die in
der alleinigen Kompetenz der Regierung liegen. Die Kontrollkompetenz
des Deutschen Bundestages erstreckt sich grundsitzlich nur auf bereits


https://www.jungefreiheit.de/politik/ausland/2026/massenansturm-ist-das-ziel-der-ceuta-migranten-deutschland/
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abgeschlossene Vorginge. Sie umfasst ausdriicklich nicht das Recht,
durch das Verlangen von Zwischenstinden, Tagesordnungspunkten oder
Beratungsdaten begleitend oder steuernd in noch laufende Verhandlun-
gen und die vertrauliche Entscheidungsvorbereitung des Nationalen Si-
cherheitsrates einzugreifen.

Dabher ist die Bundesregierung nach sorgfaltiger Abwégung zu dem Er-
gebnis gelangt, dass eine Beantwortung der Fragen — auch in eingestuf-
ter Form — nicht erfolgen kann. Dabei ist der Umstand, dass die Antwort
verweigert wird, weder als Bestitigung noch als Verneinung des ange-
fragten Sachverhaltes zu verstehen.

3. Abgeordneter Aus welchem Grund hat der Bundeskanzler
Dr. Anton Friedrich Merz den Brief der italienischen Regie-
Hofreiter rungschefin Giorgia Meloni und der dénischen
(BUNDNIS 90/ Ministerpréasidentin Mette Frederiksen unterzeich-
DIE GRUNEN) net, in welchem die Migrationspolitik der spani-

schen Regierung als ein entscheidender Faktor fiir
die Vorkommnisse in Ceuta beschrieben wird,
wobei auch berichtet wird, dass sehr wahrschein-
lich eine Kombination aus gezielt verbreiteten
Falschinformationen und Verhaltensweisen der
marokkanischen Behorden entscheidend waren
(www.tagesspiegel.de/internationales/krise-in-ceu
ta-marokko-macht-falschinformationen-mitverant
wortlich-15898668.html), und wie gedenkt die
Bundesregierung mit der Unterzeichnung des
Briefes den Zusammenhalt der EU in dieser
Situation, vergleichbar mit Situationen an der Ost-
lichen Auflengrenze der EU, die gezielt zur Desta-
bilisierung genutzt werden sollten (www.rnd.de/p
olitik/bis-zu-60-000-migranten-in-ceuta-welche-r
olle-spielen-marokko-und-russland-TJAVDZVA7
SGBRKTS5OIEHQOINLU.html), zu stirken und
die EU in dieser geostrategischen Lage zu einen?

Antwort des Staatsministers Philipp Amthor
vom 10. August 2026

Der Bundeskanzler hat am 1. August in einem gemeinsamen Schreiben
von 22 europdischen Staats- und Regierungschefinnen und -chefs an den
Prisidenten des Europdischen Rates, die Prdsidentin der Europdischen
Kommission und an den Présidenten des Rates die iibereinstimmende
Besorgnis der Unterzeichnenden iiber die Vorkommnisse in Ceuta zum
Ausdruck gebracht. Das Schreiben verweist dabei ausdriicklich auf die
Gefahr von hybriden Bedrohungen und einer Instrumentalisierung von
Migration, hingegen nicht auf die spanische Migrationspolitik als ent-
scheidenden Faktor fiir die Vorkommnisse in Ceuta. Ausdriicklich wird
auch die Zusammenarbeit Spaniens mit Marokko gewiirdigt.

Die im Schreiben zudem erbetene auflerordentliche Videokonferenz der
Innenministerinnen und -minister — die dann am 4. August stattgefunden
hat — diente einer genauen Lageanalyse und der Verabredung einer ge-
meinsamen, koordinierten europdischen Antwort — und damit ganz kon-
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kret dem Ziel, die Europdische Union in dieser geostrategischen Lage zu
einen und zu stirken.

4. Abgeordneter Inwiefern gilt der im Koalitionsvertrag zwischen
Sebastian Maack CDU, CSU und SPD vercinbarte Stellenabbau in
(AfD) der Bundesverwaltung um zwei Prozent jahrlich

bzw. acht Prozent bis zum planmifBigen Ende der
Legislaturperiode 2029 (Zeilen 1684/85) auch fiir
das Bundeskanzleramt, das bereits vor der anste-
henden Erweiterung der grofite Regierungssitz
weltweit war (www.bundesstiftung-helmut-koh
l.de/aktuelles/detail/auf-den-spuren-von-helmut-k
ohl-in-berlin), und aus welchen Griinden hélt die
Bundesregierung die Erweiterung des Bundes-
kanzleramts nach wie vor ggf. fiir angebracht?

Antwort des Staatsministers Philipp Amthor
vom 10. August 2026

Der im Koalitionsvertrag vereinbarte Stellenabbau von acht Prozent bis
zum Jahr 2029 gilt auch fiir das Bundeskanzleramt und wird fiir das lau-
fenden Jahr durch § 17 HG 2026 umgesetzt.

Der Bedarf fiir den Erweiterungsbau des Bundeskanzleramtes besteht
unverdndert. Ausschlaggebend ist die Anzahl der Beschiftigten, die zum
Bundeskanzleramt gehdren und aus arbeitsorganisatorischen Griinden
wieder auf einer Liegenschaft zusammengefiihrt werden sollen. Pla-
nungsidnderungen sind im jetzigen Projektstadium nicht mehr vorge-

sehen.

5. Abgeordnete Welcher Betrag der institutionellen Bundesforde-
Iris Nieland rung der Kulturveranstaltungen des Bundes in
(AfD) Berlin GmbH (KBB) wurde im Jahr 2026 dem

Gropius Bau zugewiesen (bitte auch den Anteil
dieser Mittel fiir die Ausstellung ,,Marina Abra-
movi¢: Balkan Erotic Epic. The Exhibition* ange-
ben), und welche Vorgaben, Ziele oder Erwartun-
gen macht die Bundesregierung hinsichtlich der
inhaltlichen Verwendung der Bundesmittel der
KBB durch die einzelnen Geschéftsbereiche?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 12. August 2026

Der Martin-Gropius-Bau gehort zum Geschéftsbereich des Hauses der
Berliner Festspiele. Das Haus der Berliner Festspiele ist einer von drei
kiinstlerischen Geschiftsbereichen der Kulturveranstaltung des Bundes
in Berlin GmbH (KBB). Der Bund fordert die KBB institutionell. Der
Martin-Gropius-Bau verausgabt laut Wirtschaftsplan 2026 Mittel in
Hohe von rund 3,6 Mio. Euro. Die Ausstellung ,,Balkan Erotic Epic*
wird liberwiegend aus Mitteln des Hauptstadtkulturfonds und Eintritts-
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geldern finanziert. 2025 wurden zur Vorbereitung der Ausstellung zu-
dem 48 T Euro aus institutionellen Mitteln verwendet.

Unternehmensgegenstand der KBB ist gemif3 des Gesellschaftsvertrages
die Vorbereitung, Durchfiihrung und Abwicklung von Veranstaltungen
im kulturellen Bereich in der Hauptstadt Berlin. Dieser Zweck spiegelt
sich in wiederkehrenden Festivals, interdisziplindren Schwerpunktpro-
grammen, Reihen sowie Einzelveranstaltungen wider. Dies schlieft die
Prisentation herausragender Festspielproduktionen im In- und Ausland
sowie vom Gesellschafter veranlasste Sonderveranstaltungen ein. Die
Mittel aus der institutionellen Zuwendung miissen fiir diesen Zweck ver-
wendet werden.

Konkrete Vorgaben hinsichtlich der Mittelverwendung werden im Zu-
wendungsbescheid geregelt. Dieser beinhaltet u. a. die Allgemeinen Ne-
benbestimmungen fiir Zuwendungen zur institutionellen Forderung
(ANBest-I).

Die kiinstlerische Ausgestaltung des Programms im Martin-Gropius-Bau
wird von der Direktorin des Martin-Gropius-Baus und dem Intendanten
des Hauses der Berliner Festspiele verantwortet. Die kiinstlerische Frei-
heit wird durch Artikel 5 Absatz 3 GG geschiitzt.

6. Abgeordnete Warum wurden bisher keiner der seit 2024 iiber-
Awet Tesfaiesus jéhrig zur Verfiigung gestellten Mittel in Hohe
(BUNDNIS 90/ von 600.000 Euro im Etat des Bundesbeauftrag-

DIE GRUNEN) ten fiir Kultur und Medien (BKM) fiir die Finan-
zierung von der Riickfiihrung von Kulturgiitern
aus kolonialen Kontexten verausgabt, und wie be-
griindet die Bundesregierung, dass die Mittel im
BKM-Haushalt verortet sind, obwohl die Zustin-
digkeit fiir Restitution beim Auswirtigen Amt
liegt?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 10. August 2026

Die einmalige Etatisierung von 600.000 Euro fiir die Riickfiihrung von
Kulturgiitern aus kolonialen Kontexten im Haushalt 2024 des BKM er-
folgte durch den Deutschen Bundestag.

Innerhalb der Bundesregierung ist das Auswértige Amt fiir Riickgabe-
ersuchen ausldndischer Staaten zustéindig und koordiniert in enger Ab-
stimmung mit den Trigern und Einrichtungen in Bund, Ladndern und
Kommunen Repatriierungen und Riickgaben an selbige. Im vergangenen
Jahr wurde zudem ein Koordinierungsrat geschaffen, der die bestehende
enge Bund-Lénder-Abstimmung ergénzt und der vor allem staatlichen
Kommissionen der Herkunftsstaaten als zentraler Ansprechpartner in
Deutschland dient.

Voraussetzung fiir die Finanzierung von Riickfiihrungen durch den BKM
ist das Vorliegen der Bewilligungsvoraussetzungen. Bisher lag dem
BKM kein bewilligungsfiahiger Antrag fiir die Finanzierung der Riick-
flihrung von Kulturgiitern aus kolonialen Kontexten vor.
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7. Abgeordnete Kann die Bevolkerung vor dem Hintergrund, dass
Donata die gesetzlichen Schutzfristen fiir die Verdffent-
Vogtschmidt lichung der NSDAP-Mitgliederkartei Ende 2027
(Die Linke) auslaufen und Archivportale wie die der ZEIT

oder des SPIEGEL stark nachgefragt wurden, da-
mit rechnen, ab dem Jahr 2028 {iber das Bundes-
archiv auf die vollstindige NSDAP-Mitglieder-
kartei zugreifen zu kénnen, und welche Mafinah-
men ergreift die Bundesregierung bereits heute,
um nach Ablauf der gesetzlichen Schutzfristen
eine moglichst zeitnahe Veroffentlichung sicher-
zustellen?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer
vom 10. August 2026

Die Benutzung der NSDAP-Mitgliederkartei ist im Bundesarchiv bereits
seit Ubernahme der Unterlagen im Jahre 1994 im Rahmen der archiv-
rechtlichen Regelungen moglich. Nutzende kdnnen Anfragen stellen und
erhalten zeitnah Auskunft. Fiir die Online-Stellung und Durchsuchbar-
keit der Kartei nach Ablauf der gesetzlichen Schutzfristen sind techni-
sche Voraussetzungen zu schaffen, zu denen aktuell noch keine Aus-
kunft gegeben werden kann.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Finanzen

8. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung den Auswirkungen
Dr. Alaa Alhamwi auf die kommunale Handlungsféhigkeit durch un-
(BUNDNIS 90/ zureichende Gegenfinanzierung von wachsenden

DIE GRUNEN) Aufgaben durch den Bund bewusst, zu dessen
Ergebnis eine Unternehmensbefragung des THK
Niedersachsen kommt (www.ihk.de/blueprint/ser
vlet/resource/blob/7137792/c42f89ce52ad6382d7
9877a126103535/ihk-niedersachsen-beleuchtet-k
ommunalfinanzen-data.pdf), und wenn ja, welche
Konsequenzen zieht sie mit Blick auf die anste-
henden Haushaltsverhandlungen aus dieser Lage,
und wenn nein, liegen ihr eigene Erkenntnisse zu
den Ergebnissen von der IHK Niedersachsen Be-
fragung zu Kommunalfinanzen vor, und wenn ja,
welche (www kreiszeitung-wochenblatt.de/buchh
olz/c-wirtschaft/kommunen-unter-druck-handlung
sbedarf-bei-finanzen-verwaltung-und-investitione
n_a413858), und welche bundesweiten und lén-
derspezifischen wirtschaftlichen Folgen sieht die
Bundesregierung durch die angespannte Lage der
Kommunalfinanzen (bitte, falls moglich, beziffern
und nach Bundesland aufschliisseln)?


https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/7137792/c42f89ce52ad6382d79877a126103535/ihk-niedersachsen-beleuchtet-kommunalfinanzen-data.pdf
https://www.kreiszeitung-wochenblatt.de/buchholz/c-wirtschaft/kommunen-unter-druck-handlungsbedarf-bei-finanzen-verwaltung-und-investitionen_a413858
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Schrodi
vom 14. August 2026

Die Bundesregierung nimmt die Studie zur Kenntnis. Sie kommentiert
externe Studien grundsétzlich nicht.

9. Abgeordneter Kann die Bundesregierung inzwischen beantwor-
Tarek Al-Wazir ten (vgl. Antwort der Bundesregierung auf meine
(BUNDNIS 90/ Schriftliche Frage 7 auf Bundestagsdrucksache

DIE GRUNEN) 21/2979 und vgl. Antwort der Bundesregierung
auf meine Miindliche Frage 36 im Plenarprotokoll
21/67), aus welchen konkreten Titeln des Einzel-
plans 12 ab 2027 die Gegenfinanzierung der Sen-
kung der Luftverkehrsteuer erfolgen soll?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 10. August 2026

Im Rahmen der Aufstellung des Regierungsentwurfs zum Bundeshaus-
halt 2027 haben sich im Einzelplan 12 geringere Ausgaben gegeniiber
der bisherigen Finanzplanung ergeben. Fiir die Absenkung konkreter
Titel zur Gegenfinanzierung der Senkung der Luftverkehrssteuer als
Konsolidierungsbeitrag bestand daher keine Notwendigkeit mehr.

10. Abgeordnete Wie begriindet die Bundesregierung ihre Unter-
Ayse Asar stiitzung der Rats-Position vom Juli 2026 zum
(BUNDNIS 90/ EU-Budget 2027, die eine Absenkung der Mittel
DIE GRUNEN) fiir das Bildungsprogramm ,,Erasmus+“ um rund

159 Mio. Euro vorsieht, und welche konkreten
Einschnittsrisiken fiir deutsche Stipendiaten erge-
ben sich daraus, sollte sich diese Position in den
finalen Haushaltsverhandlungen im Herbst durch-
setzen (https://data.consilium.europa.eu/doc/docu
ment/ST-11544-2026-INIT/en/pdf)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 12. August 2026

Die Bundesregierung hat im AStV-2 dem Standpunkt des Rates fiir den
EU-Jahreshaushalt 2027 zugestimmt, weil er einen fiir alle Mitgliedstaa-
ten tragbaren Kompromiss darstellt. Die Kiirzungen folgen dem horizon-
talen Ansatz der Ratsprésidentschaft, tiber alle Rubriken des Jahreshaus-
halts hinweg im Vorschlag der Europdischen Kommission enthaltene
Aufstockungen abzumildern, die Absorptionsfahigkeit zu steigern sowie
ausreichende Margen fiir unvorhergesehene Ereignisse vorzusehen. Et-
waige Auswirkungen der in der Ratsposition vorgesehenen Anpassun-
gen der Mittel auf die Forderung deutscher Stipendiatinnen und Stipen-
diaten sind abhéngig vom Ausgang der Verhandlungen zum EU-Haus-
halt 2027 und Lassen sich derzeit noch nicht abschlieBend beurteilen.


https://www.data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11544-2026-INIT/en/pdf

Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -7- Drucksache 21/7573

11. Abgeordnete Wie hoch ist der Anteil von Energiepreisentlas-
Lisa Badum tungen, und wie hoch der Anteil investiver Aus-
(BUNDNIS 90/ gaben an den Gesamtausgaben des Klima- und
DIE GRUNEN) Transformationsfonds nach Planung der Bundes-

regierung im Entwurf fiir den Bundeshaushalt
2027 (bitte absolute Zahlen, Anteil in Prozent und
jeweilige Titel angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 12. August 2026

Im Regierungsentwurf des Wirtschaftsplans 2027 des Klima- und Trans-
formationsfonds (KTF) sind fiir das Jahr 2027 Entlastungen bei den
Energiekosten in Hohe von insgesamt 13,3 Mrd. Euro (rd. 33 Prozent
der Programmausgaben) vorgesehen. Mit den Entlastungen bei den
Energiekosten soll die Dekarbonisierung der Industrie weiter vorange-
bracht werden indem die Kosten fiir elektrifizierte Produktionsprozesse

gesenkt werden.
Titel Entlastungen bei Energiekosten RegE
Wpl. 2027
(in T Euro)
683 01 | Ausgleich der Gasspeicherumlage 24.000
683 03 | Zuschiisse an stromintensive Unternehmen 5.000.000

zum Ausgleich von emissionshandels-
bedingten Strompreiserh6hungen

683 06 | Industriestrompreis zur Entlastung des Strom- | 2.445.000
preises energieintensiver Unternehmen

683 09 | Zuschuss zu den Ubertragungsnetzkosten 5.525.000
697 02 | Finanzielle Kompensationen nach 256.156
§ 11 BEHG

Mit dem vorliegenden Regierungsentwurf zum KTF-Wirtschaftsplan
2027 fithrt die Bundesregierung ihre Investitionsoffensive weiter fort
und ergéinzt damit den Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2027
und zum Finanzplan bis 2030. Die im KTF geplanten Investitionen be-
tragen 22,8 Mrd. Euro. Das entspricht einem Anteil von rd. 57 Prozent
der Programmausgaben des KTF. Die nachfolgende Tabelle enthilt eine
Ubersicht der Titel mit investiven Ausgaben.

Titel Zweckbestimmung RegE
Wpl. 2027
(in T Euro)
836 01 | Tropical Forest Forever Facility (TFFF) 178.600
und Mallnahmen der Internationalen Trans-
formation
882 02 | Finanzhilfen an die Lander zum Bau von 20.000
Radschnellwegen
882 03 | Finanzhilfen an die Lénder fiir Investitionen 276.000

in den Radverkehr durch das Sonder-
programm ,,Stadt und Land*

882 04 | Naturschutz und Klimaanpassung 126.433
883 01 | Anpassung urbaner und landlicher Radume 207.916
an den Klimawandel
891 01 | Forderung der aktiven Mobilitit 78.604
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Titel Zweckbestimmung RegE
Wpl. 2027
(in T Euro)
891 03 | Sanierung kommunaler Einrichtungen in den 215.139
Bereichen Sport, Jugend und Kultur
891 04 | Forderprogramm Fahrradparkhduser 18.772
an Bahnhofen
892 01 | Dekarbonisierung der Industrie 664.207
892 02 | Wasserstoffeinsatz in der Industrieproduktion 1.619.508
892 03 | Umsetzung der Nationalen Wasserstoff- 1.252.522
strategie
892 04 | Forderung von Erzeugungsanlagen fiir 82.000

erneuerbare Kraftstoffe und Antriebs-
technologien fiir die Luft- sowie Schifffahrt

892 05 | Wasserstoff- und Brennstoffzellen- 128.623
anwendungen im Verkehr

892 06 | Zuschiisse zur Forderung alternativer 40.118
Antriebe im Schienenverkehr

892 08 | Umsetzung der Nationalen Kreislauf- 75.000
wirtschaftsstrategie

892 11 | Negativemissionen 82.883

892 12 | Zuschiisse fiir Investitionen zur Forderung 6.600

von umweltfreundlicher Bordstrom- und
mobiler Landstromversorgung fiir See- und

Binnenschiffe

892 13 | Energieeffizienz in Industrie und Gewerbe 918.781

893 01 | Zuschiisse zum Kauf elektrisch betriebener 1
Fahrzeuge

893 02 | Zuschiisse zur Errichtung von Tank- und 1.631.871
Ladeinfrastruktur

893 04 | Industrielle Fertigung fiir mobile und 500.000
stationdre Energiespeicher

893 08 | Zuschiisse flir die Anschaffung von 150.000

Nutzfahrzeugen mit alternativen, klima-
schonenden Antrieben

893 09 | Forderung des Ankaufs von Bussen mit 130.061
alternativen Antrieben
893 10 | Forderung von Mafinahmen der Energie- 12.555.000

effizienz und erneuerbarer Energien
im Gebédudebereich

893 11 | Nationales Flottenerneuerungsprogramm 200
fiir Nutzfahrzeuge
893 12 | Umsetzung nationale Kraftwerksstrategie 250
893 13 | Klimafreundliche Schifffahrt und Héfen 79.000
893 17 | Investionsforderung fiir Maflnahmen zum 56.565
Klimaschutz in der Landwirtschaft und Land-
nutzung

893 18 | Sozial gestaffelte Forderung der Anschaffung 803.000
von elektrisch betriebenen Fahrzeugen

896 01 | Wasserstoffstrategie AuBlenwirtschaft — 219.792
Internationale Kooperation Wasserstoff
896 02 | Investitionen zum Schutz des Klimas und der 612.476

Biodiversitidt im Ausland
892 14 | CO,-Differenzvertrige 100.000
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Im Ubrigen mochte ich Sie darauf hinweisen, dass der Regierungsent-
wurf des Wirtschaftsplans 2027 des KTF gemeinsam mit dem Entwurf
des Bundeshaushalts 2027 und der Finanzplanung bis 2030 am 12. Au-
gust 2026 dem Parlament zugeleitet wird.

12. Abgeordnete Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
Deborah Diiring tiber Plane der US- und der venezolanischen Re-
(BUNDNIS 90/ gierung, ein Umschuldungsprogramm fiir Vene-
DIE GRUNEN) zuela auflerhalb des Common Frameworks for

Debt Treatments umzusetzen, das private vor 6f-
fentlichen Gldubigern zu bevorzugen scheint
(https://erlassjahr.de/blog/venezuela-von-einem-d
er-unter-die-raeuber-fiel/), und wie hoch beziffert
die Bundesregierung zum aktuellsten verfiigbaren
Stichtag die bilateralen Forderungen Deutsch-
lands gegeniiber Venezuela einschlie8lich Forde-
rungen aus entschidigten Exportkreditgarantien/
Hermesdeckungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dennis Rohde
vom 10. August 2026

Die der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnisse zu den in der An-
frage genannten Restrukturierungspldnen decken sich mit den in inter-
nationalen Medien berichteten Informationen.

Die bilateralen Forderungen Deutschlands gegeniiber Venezuela beliefen
sich zum 31. Dezember 2025 auf 364,9 Mio. Euro.

13. Abgeordneter Welche konkreten Mafinahmen hat die Bundes-
Sascha Lensing regierung seit Inkrafttreten des Aktionsplans
(AfD) gegen die Organisierte Kriminalitdt ergriffen, um

die Nutzung legaler Wirtschaftsstrukturen, insbe-
sondere in den Bereichen Logistik, Spedition, Ha-
fenwirtschaft und Immobilien durch organisierte
Tatergruppierungen zu verhindern, und welche
weiteren Mallnahmen sind bis Ende 2026 ge-
plant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 11. August 2026

Die Bundesregierung hat seit der Verabschiedung des ,,Gemeinsamen
Aktionsplans gegen die Organisierte Kriminalitit sowie Finanz- und
Rauschgiftkriminalitit™ eine ressortiibergreifende Task Force eingerich-
tet Derzeit liegt der Schwerpunkt auf dem Aufbau der im Aktionsplan
vorgesehenen Kooperations- und Analyseverfahren sowie der Vorberei-
tung neuer gemeinsamer Organisationsstrukturen.

Bis Ende 2026 sind weitere Schritte geplant, die sich auf den organisato-
rischen Aufbau und die sukzessive Implementierung der vorgesehenen
MaBnahmen konzentrieren. Die Mallnahmen der Bundesregierung sind


https://www.erlassjahr.de/blog/venezuela-von-einem-der-unter-die-raeuber-fiel/
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phénomen- und brancheniibergreifend ausgestaltet und richten sich nicht
ausschlieflich gegen einzelne Wirtschaftsbereiche.

14. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, ob die
Marecel Stiftung Hof Hasemann als gemeinniitzig aner-
Queckemeyer kannt ist bzw. in der Vergangenheit als gemein-
(AfD) niitzig anerkannt war?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Schrodi
vom 12. August 2026

Die Stiftung Hof Hasemann ist im Zuwendungsempfangerregister(ZER),
das auf der Internetseite des Bundeszentralamts fiir Steuern (zer.bzst.de)
offentlich zuginglich ist, als steuerbegiinstigte Korperschaft aufgefiihrt.
Das ZER hat keine konstitutive Wirkung. Weitere Informationen liegen
hier nicht vor, da die Durchfiihrung des Besteuerungsverfahrens und die
Entscheidung im konkreten steuerlichen Einzelfall nach den Grundsét-
zen unserer Finanzverfassung den Finanzbehdrden der Lander obliegt.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums des Innern

15. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der
Dr. Michael Arndt ,, Verfestigung des Antisemitismus auf Rekordni-
(Die Linke) veau™ (Josef Schuster, Prisident des Zentralrats

der Juden in Deutschland) mit in den Jahren 2024
und 2025 jeweils liber 8.000 beim Bundesverband
der Recherche- und Informationsstellen Antisemi-
tismus (RIAS) gemeldeten antisemitischen Vor-
fallen, die Nationale Strategie gegen Antisemitis-
mus und fiir jidisches Leben (NASAS) weiterzu-
entwickeln, und wenn ja, mit welchen MaBnah-
men oder zusétzlichen Fordermitteln in den fiinf
Handlungsfeldern (bitte auflisten), und wie wird
sie angesichts der angekiindigten Kiirzungen beim
Bundesprogramm ,,Demokratie leben* sicherstel-
len, dass langfristige zivilgesellschaftliche Netz-
werke, die im letzten Bericht der Bundesregie-
rung zum Stand der Bekdmpfung des Antisemitis-
mus (Bundestagsdrucksache 20/14490) als ,,wert-
volle Basis flir demokratische Strukturen®
bewertet werden, wie beispielsweise die im Kom-
petenznetzwerk Antisemitismus (KOMPAS) zu-
sammengeschlossenen Einrichtungen Anne-Frank
Zentrum (AFZ), Bildungsstitte Anne Frank,
Kreuzberger Initiative gegen Antisemitismus (Ki-
gA e. V.), RIAS und Kompetenzzentrum fiir anti-
semitismuskritische Bildung und Forschung der
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland
e. V. (ZWST), kontinuierlich weiterarbeiten und
somit ohne Einschrinkungen zum Erreichen der
Ziele der NASAS beitragen konnen (Quelle zu
Zahlen, Ubergriffen und Zitat: www.tagesscha
u.de/inland/gesellschaft/antisemitismus-bericht-ri
as-meldestelle-100.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 13. August 2026

Im November 2022 legte die Bundesregierung, die unter Federfithrung
des Beauftragten der Bundesregierung fiir jiidisches Leben in Deutsch-
land und den Kampf gegen Antisemitismus erarbeitete, erste Nationale
Strategie gegen Antisemitismus und fiir jiidisches Leben (NASAS) vor.
Sie bietet einen Handlungsrahmen, um laufende und kiinftige Mafinah-
men von Bundesregierung, Lindern, Organisationen, Vereinen oder Un-
ternehmen zu iiberpriifen. Die NASAS definiert fiinf Handlungsfelder
und drei Querschnittsdimensionen, denen Maflnahmen im Bereich von
Antisemitismusbekdmpfung und jiidisches Leben zuzuordnen sind:

1. Datenerhebung, Forschung und Lagebild,
2. Bildung als Antisemitismuspravention,

3. Erinnerungskultur, Geschichtsbewusstsein und Gedenken,


https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/antisemitismus-bericht-rias-meldestelle-100.html
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4. Repressive Antisemitismusbekdmpfung und Sicherheit,
5. Jidische Gegenwart und Geschichte.

Die Ziele der finf Handlungsfelder sind miteinander verbunden. In alle
flinf Handlungsfelder flieBen zudem Handlungsauftrige aus den drei
Querschnittsdimensionen A) Betroffenenperspektive, B) Strukturbildung
und C) Digitalitdt ein. Hieraus ergibt sich ein 5x3-Modell, in welches
sich auch die FordermaBnahmen der Bundesregierung einordnen lassen
sollten. Im Gegensatz zu einem Aktionsplan, der einzelne erforderliche
Handlungsschritte zur Erreichung von Zielen auflistet, benennt die
NASAS eher abstrakte, iibergeordnete Ziele und weniger konkrete Mal3-
nahmen — letztere konnen die Akteure — und das sind neben Bund und
Léndern die vielen engagierten Krifte in der Zivilgesellschaft — auf den
entsprechenden Ebenen nach ihrer jeweils eigenen Bestandsaufnahme
zielgerichtet selbst festlegen oder anpassen.

Die durch die Bundesregierung durchgefiihrten Mallnahmen und gefor-
derten Projekte werden kontinuierlich weiterentwickelt und bewegen
sich hdufig in mehreren Handlungsfeldern. Eine beschrénkende Zuord-
nung in ein Handlungsfeld wiirde der Komplexitdt und des Umfangs
zahlreicher MaBBnahmen und Projekte nicht gerecht werden.

Die Sicherheitsbehérden des Bundes bearbeiten jegliche Formen extre-
mistischer Einflussnahme auf Gesellschaft und Politik in der Bundes-
republik Deutschland im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages. Sie ge-
hen Hinweisen zu moglichen extremistischen Bestrebungen wie auch
strafrechtlich relevanten Handlungen konsequent nach und priifen konti-
nuierlich sdmtliche Bekdmpfungsmoglichkeiten des Antisemitismus, die
der Rechtsstaat bereithélt (Handlungsfeld 4).

Hierbei ist ein iibergreifender Ansatz von repressiven Maflnahmen zur
Zuriickdrangung existierender antisemitischer Ideologien und der Be-
gleitung dieser durch priaventive MaBBnahmen essentiell.

Einen praventiven Beitrag zur Sensibilisierung zum Thema Antisemitis-
mus leistet beispielsweise das Bundesamt fiir Verfassungsschutz (BfV),
welches mit verschiedenen Publikationen, Pressemitteilungen und Hin-
tergrundbeitragen auf der BfV-Website (www.verfassungsschutz.de) die
Offentlichkeit iiber die verschiedenen Erscheinungsformen des Anti-
semitismus in Deutschland aufklért. Zuletzt im Mai 2026 ver6ftentlichte
das BfV beispielsweise die Broschiire ,,Versteckte Botschaften — Anti-
semitische Codes und Chiffren®, welche einen kompakten Uberblick
iiber Erscheinungsformen von Antisemitismus bietet und dabei helfen
soll, Antisemitismus zu verstehen, zu erkennen und einzuordnen.

Daneben geht das Bundesministerium des Innern (BMI) auch mit ver-
einsrechtlichen MafBnahmen seit Jahrzehnten entschlossen gegen Ver-
einigungen vor, die antisemitische Ideologien verbreiten. Vereinsverbote
sind Ausdruck unserer wehrhaften Demokratie. So wurden am 4. August
2023 die ,,Artgemeinschaft- Germanische Glaubensgemeinschaft we-
sensgeméler Lebensgestaltung e. V. und am 13. Mai 2025 die grofBite
Vereinigung der sogenannten Reichsbiirger- und Selbstverwalter-Szene
in Deutschland ,,Konigreich Deutschland“ durch das BMI verboten.
Diese Verbote stellten ebenso einen Beitrag zur Bekdmpfung des Anti-
semitismus dar.

AuBlerdem fordert das BMI zahlreiche Akteure und Projekte, die sich fiir
die Starkung und Sichtbarmachung jiidischen Lebens in Deutschland en-
gagieren und somit beispielsweise fiir das Handlungsfeld 5 besonders
relevant sind. Im Vertrag vom 27. Januar 2003 verpflichtet sich die Bun-
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desregierung, den Zentralrat der Juden in Deutschland (ZdJ) bei der Er-
fiillung seiner iiberregionalen, integrationspolitischen und sozialen Auf-
gaben, der Erhaltung und Pflege des deutsch-jiidischen Kulturerbes und
dem Aufbau einer jiidischen Gemeinschaft finanziell zu unterstiitzen.
Der Betrag wurde 2023 auf jéhrlich 22 Mio. Euro erhéht. Auch der Jiidi-
sche Kulturfonds wurde auf Initiative des Beauftragten der Bundesregie-
rung fiir jliidisches Leben in Deutschland und den Kampf gegen Anti-
semitismus, Dr. Felix Klein, mit zwei Mio. Euro erstmals im Jahr 2024
in den Bundeshaushalt aufgenommen und zielt auf die Forderung nied-
rigschwelliger Projekte zur Stirkung jlidischer Gegenwartskultur. Im
Jahr 2026 erfolgte eine Erhohung der Mittel auf 2,1 Mio. Euro.

Im Bereich der politischen Bildung werden durch die Bundeszentrale fiir
politische Bildung (Geschéftsbereich des BMI) ebenfalls zahlreiche Pro-
jekte gefordert, insbesondere auch von einigen Trégern, die in der Frage
namentlich genannt werden. Das Budget der Bundeszentrale fiir politi-
sche Bildung fiir Projekte gegen Antisemitismus betrdgt 2026 rund
1,1 Mio. Euro.

Das Bundesministerium flir Forschung, Technologie und Raumfahrt
(BMFTR) unterstiitzt im Zeitraum von 2026 bis 2030 als neue MafBnah-
me im Handlungsfeld 1 der NASAS im Rahmen der Forderrichtlinie
,uUrsachen und Dynamiken des aktuellen Antisemitismus® 14 Einzel-
und Verbundvorhaben zur Erforschung der aktuellen Herausforderungen
des Antisemitismus fiir die Gesellschaft mit einem Gesamtvolumen von
bis zu 17 Mio. Euro. Dariiber hinaus hat das BMFTR seit Dezember
2024 das Kompetenznetzwerk Antisemitismuspravention an Hochschu-
len (KoNHAP) bei der Hochschulrektorenkonferenz aufgestockt, das
nun mit einem Gesamtvolumen von knapp 1,5 Mio. Euro im Zeitraum
von Ende 2024 bis Ende 2027 gefordert wird. Als Beitrag zum Hand-
lungsfeld 5 hat das BMFTR auflerdem im Juli 2026 eine Richtlinie zur
Forderung von Vorhaben zum Thema ,,Jiidische Gegenwartsforschung™
veroffentlicht, wofiir bis zu 16 Mio. Euro vorgesehen sind.

Der Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur und Medien (BKM)
fordert das Jiidische Museum Berlin jahrlich mit mehr als 25 Mio. Euro.
Im Haushalt des BKM wurden fiir 2026 zudem insgesamt 30 Mio. Euro
fiir die institutionelle Foérderung von zwolf erinnerungskulturellen Ein-
richtungen zur Aufarbeitung der NS-Verbrechen etatisiert. Zusétzlich
stellt der BKM iiber fiinf Mio. Euro im Haushaltsjahr 2026 fiir die Pro-
jektforderung nach der Gedenkstittenkonzeption des Bundes zur Verfii-
gung, mit denen Gedenkstétten in die Lage versetzt werden, ihre Ver-
mittlungsangebote zu erneuern, auszubauen oder modellhafte Formate
zu entwickeln.

Die Forderung des Kompetenznetzwerks gegen Antisemitismus (KOM-
PAS) tiber das Bundesprogramm ,,Demokratie leben!* wurde bereits mit
dem Ende der zweiten Forderperiode des Bundesprogramms (Laufzeit
2020 bis 2024) beendet. Seit 2025 wird ein Kooperationsverband gegen
Antisemitismus (KOVA), der zusitzlich zu den in der Frage genannten
Organisationen noch um den Zentralrat der Juden in Deutschland er-
ginzt wurde, im Bereich der Entwicklung einer bundeszentralen Infra-
struktur noch bis Ende des Jahres gefordert.

Die Forderung der Kooperationsverbiinde zur Entwicklung einer bun-
deszentralen Infrastruktur 1duft zum 31. Dezember 2026 aus. Stattdessen
startet 2027 auf Bundesebene die ,,Bundesoffensive Demokratiebildung
und Extremismuspriavention” mit neuem pluralistischem Ansatz, der
Breitenwirkung in der Mitte der Gesellschaft entfalten soll. Antisemitis-
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mus wird dabei als zentrales Themenfeld weiterhin breit und im Sinn der
Nationalen Strategie gegen Antisemitismus adressiert. Alle bisherigen
sowie auch neue Projekttrager konnen sich, sofern sie die Fordervoraus-
setzungen erfiillen, erneut um eine Forderung bewerben.

16. Abgeordneter Wie hoch waren nach Kenntnis der Bundesregie-
Lukas Benner rung in den Jahren 2020 bis 2025 jeweils die Bei-
(BUNDNIS 90/ hilfeausgaben des Bundes flir Beamtinnen und
DIE GRUNEN) Beamte sowie Versorgungsempfangerinnen und

Versorgungsempfanger, und wie hoch war in den
jeweiligen Jahren die personenbezogen nach der
jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze der gesetz-
lichen Krankenversicherung gekappte Summe der
Dienst- und Versorgungsbeziige dieses Personen-
kreises?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 11. August 2026

Die Ausgaben fiir Beihilfen im Bereich des Bundes sind 6ffentlich zu-
ganglich im Bundeshaushalt erfasst und konnen unter www.bundeshaus
halt.de, Hauptgruppe 4, Obergruppe 44, Titel 441 und 446 eingesehen
werden.

Die erbetene Angabe einer ,,personenbezogenen, nach der jeweiligen
Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen Krankenversicherung ge-
kappten Summe der Dienst- und Versorgungsbeziige™ liegt der Bundes-
regierung nicht vor.

17. Abgeordnete Auf welche empirischen Erkenntnisse stiitzt sich
Anne-Mieke die Bundesregierung bei der von der Bundeszen-
Bremer trale fiir politische Bildung angekiindigten stérke-
(Die Linke) ren inhaltlichen Ausrichtung auf die Themenfel-

der Linksextremismus und Islamismus, angesichts
dessen, dass der Phdnomenbereich PMK-rechts
2025 mit 42.544 Straftaten und 1.598 Gewaltde-
likten weiterhin der mit Abstand fallzahlenstérks-
te ist (vgl. Politisch motivierte Kriminalitdt —
Bundesweite Fallzahlen 2025, S.4) und das
rechtsextremistische Personenpotenzial laut Ver-
fassungsschutzbericht 2025 um knapp 17 Prozent
auf 58.700 Personen gestiegen ist (www.verfassu
ngsschutz.de/DE/verfassungsschutz/der-bericht/vs
b-rechtsextremismus/2025-vsb-rechtsextremismu
s_artikel.html), und hélt die Bundesregierung an
der Aussage des Bundesministers des Innern
Alexander Dobrindt vom 9. Juni 2026 fest, wo-
nach die groBte Gefahr aktuell vom Rechtsextre-
mismus ausgehe (www.bmi.bund.de/SharedDocs/
pressemitteilungen/DE/2026/06/pmk2025-p
m.html)?


https://www.bundeshaushalt.de
https://www.verfassungsschutz.de/DE/verfassungsschutz/der-bericht/vsb-rechtsextremismus/2025-vsb-rechtsextremismus_artikel.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2026/06/pmk2025-pm.html
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 12. August 2026

Alle Extremismusformen erfordern die ndtige Aufmerksamkeit der Si-
cherheitsbehorden des Bundes und der Lander, da jedwede Bestrebung
gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung eine nicht zu unter-
schitzende Bedrohung darstellt. Der Rechtsextremismus ist dabei insbe-
sondere aufgrund seiner Verbreitung und vor dem Hintergrund der im
Folgenden dargestellten Parameter aktuell weiter die grofte extremisti-
sche Bedrohung fiir die Demokratie in Deutschland. Darauf weist u. a.
der mit Abstand hochste Anteil der Straftaten im Phdnomenbereich Poli-
tisch motivierte Kriminalitdt (PMK) -rechts- an der Gesamtzahl der im
Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Féllen Politisch motivierter Krimi-
nalitdit (KPMD-PMK) erfassten Delikte hin. Zugleich geht auch vom
Linksextremismus eine wachsende Bedrohung aus. So sind die links-
motivierten Gewaltdelikte ausweislich der PMK-Fallzahlen 2025 im
vergangenen Jahr um 42,65 Prozent gestiegen. Dariiber hinaus weist der
aktuelle Verfassungsschutzbericht einen deutlichen Anstieg des linksex-
tremistischen Personenpotentials von 38.000 (2024) auf 42.200 (2025)
aus.

Die BpB wird weiterhin vielfaltige Inhalte, Veranstaltungen und Projekt-
forderungen zu allen Formen von Extremismus anbieten. Ein Beispiel ist
der aktuelle Forderaufruf zum Thema Nationalsozialistischer Unter-
grund (NSU) mit dem Titel ,,Erinnerung und Bilden im Kontext des
NSU-Komplexes®“. Unter anderem im Rahmen des Planungsanlasses
2027 ,,50 Jahre Deutscher Herbst™ werden vermehrt Angebote zum The-
ma Linksextremismus verdffentlicht. Das Thema wird dabei nicht nur
historisierend, sondern auch gegenwartsbezogen bearbeitet. Zudem wer-
den die MaBinahmen zum Thema Antisemitismus und jiidisches Leben

ausgebaut.

18. Abgeordnete Wie viele Unternehmen und andere KRITIS-Ein-
Jeanne richtungen sind nach Kenntnis der Bundesregie-
Dillschneider rung bis zum Ablauf der Nachfrist am 31. Juli
(BUNDNIS 90/ 2026 ihrer Registrierungspflicht beim Bundesamt

DIE GRUNEN) fiir Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) im
Rahmen der NIS-2 Umsetzung nachgekommen,
und welche Konsequenzen siecht das BSI nun fiir
diejenigen Unternehmen vor, die sich trotz Ablauf
der Nachfrist nicht registriert haben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 10. August 2026

Bis 31. Juli 2026 sind insgesamt 19.058 Registrierungen erfolgt. Die Ge-
samtzahl untergliedert sich wie folgt:

— wichtige Einrichtungen: 12.354,
— besonders wichtige Einrichtungen: 6.487,
— Anteil von KRITIS an besonders wichtige Einrichtungen: 1.378.

Zusitzlich wurde das Statistische Bundesamt durch das Bundesministe-
rium des Innern gebeten, die Schétzungen zur Anzahl der betroffenen
Unternehmen fiir den Erfiillungsaufwand aus dem NIS2-Umsetzungsge-
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setz zu verifizieren und eventuelle Diskrepanzen zwischen den Regis-
trierungszahlen und Schétzungen aufzukléren.

Gemil § 65 Absatz 2 Nummer 6 des BSI-Gesetzes in Verbindung mit
§ 33 Absatz 4 des BSI-Gesetzes wird das BSI im Rahmen eines Ord-
nungswidrigkeitsverfahren gegen die Unternehmen vorgehen, die einer
Registrierung nicht nachkommen, sobald es Kenntnis dariiber erlangt.
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass dem BSI registrierungspflichti-
ge Einrichtungen in der Regel namentlich nicht bekannt sind. Um gegen
Einrichtungen vorgehen zu konnen, die sich rechtswidrig nicht regis-
triert haben, miissen diese zunidchst zeitintensiv und im Einzelnen ermit-
telt werden. Das BSI beteiligt zudem regelméafBig Multiplikatoren (z. B.
Handelskammern, Verbidnde, Social Media), um auf die Registrierungs-

pflicht hinzuweisen.

19. Abgeordnete Auf welcher Datengrundlage hat das Statistische
Jeanne Bundesamt die dem NIS2-Umsetzungs- und
Dillschneider Cybersicherheitsstiarkungsgesetz zugrunde gelegte

(BUNDNIS 90/ Zahl von rund 29.500 betroffenen Unternehmen

DIE GRUNEN) und anderen KRITIS-Einrichtungen ermittelt
(bitte Methodik angeben), und welche Annahmen
etwa zu Unternechmensgrofen, Sektorzuordnung
und Schwellenwerten sind in diese Schitzung ein-
geflossen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 14. August 2026

Bei den Zahlen im Sinne der Fragestellung handelt es sich um das Er-
gebnis eines mehrjdhrigen Schitzprozesses zum Erfiillungsaufwand aus
dem Gesetz zur Umsetzung der NIS-2-Richtlinie und zur Regelung
wesentlicher Grundziige des Informationssicherheitsmanagements in der
Bundesverwaltung. Ziel einer solchen Ex-ante-Schitzung ist es immer,
den Entscheidungstrigerinnen und Entscheidungstrigern und der Offent-
lichkeit durch das Statistisches Bundesamt (DeStatis) ein realititsnahes
Bild der Be- und Entlastung der Normadressaten zu bieten.

Da es sich um eine auf Annahmen basierende und notwendigerweise mit
Unsicherheiten behaftete Schitzung handelt, kann von diesen Zahlen
nicht auf die tatsdchliche Anzahl betroffener Unternehmen geschlossen
werden.

Im Zuge der vorliegenden Schétzung hat DeStatis in Abstimmung mit
den fachlich zustdndigen Stellen anhand der Anhdnge I und II der
NIS-2-Richtlinie Annahmen getroffen, wie viele Unternehmen als ,,be-
sonders wichtige® und ,,wichtige” Einrichtungen zu klassifizieren sind.
Die angesprochene Zahl von 29.500 Unternehmen setzt sich aus diesen
beiden Gruppen zusammen. Hierfiir wurden fiir verschiedene Sektoren
und Untersektoren eigene Zahlen ermittelt. Dabei handelt es sich im
Wesentlichen um Auswertungen aus dem Statistischen Unternehmensre-
gister sowie um Angaben des Bundeswirtschaftsministeriums (BMWE,
damals BMWK) und des Bundesministeriums des Innern (BMI) sowie
deren Geschéftsbereichsbehdrden. Ferner wurde auf Unternehmens-
datenbanken, offentliche Statistiken und vorherige Schétzungen zuriick-
gegriffen. Die Datenbasis ist folglich sehr heterogen.
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Diese Aspekte gilt es bei der Bewertung der angenommenen Anzahl von
29.500 Unternehmen zu beriicksichtigen.

Die tatsdchliche Anzahl der aktuell vom Gesetz betroffenen Unterneh-
men ist nicht bekannt.

Nachfolgend finden Sie die wesentlichen Quellen zu Sektoren und Un-
tersektoren aufgelistet:

Sector & Subsector

| Einzelquellen und Annahmen

Sectors of high criticality

Energy

(a) Electricity

Angaben von BMWK, BMI und BSI

(b) District heating & cooling

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 35.3)

(c) Oil

www.mwv.de/wp-content/uploads/2019/09/190906 MWV _Standortk
arte.pdf, https://ed-info.de/raffinerielandschaft in_deutschland/,
www.bveg.de/Der-BVEG/Organisation/Mitglieder2/Exploration-Prod
uktion, IBEG Niedersachsen Jahresbericht 2019, S. 54

(d) Gas Angaben von BMWK und BMI

(e) Hydrogen MARKUS Unternehmensdatenbank

Transport

(a) Air Angaben des BMI, www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Form
ulare/B1/B11_Genehmigungen/Merkblaetter Info/B1_LstLU.pdf;jses
sionid=049BC2672D6321FCC77B72C16B9B9ASD.live21301?__ blo
b=publicationFile&v=71 (Annahme von 50 Prozent)

(b) Rail Angaben des BMI

(c) Water Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Codes 50.1, 50.2,
50.3 und 50.4), aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 52.22.2)

(d) Road

Banking Bankenstatistik der Deutschen Bundesbank (online abrufbar: www.b

undesbank.de/resource/blob/804010/5ecd878{fc945a225a824b68a698
c2f0/mL/iv-strukturzahlen-gesamtinstitute-data.pdf)

Financial market infrastructures

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 66.11)

Health

Fachserie 2 Reihe 1.6.1 des StBA, ERN-Suchfunktion der Europi-
ischen Kommission, Auswertung aus dem Unternehmensregister
(WZ-Code 21) mit eigener Berechnung auf die Grofenklassen,
MARKUS Unternehmensdatenbank

Digital infrastructure

Angaben aus Nachmessungen zum Erfiillungsaufwand, Angaben von
BMWK und BMI, MARKUS Unternechmensdatenbank, https://esigna
ture.ec.europa.cu/efda/tl-browser/#/screen/tl/DE

ICT service management (B2B)

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Codes 62.03)

Space

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Codes 61.3)

Other critical sectors

Postal and courier services

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 53)
mit eigener Berechnung auf die Grofenklassen

Waste management

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 38)
mit eigener Imputation auf die WZ-Codes 38.1 und 38.2

Manufacture, production and
distribution of chemicals

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 20)
mit eigener Berechnung auf die Groenklassen, Auswertung aus dem
Unternehmensregister (WZ-Code 46.75)

Food production, processing and
distribution

Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Codes 64.3
abziiglich 64.35, 10.1, 10.2, 10.3, 10.4, 10.5, 10.6, 10.7, 10.8 und 11)



https://www.mwv.de/wp-content/uploads/2019/09/190906_MWV_Standortkarte.pdf
https://ed-info.de/raffinerielandschaft_in_deutschland/
https://www.bveg.de/Der-BVEG/Organisation/Mitglieder2/Exploration-Produktion
https://www.lba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Formulare/B1/B11_Genehmigungen/Merkblaetter_Info/B1_LstLU.pdf;jsessionid=049BC2672D6321FCC77B72C16B9B9A8D.live21301?__blob=publicationFile&v=71
https://www.bundesbank.de/resource/blob/804010/5ecd878ffc945a225a824b68a698c2f0/mL/iv-strukturzahlen-gesamtinstitute-data.pdf
https://esignature.ec.europa.eu/efda/tl-browser/%23/screen/tl/DE
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Sector & Subsector | Einzelquellen und Annahmen

Manufacturing

(a) Manufacture of medical devices | Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 32.5)
and in vitro diagnostic medical

devices

(b) Manufacture of computer, Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 26)
electronic and optical products

(c) Manufacture of electrical Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 27)
equipment

(d) Manufacture of machinery and | Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 28)
equipment n.e.c.
(e) Manufacture of motor vehicles, | Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 29)
trailers and semi-trailers
(f) Manufacture of other transport Auswertung aus dem Unternehmensregister (WZ-Code 30)
equipment

Digital providers Angaben des BMI, Abschnitt VI 4 des Entwurfes zum Netzwerk-
durchsetzungsgesetz
20. Abgeordneter Wie waren die konkreten Rahmenbedingungen
Rainer Galla der Abschiebung von 31 Afghanen, darunter
(AfD) 30 Straftitern, nach Kabul per Charterflug in der

Nacht auf den 28./29. Juli 2026 (www.tagesscha
u.de/inland/innenpolitik/abschiebeflug-afghanen-
102 .html; bitte ausfilhren und dabei angeben:
Dauer der Planung der MaBnahme; Anzahl der
beteiligten Bundesldnder; Anzahl der Bundeslin-
der, die eine Mitwirkung abgelehnt haben; Ge-
samtkosten der Malnahme; reine Kosten des
(Charter)Flugs fiir Hin- und Riickreise; Anzahl
der Begleitpersonen wie Bundespolizisten, medi-
zinischem Personal, Dolmetschern oder Geistli-
chen; Anzahl der verbliebenen ungenutzten Plit-
ze), und wurden die frei gewordenen Platzkapazi-
titen beim Riickflug genutzt, um Personen aus
Afghanistan neu nach Deutschland einzufliegen,
ggf. liber einen Zwischenhalt in Pakistan, nach-
dem im Friihjahr dort noch etwa 280 Menschen
auf die FEinreise nach Deutschland warteten
(www.spiegel.de/politik/aufnahmeprogramm-noc
h-rund-280-afghanenwarten-auf-einreise-nach-de
utschland-a-c2cb3b2d-59b5-4eal-a3ff-2245f8a3
698e; bitte ausfiihren und Anzahl der eingefloge-
nen Personen angeben, aufgeschliisselt nach Mén-
nern/Frauen sowie Personen unter 18 Jahren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 10. August 2026

SammelriickfithrungsmaBinahmen werden grundsitzlich mehrere Wo-
chen bis Monate vor der Durchfithrung geplant. An der MaBinahme ha-
ben sich neun Lander beteiligt. Kein Land hat seine Mitwirkung abge-
lehnt. Die Gesamtkosten fiir die Maflnahme liegen noch nicht abschlie-
Bend vor. Die Kosten fiir den Flug belaufen sich auf 455.080 Euro. Die


https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/abschiebeflug-afghanen-102.html
https://www.spiegel.de/politik/aufnahmeprogramm-noch-rund-280-afghanenwarten-auf-einreise-nach-deutschland-a-c2cb3b2d-59b5-4ea1-a3ff-2245f8a3698e
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gesamte MafBinahme wurde von 97 Beamten, zwei Sprachmittlern und
zwel Arzten begleitet.

Der erfragte Riickfithrungsflug ist nicht fiir einen Riicktransport von zu-
sitzlichen Passagieren von Afghanistan nach Deutschland geeignet, da
der Flug lediglich als Riickfiihrungsflug geplant, gebucht und gegeniiber
dem Zielstaat als solcher angekiindigt wurde.

21. Abgeordneter
Martin Hess
(AfD)

Wie lauten die Tatverdichtigenbelastungszahlen
(TVBZ insgesamt) im Bereich der Gewaltkrimi-
nalitdt im Jahr 2025 in Bezug auf Personen aus
dem Maghreb (Tunesien, Algerien und Marokko),
die ihren Wohnsitz in Deutschland haben (bitte je-
weils nach Staat, sowie folgenden Deliktsgruppen
aufschlisseln: PKS-Summenschlissel ,,892000
Gewaltkriminalitét®; PKS-Summenschliissel
»892500 Mord, Totschlag und Tétung auf Verlan-
gen®, PKS-Schliissel ,,222000 Gefahrliche und
schwere Korperverletzung, Verstimmelung weib-
licher Genitalien®, PKS-Schliissel ,,111000 Verge-
waltigung, sexuelle Notigung und sexueller Uber-
griff im besonders schweren Fall einschlieBlich
mit Todesfolge*, PKS-Schliissel ,,210000 Raub,
rduberische Erpressung und riuberischer Angriff
auf Kraftfahrer*)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 12. August 2026

Die erfragten Tatverdédchtigenbelastungszahlen (TVBZ) insgesamt (in
Deutschland ansdssige Tatverdidchtige ab acht Jahren insgesamt bezogen
auf die jeweilige Wohnbevolkerung), aufgeschliisselt hach o. g. PKS-
Schliissel und den angefragten Staatsangehorigkeiten (algerisch, marok-
kanisch, tunesisch) sind der nachfolgenden Ubersicht zu entnehmen:

PKS-Schliissel | Straftatbeschreibung TVBZ TVBZ TVBZ
Algerien Marokko Tunesien
111000 Vergewaltigung, sexuelle Notigung 171,3 68,1 76,2
und sexueller Ubergriff im besonders
schweren Fall einschlieBlich mit Todes-
folge §§ 177, 178 StGB
210000 Raub, rdauberische Erpressung und 1.712,7 397,0 555,0
rauberischer Angriff auf Kraftfahrer
§§ 249-252, 255, 316a StGB
222000 Gefahrliche und schwere Korper- 3.587,1 9427 1.608,2
verletzung, Verstimmelung weiblicher
Genitalien §§ 224, 226, 226a, 231 StGB
892000 Gewaltkriminalitat 5.023,8 1.319,3 2.096,7
892500 Mord, Totschlag und Tétung auf 76,1 19,3 50,8
Verlangen

Fiir Informationen zur Berechnung von Tatverdidchtigenbelastungszah-
len (TVBZ) und Hinweise zu ihrer Interpretation wird auf die Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der AfD auf
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Bundestagsdrucksache 21/6365 verwiesen (https://dserver.bundestag.de/
btd/21/063/2106365.pdf).

22. Abgeordneter In welchem Umfang (bitte nach Einsatzort und
Dr. Anton Mitteln auflisten) unterstiitzt Deutschland aktuell
Hofreiter andere EU-Mitgliedstaaten bei der Bekdmpfung
(BUNDNIS 90/ von Wald- und Vegetationsbrianden iiber den EU-
DIE GRUNEN) Katastrophenschutzmechanismus oder anderwei-

tig, und welche weiteren MaBnahmen plant die
Bundesregierung zusitzlich?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 12. August 2026

Anléasslich der Waldbrandlage unterstiitzte Deutschland die Lander Spa-
nien und Frankreich iiber den EU-Katastrophenschutzmechanismus
(UCPM). Das Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhil-
fe (BBK) koordiniert die deutschen HilfsmaBnahmen und tbernimmt
damit eine zentrale Rolle bei der internationalen Katastrophenhilfe.

Die bereits erfolgten Unterstiitzungsleistungen sind der folgenden Pres-
semitteilung des BBK entnehmbar: www.bbk.bund.de/SharedDocs/Press
emitteilungen/DE/2026/07/pm-31-waldbraende-ucpm.html.

Zum aktuellen Zeitpunkt — im Sinne der Fragestellung — erfolgt keine
Unterstiitzung an weitere EU-Mitgliedstaaten. Durch die Funktionsweise
des UCPM ist gewihrleistet, dass erforderliche Hilfe zur Unterstiitzung
passgenau eingesetzt werden kann. Sofern neue Anfragen im Gemein-
same Melde- und Lagezentrum von Bund und Lindern (GMLZ) des
BBK eingehen, werden sie anhand der etablierten Prozesse entgegenge-
nommen, gesichtet und an die Lénder mit der Bitte um passende Hilfs-
angebote weitergeleitet.

23. Abgeordneter In wie vielen Féllen wurden nach Kenntnis der
Pierre Lamely Bundesregierung seit dem Jahr 2020 bundesweit
(AfD) Einbiirgerungen nach § 35 des Staatsangehdrig-

keitsgesetzes zuriickgenommen (bitte hierbei auch
die Anzahl der derzeit anhingigen Verfahren an-
geben und bitte, soweit der Bundesregierung aus
der amtlichen Statistik bekannt, das Land Hessen
gesondert ausweisen), und werden Riicknahmen
rechtswidriger Einbiirgerungen in der Einbiirge-
rungsstatistik des Bundes bundesweit einheitlich
erfasst?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 10. August 2026

In der Einbiirgerungsstatistik werden geméf § 36 des Staatsangehorig-
keitsgesetzes (StAG) Erhebungen iiber erfolgte Einbiirgerungen jeweils
flir das vorausgegangene Kalenderjahr durchgefiihrt. Die Anzahl der
Riicknahmen rechtswidriger Einbiirgerungen ist kein Bestandteil der
Einbiirgerungsstatistik.


https://www.dserver.bundestag.de/btd/21/063/2106365.pdf
https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/07/pm-31-waldbraende-ucpm.html
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GemiB § 33 Absatz 1 Satz2 Nummer 2 StAG werden Entscheidungen
zum Bestand und gesetzlichen Verlust der deutschen Staatsangehdrigkeit
in das Register der Entscheidungen in Staatsangehorigkeitsangelegen-
heiten (EStA) eingetragen. Nach einer aktuellen Auswertung des Regis-
ters EStA ist seit dem 1. Januar 2020 in insgesamt 1.219 Fillen die
Riicknahme einer rechtswidrigen Einbiirgerung auf der Grundlage des
§ 35 StAG erfolgt. Hiervon entfillt ein Fall auf das Land Hessen.

Da im Register EStA Entscheidungen erst nach ihrer Bestandskraft oder
nach ihrem Wirksamwerden erfasst werden, liegen der Bundesregierung
keine Erkenntnisse iiber die Anzahl der derzeit in den Léndern anhéngi-
gen Verfahren vor. Aus diesem Grund sind spitere Korrekturen der ge-
nannten Fallzahlen moglich.

24. Abgeordneter Wie viele Straftaten wurden nach Kenntnis der
Pierre Lamely Bundesregierung in Ziigen und auf Bahnhdfen in
(AfD) Hessen veriibt (bitte jeweils flir die Jahre 2023,

2024, 2025 sowie das erste Halbjahr 2026 die Ge-
samtzahl und die drei hiufigsten Straftatbestinde
angeben), und an welchen fiinf Bahnhdfen in Hes-
sen haben die meisten dieser Taten stattgefunden
(Bahnhofe und Anzahl der Straftaten bitte jeweils
angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 13. August 2026

Die statistischen Daten im Sinne der Fragestellung sind der nachfolgen-
den Ubersicht zu entnehmen. Grundlage der Darstellung bildet die Poli-
zeiliche Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES). Die statistischen Da-
ten der PES konnen sich aufgrund von Nacherfassungen oder notwendi-
gen Mallnahmen zur Qualitdtssicherung auch zukiinftig noch geringfii-

gig andern.
Straftaten in Ziigen und auf Bahnhofen in Hessen
1. Halbjahr
2023 2024 2025 2026
Gesamt 44.781 34.621 33.147 15.105
davon:
§ 265a StGB 21.777 16.062 16.171 7.118
§ 95 Absatz 1 AufenthG 8.659 5.388 4.219 1.795
§ 242 StGB 4.637 4.428 3.985 1.663
1. Halbjahr
2023 2024 2025 2026
fiinf hiufigste Bahnhofe
Frankfurt (Main) Hbf. 10.384 8.162 6.642 3.238
Frankfurt (Main) Flughafen Fernbahnhof 3.633 2.575 2.930 1.097
Fulda 1.366 1.142 1.098 561
Kassel-Wilhelmshohe 941 1.079 1.140 493
Wiesbaden Hbf. 870 926 874 443
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25. Abgeordneter War die Bundesregierung zur am 16. Juli 2026 in
Pierre Lamely Washington, D.C. durchgefiihrten internationalen
(AfD) Veranstaltung zum Wiedererstarken des politi-

schen Terrorismus (,,Ministerial on the Resurgen-
ce of Political Terrorism*) eingeladen und dort
offiziell vertreten — falls nein, aus welchen Griin-
den nicht —, und in welcher konkreten Weise un-
terstiitzt die Bundesregierung die von US-Aufen-
minister Marco Rubio angekiindigte und gemein-
sam mit Partnern in Deutschland geplante Folge-
Veranstaltung bzw. ist an dessen Ausrichtung
beteiligt (www.state.gov/releases/office-of-the-sp
okesperson/2026/07/remarks-at-the-opening-of-th
e-ministerial-on-the-resurgence-of-political-terror
ism/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 13. August 2026

Die Bundesregierung verweist auf ihre noch immer aktuelle Antwort auf
die Schriftliche Frage 19 der Abgeordneten Clara Biinger auf Bundes-

tagsdrucksache 21/7434.

26. Abgeordnete Wie viele Schutzplitze gibt es fiir Tiere in Schutz-
Ina Latendorf rdumen der Bundesrepublik Deutschland, und
(Die Linke) welche Rolle spielen Tiere in den Bemiihungen

der Bundesregierung, Schutzraume zu identifizie-
ren und auszubauen (www.behoerden-spiegel.de/
2026/03/12/was-vom-schutzraumkonzept-blieb/,
aufgerufen 10. August 2026)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 13. August 2026

Die Zustindigkeit fiir die Verwaltung und Unterhaltung 6ffentlicher Zu-
fluchtsraume liegt bei den Kommunen. Beziiglich der Unterbringung
von Tieren in 6ffentlichen Zufluchtsraumen besteht keine bundesweite

Regelung.

27. Abgeordneter Plant die Bundesregierung konkrete MaBinahmen,
Sascha Lensing um die in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage
(AfD) der Fraktion der AfD ,,Jugendliche Intensiv- und

Mehrfachtiter in deutschen Ballungsraumen*
(Bundestagsdrucksache 21/7459) festgestellten
fehlenden bundeseinheitlichen Datengrundlagen
zu beheben, insbesondere hinsichtlich einer ein-
heitlichen Definition jugendlicher Intensiv- und
Mehrfachtéter sowie der Schaffung eines bundes-
weiten Lagebildes, und wenn ja, welche?


https://www.state.gov/releases/office-of-the-spokesperson/2026/07/remarks-at-the-opening-of-the-ministerial-on-the-resurgence-of-political-terrorism/
https://www.behoerden-spiegel.de/2026/03/12/was-vom-schutzraumkonzept-blieb/
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 12. August 2026

Die Bundesregierung plant derzeit keine MaBBnahmen im Sinne der Fra-

gestellung.

28. Abgeordnete Werden nach Kenntnis der Bundesregierung
Denise Loop Straftaten gegen Sexarbeitende von den Polizeien
(BUNDNIS 90/ in Deutschland systematisch erfasst, und wenn
DIE GRUNEN) nein, wie steht die Bundesregierung zu einer ent-

sprechenden bundesweiten polizeilichen Erfas-
sung zum besseren Schutz von Sexarbeitenden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 10. August 2026

Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) erfasst Straftaten gegen Prosti-
tuierte im Rahmen der Opferspezifik nicht gesondert. Das Bundeslage-
bild Menschenhandel und Ausbeutung bildet hingegen die Anzahl der
Begleit- bzw. Logistikdelikte ab, die bei polizeilichen Ermittlungen we-
gen des Verdachts der Begehung von Straftaten des Menschenhandels
zum Zweck der sexuellen Ausbeutung festgestellt wurden.

Das Bundeskriminalamt priift — gemeinsam mit den Lindern, der Bun-
despolizei und dem Zollkriminalamt — die Lagebetrachtung fortlaufend
auf Anpassungsbedarf und nimmt bei Bedarf entsprechende Weiterent-
wicklungen vor.

29. Abgeordnete Erhebt die Bundesregierung Daten zu Vorfillen
Stella Merendino  von Cybersecurity Breaches (unberechtigtem Zu-
(Die Linke) griff auf digitale Datensammlungen) in Kranken-

hiusern, und wenn ja, wie viele solcher Fille
ereigneten sich im Jahr 2025 (bitte nach Bundes-
landern aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 11. August 2026

Es besteht nur fiir erhebliche IT-Sicherheitsvorfille eine gesetzliche
Meldepflicht gegeniiber dem Bundesamt fiir Sicherheit in der Informa-
tionstechnik (BSI). Bei den erheblichen Sicherheitsvorfallen wird eine
eigenstindige Fallgruppe Cybersecurity Breaches (unberechtigter Zu-
griff auf digitale Datensammlungen) vom BSI nicht erhoben.

Dariiber hinaus ist anzumerken, dass die Meldepflicht 2025 ausschlie(3-
lich solche Krankenhduser betroffen hat, die nach der BSI-Kritisverord-
nung (BSI-KritisV) als Kritische Infrastruktur gelten (Krankenhéuser ab
30.000 vollstationiren Féllen/Jahr).

Mit Inkrafttreten des NIS2-Umsetzungs- und Cybersicherheitsstiarkungs-
gesetzes (NIS2UmsuCG) am 6. Dezember 2025 wurde die Meldepflicht
erheblich ausgeweitet: Erhebliche Sicherheitsvorfille sind seither nach
§ 32 BSIG an das BSI zu melden; erfasst sind besonders wichtige und
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wichtige Einrichtungen (§ 28 BSIG), zu denen nahezu alle zugelassenen
Krankenhduser im Sinne des § 108 des Fiinften Buches Sozialgesetz-
buch (SGB V) zéhlen. Die breite Meldepflicht wirkte sich im Jahr 2025
somit nur in den letzten Wochen aus.

Unabhéngig hiervon sind Verletzungen des Schutzes personenbezogener
Daten, unter die ein unberechtigter Zugriff regelmaBig fallt, nach Arti-
kel 33 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) den zustdndigen
Datenschutzaufsichtsbehorden zu melden; diese liegen iiberwiegend in
der Zustdndigkeit der Lander. Eine bundesweite, nach Landern aufge-
schliisselte Gesamtzéhlung genau der abgefragten Fallgruppe entsteht
auf diesem Weg nicht.

Die Bundesregierung nimmt die Gefdhrdungslage und die Sicherheits-
vorfille im Gesundheitswesen sehr ernst. Zur Starkung der IT-Sicherheit
wird das Bundesministerium fiir Gesundheit daher die Einrichtungen
entlang des akutstationdren Versorgungspfades, insbesondere die Kran-
kenhduser, mit dem Sofortprogramm Cybersicherheit im Gesundheits-
wesen unterstiitzen.

30. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse iiber
Soren Pellmann die Beladung der ukrainischen Antonow-Flugzeu-
(Die Linke) ge auf dem Leipziger Flughafen vor, die mutmaB-

lich Ziel eines Anschlagversuches in der Nacht
zum 5. August 2026 werden sollten, und wenn ja,
welche (www.morgenpost.de/politik/article41279
3741/flughafen-leipzig-drohne-hatte-sprengstoff-
wohl-in-konservendose-geladen.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 13. August 2026

Die Erteilung von Auskiinften zur Beantwortung der Fragestellung muss
(zum jetzigen Zeitpunkt) unterbleiben. Denn trotz der grundsitzlichen
verfassungsrechtlichen Pflicht, Informationsanspriiche des Deutschen
Bundestages und einzelner Abgeordneter zu erfiillen, tritt hier nach sorg-
faltiger Abwagung der betroffenen Belange im Einzelfall das Informa-
tionsinteresse des Parlaments hinter dem berechtigten Geheimhaltungs-
interesse zum Schutz der laufenden Ermittlungen zuriick. Eine Auskunft
zu Erkenntnissen aus dem Ermittlungsverfahren des Generalbundesan-
walts beim Bundesgerichtshof wiirde konkret weitergehende Ermitt-
lungsmafinahmen erschweren oder gar vereiteln; aus dem Prinzip der
Rechtsstaatlichkeit folgt daher, dass das betroffene Interesse der Allge-
meinheit an der Gewéhrleistung einer funktionstiichtigen Strafrechts-
pflege und Strafverfolgung hier Vorrang vor dem Informationsinteresse
genielt.


https://www.morgenpost.de/politik/article412793741/flughafen-leipzig-drohne-hatte-sprengstoff-wohl-in-konservendose-geladen.html
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31. Abgeordneter Wie viele geduldete Personen aus den seit dem
Tobias Matthias 29. Juli 2026 zusitzlich als sicher eingestuften
Peterka Herkunftsstaaten unterliegen nach Kenntnis der
(AfD) Bundesregierung nunmehr einem Arbeitsverbot

nach § 60a Absatz 6 des Aufenthaltsgesetzes, und
wie viele von ihnen bezogen zuvor ein eigenes
Erwerbseinkommen (vgl. Bundesregierung, Ge-
setzliche Neuregelungen August 2026 — www.bun
desregierung.de/breg-de/aktuelles/gesetzliche-neu
regelungen-2448548, abgerufen am 6. August
2026)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 13. August 2026

Seit dem 29. Juli 2026 wurden keine Staaten zusétzlich als sichere Her-
kunftsstaaten eingestuft, demnach fallen auch keine geduldeten Perso-
nen unter ein Arbeitsverbot im Sinne der Fragestellung.

32. Abgeordneter Plant die Bundesregierung, die Forderung des
Martin Reichardt  Violence Prevention Network, das Gespriche mit
(AfD) dem Attentiter auf den Berliner CSD fiihrte, vor

dem nach meiner Auffassung zu beriicksichtigen-
den Hintergrund des Umstands einzustellen, dass
der Geschiéftsfiihrer des Violence Prevention Net-
work, Thomas Miicke (www.tagesschau.de/inlan
d/regional/berlin/rbb-wir-haben-es-hier-mit-einer-
person-zu-tun-die-am-ende-ihres-radikalisierungs
prozesses-stand-102.html), in Personalunion Vor-
standsmitglied eines mit Bundesmitteln geférder-
ten Vereins (https://gangway.de/ueber-uns/zentral
e-vorstand-mitglieder/) ist, dessen Gruppen in der
Vergangenheit Slogans wie ,,Deutschland aber he-
lal* (https://nius.de/politik/millionen-euro-steuerg
eld-baller-spiele-deradikalisierung) verbreiteten,
und wenn nein, weshalb nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 13. August 2026

Es gibt derzeit keine Planungen im Sinne der Fragestellung. VPN ist ein
bundesweit anerkannter Trager der Deradikalisierungsarbeit und Extre-
mismuspravention. Soweit Bundesmittel zur Projektférderung zur Ver-
figung gestellt wurden, unterliegen diese regelmiBig der Priifung der
Mittelverwendung durch die zuwendungsgebende Stelle.

33. Abgeordnete Wie viele Projekte zur Islamismus-Pravention und
Heidi Reichinnek  -Deradikalisierung forderte die Bundesregierung
(Die Linke) zwischen 2020 und 2029, und in welcher Hohe

(bitte fiir die Jahre 2020 bis 2026 sowie die Pla-
nung fiir 2027 bis 2029 und sowohl die Anzahl
als auch die Gesamtférdersumme angeben)?


https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/gesetzliche-neuregelungen-2448548
https://www.tagesschau.de/inland/regional/berlin/rbb-wir-haben-es-hier-mit-einer-person-zu-tun-die-am-ende-ihres-radikalisierungsprozesses-stand-102.html
https://www.gangway.de/ueber-uns/zentrale-vorstand-mitglieder/
https://www.nius.de/politik/millionen-euro-steuergeld-baller-spiele-deradikalisierung
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christoph de Vries
vom 10. August 2026

Im Zeitraum 2020 bis 2026 bewilligte die Bundesregierung insgesamt
82.212.197,63 Euro fiir spezifische MaBinahmen im Bereich der Islamis-
mus-Priavention und -Deradikalisierung. Mit dieser Summe wurden ins-
gesamt 145 Projekte gefordert, die verschiedene Aspekte der Primér-,
Sekundér- und Tertidrpravention sowie der politischen Bildung und der
Forschung abdecken.

Ergénzend wird darauf hingewiesen, dass dariiberhinaus viele weitere
Projekte und ganze Programmbereiche in den Forderprogrammen der
Bundes phinomeniibergreifend und/oder transdisziplinidr angelegt sind.
Eine direkte thematische Zuordnung dieser Fordermittel ist nicht mog-
lich. Im Ubrigen wird auf die Antworten der Bundesregierung (Bundes-
tagsdrucksache 20/145, 20/4404 und 20/13216) auf die Kleinen An-
fragen der Fraktion der AfD verwiesen.

Fiir die Jahre 2027 und 2028 sind im Etat des Bundesministeriums des
Innern fiir Mallnahmen zur Islamismusprivention und Islamismus-
bekdmpfung Verpflichtungsermichtigungen in Hohe von jeweils
500.000 Euro vorgesehen. Das Bundesministerium fiir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend fiihrt aktuell ein Interessenbekundungsver-
fahren im Rahmen des Bundesprogramms ,,Demokratie leben!* zur Aus-
wahl neuer Projekte auch zur Islamismusprdavention ab dem Haushalts-
jahr 2027 durch. Das Bundesministerium fiir Forschung, Technologie
und Raumfahrt beabsichtigt, im Rahmen der Forderrichtlinie ,,Islamis-
mus: Auswirkungen, Gegenstrategien und Praventionsmafnahmen* im
Zeitraum vom 1. September 2026 bis zum 31. Oktober 2030 zehn For-
schungsprojekte sowie ein wissenschaftliches Begleitvorhaben mit
einem Gesamtvolumen von 13,5 Mio. Euro zu fordern, um Islamismus
in der Breite zu erforschen und Handlungswissen fiir Politik und Praven-
tionspraxis zu erarbeiten.

Dariiberhinausgehende Mittel sind abhédngig von der Entscheidung des
Haushaltsgesetzgebers. Konkrete Aussagen zur Anzahl der geforderten
Projekte und den Planungssummen fiir die kommenden Jahre konnen
daher zum gegenwirtigen Zeitpunkt nicht getroffen werden.

34. Abgeordneter Wie viele der 12.539 Personen, deren Asylantrag
Raimond Scheirich im Jahr 2025 gemill § 32a Absatz 2 des Asyl-
(AfD) gesetzes als zuriickgenommen galt (vgl. Antwort

der Bundesregierung auf meine Schriftliche
Frage 30 auf Bundestagsdrucksache 21/7434) er-
hielten anschlieBend einen Aufenthaltstitel nach
dem Aufenthaltsgesetz, wurden abgeschoben,
reisten freiwillig aus oder sind derzeit weiterhin
ausreisepflichtig (bitte nach genannten Kriterien
aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretiirin Daniela Ludwig
vom 11. August 2026

Angaben im Sinne der Fragestellung liegen der Bundesregierung nicht
vor. Die Daten zur der in der Fragestellung genannten Vorfrage wurden
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aus der zentralen IT-Kernanwendung des Bundesamtes fiir Migration
und Fliichtlinge MARIS (Migrations-Asyl-Reintegrationssystem) ermit-
telt. MARIS enthélt jedoch keine Daten zum aktuellen Aufenthalt von
Personen im Sinne der Fragestellung. Andere statistische Quellen zur
Ermittlung der erfragten Daten stehen nicht zur Verfiigung.

Geschaftsbereich des Auswartigen Amts

35. Abgeordnete Aus welchenGriinden hat sich die Bundesregie-
Deborah Diiring rungbei der Abstimmung der Resolution E/2026/
(BUNDNIS 90/ L.23 ,Economic and social repercussions of the
DIE GRUNEN) Israeli occupation on the living conditions of the

Palestinian people in the Occupied Palestinian
Territory, including East Jerusalem, and the Arab
population in the occupied Syrian Golan* (https://
docs.un.org/en/E/2026/L.23) im Economic und
Social Council der VereintenNationen (ECOSOC)
am 21. Juli 2026 enthalten (https://transcripts.un.o
rg/en/ecosoc/2026/39, Minute 58:55), abweichend
von der jahrelangen Praxis der Zustimmung fiir
vergleichbare Resolutionen (in den Jahren, in
denen Deutschland Mitglied im ECOSOC war),
und welche der in der Resolution enthaltenen For-
derungen widersprechen der Linie der Bundes-
regierung?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 10. August 2026

Die Enthaltung der Bundesregierung ist darin begriindet, dass die Reso-
lution die Situation vor Ort unzureichend abbildet und im Vorfeld der
Abstimmung keine Verhandlungen mit den ECOSOC-Mitgliedstaaten zu
einer moglichen Aktualisierung des Textes stattfanden.

Die nahostpolitische Haltung der Bundesregierung ist im Ubrigen unver-

andert.

36. Abgeordnete Welche Mallnahmen hat das Auswértige Amt ein-
Deborah Diiring schlieflich der deutschen Auslandsvertretungen
(BUNDNIS 90/ im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Juli

DIE GRUNEN) 2026 zum Schutz queerer Menschen im Ausland
durchgefiihrt oder gefordert (bei Ubersteigung der
zuldssigen Zahl abgefragter Einzelposten, bitte
die nach Auffassung der Bundesregierung 28 pri-
oritdiren Mallnahmen angeben)?


https://www.docs.un.org/en/E/2026/L.23
https://www.transcripts.un.org/en/ecosoc/2026/39
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Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 10. August 2026

Das Auswirtige Amt verweist auf die Antworten der Bundesregierung
zu Frage 1 vom 17. Dezember 2025 auf die GroBle Anfrage der Fraktion
der AfD auf Bundestagsdrucksache 21/3319 sowie zu Frage 33 vom
30. Juli 2026 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundes-
tagsdrucksache 21/7437.

Die bereits erteilten Antworten der Bundesregierung enthalten einen
umfassenden Uberblick im Sinne der Fragestellung fiir den Zeitraum
2021 bis 2025. Fiir Schriftliche Fragen ist nach der Geschiftsordnung
des Deutschen Bundestages eine Antwortfrist von einer Woche vorge-
sehen. Der Antwortumfang bei Schriftlichen Fragen ist daher auf die in
dieser Frist ermittelbaren Informationen beschrénkt. Eine abschlieende
Auffiihrung aller Maflnahmen im Sinne der Fragestellung fiir das laufen-
de Jahr 2026 wire mit erheblichem Verwaltungsaufwand verbunden und
ist im Einklang mit den Grundsétzen der VerhdltnismaBigkeit nicht mog-

lich.

37. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Spanien wihrend des
Chantal Kopf Massenandrangs auf der spanischen Exklave
(BUNDNIS 90/ Ceuta Unterstiitzung angeboten, und wenn ja,

DIE GRUNEN) welche, und fiir welche Form der gemeinsamen
europdischen Unterstiitzung setzt sie sich fiir
kiinftige vergleichbare Vorfille ein?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 11. August 2026

Die Bundesregierung hat auf verschiedenen Ebenen umgehend Kontakt
mit Amtskollegen aus Spanien, der EU sowie Marokko aufgenommen
und ihre Solidaritit zugesichert. Die EU-Kommission hat beim Treffen
der Innenminister am 4. August 2026 einen Fiinf-Punkte-Plan vorge-
schlagen, den die Bundesregierung begriifit. Sie wirkt im Umfang ihrer
Zustandigkeiten an dessen Umsetzung mit. Unbenommen davon fordert
sie, dass alle Mitgliedstaaten die Regelungen des Gemeinsamen Europé-
ischen Asylsystems umsetzen.
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38. Abgeordneter Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung iiber
Stefan Schmidt die Auswirkungen der aktuellen Waldbrinde in
(BUNDNIS 90/ Siideuropa (z. B. in Spanien, Portugal und Frank-
DIE GRUNEN) reich; vgl. www.dw.com/de/bordeaux-waldbraend

e-feuer-flammen-frankreich-urlauber-touristen-sp
anien-portugal-macron/a-78139462) auf deutsche
Reisende in der betroffenen Regionen und deut-
sche Reiseunternehmen, die Reisen in die betrof-
fene Region anbieten, und welche konkreten Un-
terstiitzungs- und Informationsmafinahmen (z. B.
iiber das Auswirtige Amt oder die deutschen
Auslandsvertretungen vor Ort) stellt sie deutschen
Reisenden, die von diesen Brianden betroffen sind,
zur Verfiigung (bitte hierbei auch angeben, was
den Reisenden konkret empfohlen wird)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 12. August 2026

Das Auswirtige Amt stellt Reisenden iiber die Reise- und Sicherheits-
hinweise aktuelle Informationen zum Reiseland zur Verfiigung, so auch
zu den aktuellen Waldbrinden in Siideuropa. Beziiglich der darin enthal-
tenden Empfehlungen wird auf die jeweiligen Reise- und Sicherheitshin-
weise verwiesen: www.auswaertigesamt.de/de/reiseundsicherheit.

Dartiber hinaus hat das Auswértige Amt an in den betroffenen Regionen
auf der elektronischen Krisenvorsorgeliste ELEFAND eingetragene Per-
sonen aktuelle Informationen {iber sog. Landsleutebriefe verteilt.

Wenden sich betroffene Reisende an die zustidndigen Auslandsvertretun-
gen, erhalten sie konsularische Unterstiitzung, falls notig.

Zu den aktuellen Waldbranden haben bislang nur wenige Reisende die
zustidndigen Auslandsvertretungen kontaktiert. Beziiglich der Auswir-
kungen auf die Reiseindustrie verweist das Auswirtige Amt auf die je-
weiligen Reiseveranstalter.

39. Abgeordnete Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung iiber
Awet Tesfaiesus den Restitutionsprozess im Zusammenhang mit
(BUNDNIS 90/ dem Besuch kamerunischer Vertreterinnen und

DIE GRUNEN) Vertretern an der Universitdt Freiburg im Juli die-
sen Jahres (z. B. zu Anlass und Verlauf des Besu-
ches, zur Rolle des kamerunischen Restitutions-
kommittees und zu getroffene Restitutionsverein-
barungen mit der kamerunischen Regierung), und
welche Rolle hat die Bundesregierung oder von
ihr geférderte Einrichtungen in dem Prozess ein-
genommen (z. B. organisatorisch oder finanziell)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Géza Andreas von Geyr
vom 10. August 2026

Der Bundesregierung ist bekannt, dass die Universitdt Freiburg das
Riickfiihrungsunterfangen im Kontakt mit der kamerunischen Her-
kunftsgemeinschaft und in Kenntnis der kamerunischen Regierung vor-


https://www.dw.com/de/bordeaux-waldbraende-feuer-flammen-frankreich-urlauber-touristen-spanien-portugal-macron/a-78139462
https://www.auswaertigesamt.de/de/reiseundsicherheit
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bereitet hat. Die Zeremonie zur Aussegnung der Gebeine im Beisein der
Vertreter der Maka-Gemeinschaft wurde am 16. Juli 2026 von der Uni-
versitdt Freiburg organisiert und durchgefiihrt und seitens der Bundes-
regierung im Rahmen der konsularischen Zustindigkeiten unterstiitzt.
Die Gebeine waren zuvor im Rahmen eines vom Deutschen Zentrum
Kulturgutverluste geférderten Provenienzforschungsprojekts der Maka-
Gemeinschaft zugeordnet worden.

40. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
Dr. Alexander iiber den Umgang mit christlichen religidsen Stét-
Wolf ten sowie Friedhofen, die im Kosovo-Krieg be-
(AfD) schéddigt bzw. zerstort wurden, und welche Fille

von Zerstdorung oder Vernachldssigung sind der
Bundesregierung ggf. bekannt (vgl. Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke auf Bundestagsdrucksache
21/6829, Frage 16)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 13. August 2026

Der Internationale Strafgerichtshof fiir das ehemalige Jugoslawien be-
fand erstens, dass wihrend des Kosovokriegs (1998-99) einige alba-
nisch-katholische Kirchen durch jugoslawische Einheiten zerstort wur-
den. Dariiber hinaus liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse im
Sinne der Fragestellung vor.

Der Internationale Strafgerichtshof fiir das ehemalige Jugoslawien hat
zweitens festgestellt, dass die iiberwéltigende Mehrheit der Zerstérun-
gen/Beschédigungen serbisch-orthodoxer Kirchen erst nach dem 11. Ju-
ni 1999, also nach Beendigung des Krieges stattfanden.

41. Abgeordneter Hat sich die Bundesregierung eine Auffassung zur
Dr. Alexander Lage der christlichen (vor allem serbischen) Min-
Wolf derheit im Kosovo gebildet, und wenn ja, wie lau-
(AfD) tet diese (bitte insbesondere darauf eingehen, ob

es in den letzten fiinf Jahren eine Verbesserung
oder Verschlechterung gegeben hat)?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Bernhard Kotsch
vom 13. August 2026

Die kosovarische Verfassung garantiert umfassende Rechte fiir ethnische
Minderheiten und Religionsgemeinschaften. Religiose Minderheiten
sind durch einen starken internationalen und verfassungsrechtlichen
Rahmen geschiitzt, insbesondere durch die Garantie der Religionsfrei-
heit, den sékularen Charakter des Staates sowie spezielle Schutzmecha-
nismen fiir religiose Stétten. Systematische religiése Diskriminierung ist
nicht zu beobachten, es bestehen jedoch Herausforderungen in der
Rechtsanwendung. Auch in den vergangenen fiinf Jahren kam es immer
wieder zu Vorfillen, bei denen die Belange der kosovo-serbischen Min-
derheit nicht ausreichend Beachtung fanden oder religidse Einrichtungen
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42.

43.

beschéddigt wurden. Dies hat die Bundesregierung, auch gemeinsam mit
internationalen Partnern, 6ffentlich und iiber diplomatische Kanéle deut-
lich zur Sprache gebracht.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums der

Verteidigung

Abgeordnete Ab welcher Ziffer auf der Skala von 1 bis 10 bei
Desiree Becker der Abfrage des Interesses am freiwilligen Wehr-
(Die Linke) dienst in der Bereitschaftserklarung (§ 15a des

Wehrpflichtgesetzes), die seit Januar 2026 an 18-
Jéhrige verschickt wird, zdhlt das Bundesministe-
rium der Verteidigung die Angabe als ernsthaftes
Interesse, und werden ab einem bestimmten Ska-
lenwert die entsprechenden Personen gesondert
kontaktiert, und wenn ja, ab welchem Wert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Sebastian Hartmann
vom 13. August 2026

Ziel des Bundesministeriums der Verteidigung ist, mit allen Personen,
die in der Bereitschaftserklarung ihr Interesse mit einem Skalenwert von
eins bis zehn angegeben haben, in Verbindung zu treten. Die Reihenfol-
ge der Kontaktaufnahmen erfolgt dabei nach der angegebenen Verfiig-
barkeit. Innerhalb der Verfiligbarkeiten erfolgt die Verbindungsaufnahme
grundsitzlich absteigend von Skalenwert zehn bis eins.

Abgeordneter Plant die Bundesregierung das Lebenswerk des
David Schliesing 2022 verstorbenen herausragenden Historiker
(Die Linke) Prof. Dr. Manfred Messerschmidt, der die kriti-

sche Militdrgeschichte hierzulande begriindete
und als bedeutendster Militirhistoriker Deutsch-
lands nach 1945 gilt und ohne dessen jahrzehnte-
lange Arbeit und Forschung zu den Verbrechen
der Wehrmacht es viele Erfolge im Kampf um die
Aufarbeitung der NS-Vergangenheit so sicher
nicht gegeben hitte, anldsslich seines 100. Ge-
burtstages am 1. Oktober 2026 zu wiirdigen, und
wenn ja, in welcher Form, und wenn nein, warum
nicht?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs
Sebastian Hartmann
vom 10. August 2026

Das Zentrum fiir Militidrgeschichte und Sozialwissenschaften der Bun-
deswehr plant anldsslich des 100. Geburtstages von Professor Manfred

Messerschmidt eine Wiirdigung auf seiner Website.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums
Wirtschaft und Energie

far

Abgeordneter Nach Kenntnis der Bundesregierung, wie hoch

Jorg Cezanne waren in den letzten fiinf

Jahren die fiir den

(Die Linke) nichsten Winter von Gashindlern gebuchten Gas-
speicherkapazititen (mit der Bitte um Angabe der
Jahre 2021 bis 2026 in Prozent zum jeweiligen
Stichtag 1. August) und in Anbetracht der Ant-
wort der Bundesregierung auf meine Schriftliche
Frage 44 auf Bundestagsdrucksache 21/7311, dass
aktuell 74 Prozent der Speicherkapazititen fiir
den nidchsten Winter von Gashindlern gebucht
sind, ist die Bundesregierung demnach der Auf-
fassung, dass die noch ausstehenden 6 Prozent bis
zum Erreichen der kritischen 80-Prozent-Marke
gemdll Gasspeicherfiillstandsverordnung zeitnah
marktlich getrieben gebucht werden?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 13. August 2026

Folgende Daten fiir die Buchung der Gasspeicherkapazitéten:

2023: 97 Prozent
2024: 98 Prozent
2025: 74 Prozent
2026: 74 Prozent
Fiir 2021 und 2022 liegen keine Daten vor.

Nach der Gasspeicherfiillstandsverordnung sollen unterschiedliche Fiill-
stinde je nach Speicherart und Region erreicht werden — im Durch-
schnitt 70 Prozent. Fiir die Erreichung der Fiillstandsvorgaben gilt der
Grundsatz der marktlichen Befiillung. Das Bundeswirtschaftsministeri-
um fiir Wirtschaft und Energie beobachtet und bewertet zusammen mit
der Bundesnetzagentur fortlaufend die aktuelle Lage.
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45. Abgeordneter Welche MaBinahmen plant die Bundesregierung,
Thomas Dietz um einer drohenden Gasmangellage zu begegnen,
(AfD) sollte sich die schleppende Befiillung der Gas-

speicher (aktuell ca. 15 Prozent unter Vorjahres-
stand) in dhnlicher Form weiterentwickeln?

Antwort des Staatssekretiirs Frank Wetzel
vom 14. August 2026

Eine Gasmangellage ist derzeit nicht ersichtlich. Seit Juli 2025 gilt die
Frithwarnstufe des Notfallplans Gas. Demgemal ergreifen die Gashéand-
ler und -lieferanten, Fernleitungs- und Verteilernetzbetreiber die notwen-
digen marktbasierten MaBlnahmen, um die Gasversorgung aufrechtzuer-
halten. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie beobachtet
und bewertet zusammen mit der Bundesnetzagentur fortlaufend die

aktuelle Lage.

46. Abgeordneter In welcher Hohe flossen seit 1990 von der Bun-
Mirze Edis desregierung Fordermittel an den Chemiekonzern
(Die Linke) BASF in Deutschland, insbesondere in Ludwigs-

hafen und in Leuna (www.zeit.de/news/2024-10/1
5/basf-erhaelt-bundesfoerderung-fuer-industrielle-
waermepumpe), und welche Konditionen hat die
Politik an die Fordergelder gekniipft (bitte je nach
Jahr und Forderprojekt auflisten)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 14. August 2026

Es wurden durch Auswertung aus der Zuwendungsdatenbank des Bun-
des keine durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
(BMWE) iiber Zuwendungen geméB §§ 23 und 44 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) geforderten Vorhaben am Standort Leuna ermittelt.

Es wurden durch Auswertung aus der Zuwendungsdatenbank des Bun-
des die in der Anlage angegebenen durch BMWE iiber Zuwendungen
gemil §§ 23 und 44 BHO geforderten Vorhaben am Standort Ludwigs-
hafen ermittelt.

Die Angaben beschrinken sich auf die innerhalb der Frist ermittelten
Zuwendungen (u. a. ohne Forderung des Absatzes von elektrisch betrie-
benen Fahrzeugen (Umweltbonus) und Bundesforderung fiir energieeffi-
ziente Gebdude), ihre Vollstindigkeit kann nicht gewahrleistet werden.

Im Rahmen der fiir die Beantwortung der Schriftlichen Frage zur Verfii-
gung stehenden Zeit war eine Abfrage bei anderen Ressorts nicht mog-
lich.!

' Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/7573 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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47. Abgeordneter Auf welche Hohe belaufen sich nach Kenntnis der
Mirze Edis Bundesregierung die Forderungen der Dow Che-
(Die Linke) mical Company seit 1990 aus Mitteln des Bun-

deshaushalts, und an welche Vorgaben sind oder
waren diese Fordermittel jeweils gekniipft (bitte
sowohl Fordermittel ausweisen, die der Dow Che-
mical Company direkt zugeflossen sind, als auch
Fordermittel, die an Dritte gehen, die Unterneh-
mungen bzw. Projekte der Dow Chemical Com-
pany unterstiitzen oder begleiten; bitte nach Jahr
und Projekt, fiir das die Forderung erteilt wurde,
auflisten)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 13. August 2026

Es wurden durch Auswertung aus der Zuwendungsdatenbank des Bun-
des keine durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie tiber
Zuwendungen gemifB §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung gefor-
derte Vorhaben fiir Dow Chemicals Company ermittelt.

Im Rahmen der fiir die Beantwortung der Schriftlichen Frage zur Verfii-
gung stehenden Zeit war eine Abfrage bei anderen Ressorts nicht mog-

lich.

48. Abgeordneter Hat die Bundesnetzagentur als Treuhénderin der
Christian Gorke Rosneft-Anteile an der Raffinerie PCK fiir diese
(Die Linke) die Weisung erteilt, dem Bundeskartellamt die

von ihm angefragten Daten zu Kraftstoffpreisen
zu liefern (s. www.deutschlandfunk.de/kartellamt-
sieht-fortschritte-bei-untersuchung-zu-kraftstoffpr
eisen-100.html; wenn nein, bitte begriinden)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 14. August 2026

Auskunftsbeschliisse des Bundeskartellamtes sind zu beantworten und
geforderte Informationen an das Bundeskartellamt zu iibermitteln. Es
bediirfte hierzu keiner Weisung der Bundesnetzagentur als Treuhénde-

rin.
49. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Schitzungen zu den
Leif-Erik Holm durchschnittlichen Riickbaukosten fiir Windener-
(AfD) gieanlagen an Land und auf See vor, und wenn ja,

wie hoch sind diese nach Kenntnis der Bundes-
regierung?
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Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 10. August 2026

Der Bundesregierung liegt keine umfassende Analyse der durchschnitt-
lichen Riickbaukosten von Windenergieanlagen vor.

Um den spiteren Riickbau von Windenergieanlagen garantieren zu kon-
nen, sind durch die Betreiber entsprechende Sicherheiten zu hinterlegen.
Diese Riickstellungen, die durch die Anlagenbetreiber von Windenergie-
anlagen iiblicherweise iiber die Dauer der Betriebsdauer vorzunehmen
und fiir den spédteren Riickbau anzusparen sind, lassen Riickschliisse auf
die Kosten zu. Auf Basis aktueller Erhebungen iiber die fiir die Riick-
stellungen anfallenden Betriebskosten (www.bundeswirtschaftsministeri
um.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/kostensituation-der-windenergie-a
n-land.pdf) ist bei einer Windenergieanlage an Land mit 6 Megawatt
Leistung von Riickbaukosten von ca. 300.000 Euro auszugehen.

Fir Windenergieanlagen auf See entscheidet das Bundesamt fiir See-
schifffahrt und Hydrographie (BSH) iiber Art, Umfang und Hohe der fiir
den Riickbau von Offshore-Windkraftanlagen zu leistenden Sicherheit.
Die Hohe der Sicherheit ist so zu bemessen, dass ausreichende Mittel fiir
die Beseitigung der Anlage zur Verfiigung stehen. Das Bundesamt fiir
Seeschifffahrt und Hydrographie fordert Gutachten iiber die zu erwar-
tende Hohe der Riickbaukosten an und iiberpriift die Sicherheit nach
Nummer 6 der Anlage zu § 80 Absatz 3 des Windenergie-auf-See-Ge-
setzes alle vier Jahre. Die Ermittlung der Riickbaukosten fiir Windener-
gieanlagen auf See ist von vielen Faktoren wie Entfernung von der Kiis-
te, Schiffscharterraten und gewahlter Riickbautechnik abhingig und da-
durch sehr einzelfallabhdngig. Eine Auswertung der dem BSH aktuell
vorliegenden Riickbaukostenberechnungen ergibt durchschnittliche
Riickbaukosten in Hohe von ca. 1,3 Mio. Euro pro Windenergieanlage.

50. Abgeordneter Wurden der Volkswagen Aktiengesellschaft oder
Enrico Komning ihren verbundenen Konzernunternehmen in den
(AfD) Kalenderjahren 2020 bis einschlieBlich 2026 Dar-

lehen, Kredite oder Biirgschaften iiber die Kredit-
anstalt fiir Wiederaufbau (KfW) gewahrt oder
Mittel aus Bundes-Sondervermdgen zugespro-
chen, und wenn ja, welches Gesamtvolumen um-
fassten diese MaBnahmen (bitte nach Jahr und
Finanzierungsinstrument aufschliisseln)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 12. August 2026

Fiir eine vollstandige Ermittlung der Darlehen, Kredite und Biirgschaf-
ten iliber die Kreditanstalt fiir Wiederautbau (KfW) miisste fiir jedes Ka-
lenderjahr zunéchst der aufgrund von Verdnderungen der Konzern- und
Beteiligungsstruktur wechselnde Kreis der unmittelbar oder mittelbar
von der Volkswagen Aktiengesellschaft beherrschten Konzernunterneh-
men bestimmt und anschlieBend eine konzernweite Abfrage bei der
KfW durchgefiihrt werden. Eine solche umfassende Erhebung war
innerhalb der fiir die Beantwortung einer Schriftlichen Frage zur Verfii-
gung stehenden Frist nicht moglich. Belastbare Angaben zu Darlehen,
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Krediten oder Biirgschaften iiber die KfW konnen daher nicht ausgewie-
sen werden.

Hinsichtlich der Mittel aus Bundes-Sondervermdgen enthilt die nachfol-
gende Tabelle die innerhalb der Frist ermittelten Angaben. Fiir eine voll-
staindige Ermittlung miisste auch insoweit fiir jedes Kalenderjahr der je-
weils maBgebliche Kreis der unmittelbar oder mittelbar von der Volks-
wagen Aktiengesellschaft beherrschten Konzernunternehmen bestimmt
und die Angaben der jeweils zustidndigen Stellen zusammengefiihrt wer-
den. Eine solche umfassende Erhebung war innerhalb der zur Verfiigung
stehenden Frist mit vertretbarem Verwaltungsaufwand nicht moglich.
Die Vollstindigkeit der Angaben kann daher nicht gewéhrleistet werden;
weitere Mittel aus Bundes-Sondervermdgen konnen nicht ausgeschlos-
sen werden. Die Zuordnung zu den Kalenderjahren erfolgt nach dem
Jahr, in dem die jeweiligen Mittel verbindlich zugesagt beziehungsweise
bewilligt wurden.

Jahr Mittel aus
Bundes-Sondervermogen
2020 5.937.432,19 Euro
2021 6.844.837,85 Euro
2022 11.875.175,92 Euro
2023 21.058.558,91 Euro
2024 9.521.235,03 Euro
2025 11.913.678,15 Euro
2026 28.426.846,52 Euro
Gesamt 2020 bis 2026 95.557.764,57 Euro
51. Abgeordnete Wie hoch beziffert die Bundesregierung nach
Cansu Ozdemir eigener Kenntnis den durch Niedrigwasserereig-
(Die Linke) nisse der Elbe im Raum Hamburg seit dem Jahr

2020 jahrlich entstandenen finanziellen Schaden
fiir den Hamburger Hafen, die Hamburger Hafen-
wirtschaft und nachgelagerte Unternehmen und
welche zusitzlichen oOkologischen Folgen des
Niedrigwassers, insbesondere fiir Sauerstoffge-
halt, Wassertemperatur und Fischbestédnde, sind
ihr fiir die Tideelbe bekannt (unter Angabe der
zugrundeliegenden Definition von Niedrigwasser
sowie der zeitlichen Dauer in Niedrigwassertagen
je Jahr seit 2020)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 13. August 2026

Zustandig fiir den Hamburger Hafen und Niedrigwasserereignisse im
Raum Hamburg und deren wirtschaftlichen und 6kologischen Auswir-
kungen fiir die Hamburger Region ist das Land Hamburg. Die Bundes-
regierung fiihrt keine separaten Analysen durch.

Anbhaltende Niedrigwasserphasen konnen sich auf vielféltige Weise ab-
hingig von den vorherrschenden spezifischen Rahmenbedingungen auf
den Zustand der Gewisser auswirken. Fiir die Uberwachung der Gewis-
sergiite sind vorrangig die Lander zusténdig.
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Einen ersten Uberblick iiber aktuelle und historische Messwerte zur
Wasserfilhrung und -beschaffenheit (beispielsweise den Sauerstoffge-
halt) an ausgewahlten Messstellen an der Elbe liefert die von der Bun-
desanstalt fiir Gewisserkunde (BfG) betriebene Informationsplattform
Undine (siehe: https://undine.bafg.de/). Eine bundesweite Darstellung
und Einordnung der aktuellen Niedrigwassersituation an ausgewahlten
Fluss- und Grundwasserpegeln findet sich hier https:/niwis-online.de/.

52. Abgeordneter In welchem Umfang mussten im Gesamtjahr 2025
Andreas Paul Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerba-
(AfD) ren Energien im Landkreis Ammerland (Nieder-

sachsen) aufgrund von Netzengpdssen im Rah-
men des Redispatch abgeregelt werden (bitte auf-
listen nach folgenden Kategorien: abgeregelte
Energiemenge in Megawattstunden, Hohe der ge-
leisteten Entschiddigungszahlungen, Gesamtkos-
ten fiir konventionellen Redispatch im Landkreis
sowie die prozentuale Auswirkung auf die regio-
nalen Netzentgelte fiir Letztverbraucher), und
welche konkreten MaBnahmen ergreift die Bun-
desregierung, um diese finanzielle Belastung fiir
die dortigen Verbraucher zukiinftig strukturell zu
senken?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 14. August 2026

Der Bundesregierung und der Bundesnetzagentur liegen keine landkreis-
scharfen Daten zum Redispatch vor. Der geografische Detailgrad der
Redispatch-Daten endet auf Bundeslandebene, diese Daten sind auf der
Markttransparenzplattform der Bundesnetzagentur verfiigbar: www.sma
rd.de/page/home/topic-article/211972/213254/netzengpassmanagement-j
e-bundesland-und-anrainerstaaten.

Um die Kosten fiir Redispatchmalinahmen insgesamt zu senken, treibt
die Bundesregierung seit Jahren u. a. einen ambitionierten Netzausbau
voran, erginzt um weitere Maflnahmen fiir einen effizienten Netzbetrieb.

Am 29.Juli 2026 hat die Bundesregierung das sogenannte Netzan-
schlusspaket beschlossen. Damit wird ein zentraler Auftrag aus dem
Koalitionsvertrag umgesetzt: Der Zubau der erneuerbaren Energien soll
besser mit dem Netzausbau in Einklang gebracht werden, um den An-
stieg der Systemkosten zu begrenzen. Hierfiir wird die Anschlussleis-
tung von neuen Erneuerbare-Energien-Anlagen auf ein effizientes Maf3
begrenzt. Werden neu angeschlossene Anlagen in ausgewiesenen Eng-
passgebieten abgeregelt, entfillt zudem voriibergehend der Anspruch auf
Entschddigung bis zum Erreichen einer bestimmten Obergrenze
(,,Deckel®).
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53. Abgeordneter Mit welchen konkreten finanziellen Mehr- oder
Tobias Matthias Minderbelastungen rechnet die Bundesregierung
Peterka fiir Betreiber bestehender privater Photovoltaik-
(AfD) Dachanlagen durch die mit der EEG-Novelle vor-

gesehene Umstellung auf verpflichtenden Eigen-
verbrauch oder Direktvermarktung, und ab wel-
cher AnlagengroBe soll diese Pflicht greifen (vgl.
Handelsblatt — www.handelsblatt.com/politik/deut
schland/erneuerbare-energien-bundesregierung-be
schliesst-zwei-umstrittene-gesetze/10024178
3.html, abgerufen am 6. August 2026)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 14. August 2026

Fiir Anlagen, die bereits vor dem Inkrafttreten des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) 2027 in Betrieb waren und eine Forderung nach
dem EEG erhalten, gilt Bestandsschutz. Solche Bestandsanlagen erhal-
ten weiterhin nach den bisherigen Bedingungen eine EEG-Forderung.

54. Abgeordnete Wie viele risikobasierte Kontrollen nach § 14 des
Claudia Roth Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) hat
(BUNDNIS 90/ das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkon-
DIE GRUNEN) trolle (BAFA) seit dem 1. Januar 2026 bis zum

Zeitpunkt der Beantwortung dieser Frage neu be-
gonnen, nachdem die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN (Antwort zu Frage 14 auf
Bundestagsdrucksache 21/7228) fiir den Zeitraum
vom 1. Januar 2026 bis zum 31. Mai 2026 aus-
schlieflich anlassbezogene Kontrollen ausweist?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 7. August 2026

In dem genannten Zeitraum hat sich das Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle u. a. auf die Bearbeitung noch anhéngiger risikobasier-
ter Kontrollen aus den Vorjahren 2023, 2024 und 2025 fokussiert, sodass
insgesamt 186 Fille abgeschlossen werden konnten. Neben den anlass-
bezogenen Kontrollen wurden neue risikobasierte Kontrollen nicht be-
gonnen.
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55. Abgeordnete Bis zu welchem Datum wird die Priifplanung des
Claudia Roth Bundesamts fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BUNDNIS 90/ (BAFA) fiir das Jahr 2026 zur Kontrolle des Lie-
DIE GRUNEN) ferkettensorgfaltspflichtengesetzes voraussichtlich

verabschiedet, deren Vorbereitung durch die
Rechts- und Fachaufsicht des Bundesministe-
riums fiir Wirtschaft und Energie laut Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (Antwort
zu Frage 11 auf Bundestagsdrucksache 21/7228)
noch andauert?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 7. August 2026

Die Vorbereitungen im Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
sind so weit fortgeschritten, um in Kiirze mit dem Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales Einvernehmen zu Leitplanken fiir das Priifge-
schehen herstellen zu kdnnen. Diese sind Grundlage fiir die Verabschie-
dung der Priifplanung durch das BAFA.

56. Abgeordnete Fiir welchen Zeitpunkt ist die Wiederaufnahme
Claudia Roth neu begonnener risikobasierter Kontrollen nach
(BUNDNIS 90/ § 14 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes

DIE GRUNEN) (LkSG) durch das Bundesamt fiir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) vorgesehen, deren Er-
Offnung laut Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN (Antwort zu Frage 10 auf Bundes-
tagsdrucksache 21/7228) derzeit depriorisiert
wird?

Antwort des Staatssekretirs Dr. Thomas Steffen
vom 9. August 2026

Die Wiederaufnahme neu begonnener risikobasierter Kontrollen nach
§ 14 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes richtet sich nach der
noch vom BAFA mit der Rechts- und Fachaufsicht abzustimmenden

Priifplanung.

57. Abgeordneter Welche Fachverbédnde, Hersteller von Grof3batte-
Dr. Paul Schmidt riespeichern und Energieversorgungsunternehmen
(AfD) wurden vom Bundesministerium fiir Wirtschaft

und Energie im Zuge der Erarbeitung des Strom-
versorgungssicherheits- und Kapazitdtsgesetzes
(StromVKGQG) zur technischen Leistungsfahigkeit
und zu den zu erwartenden Kosten von Grof3bat-
teriespeichern konsultiert, und aus welchen Griin-
den wurden gegebenenfalls keine Fachverbiande
oder Hersteller beteiligt?
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Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 12. August 2026

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie hat vom 27. April
2026 bis zum 5. Mai 2026 eine umfassende Lander- und Verbandeanho-
rung zum Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der Versorgungssicher-
heit Strom und zur Bereitstellung neuer Kapazititen (Strom-Versor-
gungssicherheits- und Kapazititengesetz — StromVKG) durchgefiihrt.
Hierbei hatten alle Teilnehmenden die Moglichkeit zur Stellungnahme
(Teilnehmerliste sowie eingereichte Stellungnahmen sind einsehbar
unter: https://preview-odp-bmwk-gsb76-prod.init-ag.de/ODP/Redaktion/
DE/OpenData/Stellungnahmen-StromVKG-OpenData.html). Am
29. April 2026 hat im Rahmen der Lénder- und Verbidndeanhérung auch
ein Verbdndegesprich stattgefunden.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine
Anfrage der Abgeordneten Jorg Cezanne, Janine Wissler, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion Die Linke ,,Einfluss von Lobbyinteressen der
Gaswirtschaft auf die Kraftwerksstrategie des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie auf Bundestagsdrucksache 21/6474 verwiesen.

58. Abgeordneter Trifft es zu, dass Zuarbeiten von Energieversor-
Dr. Paul Schmidt gungsunternehmen zum Themenkomplex Gas-
(AfD) kraftwerke und GroBbatteriespeicher im Zusam-

menhang mit dem Stromversorgungssicherheits-
und Kapazititsgesetz (StromVKG) erst nach Me-
dienanfragen im Lobbyregister des Deutschen
Bundestages nachgemeldet wurden, und welche
Schritte hat die Bundesregierung unternommen,
um mogliche VerstoBe gegen das Lobbyregister-
gesetz zu priifen und gegebenenfalls hieraus wei-
tere Mallnahmen abzuleiten (bitte die einzelnen
Schritte und Mafinahmen benennen)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 10. August 2026

Innerhalb der Bundesregierung besteht zu einzelnen Vorhaben ein Aus-
tausch mit Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft, aber auch mit
anderen Interessensgruppen und der Wissenschaft. Dies ist unerldsslich,
um z. B. Erfahrungen aus der Praxis bei der Gesetzgebung beriicksichti-
gen zu konnen oder Strategien und Forderprogramme an den Bedarfen
der Menschen und der Wirtschaft auszurichten. Dies gilt auch fiir das
Stromversorgungssicherheits- und Kapazitétsgesetz (StromVKG).

Damit transparent nachvollziehbar ist, in welchen Bereichen sich Inte-
ressensvertreterinnen und Interessensvertreter gegeniiber dem Deutschen
Bundestag und gegeniiber der Bundesregierung engagieren, fiihrt der
Deutsche Bundestag das Lobbyregister. Die fristgerechte Eintragung
und Verdffentlichung von Stellungnahmen im Lobbyregister obliegt aus-
schlieBlich den jeweiligen Interessenvertretern nach §§ 3 und 4 des Ge-
setzes zur Einfithrung eines Lobbyregisters fiir die Interessenvertretung
gegeniiber dem Deutschen Bundestag und gegeniiber der Bundesregie-
rung (LobbyRG). Eine parallel zum Lobbyregister gefiihrte Ubersichts-
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liste besteht daher im Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
und spezifisch fiir das StromVKG nicht.

Fiir weitergehende Auskiinfte zu konkreten Eintragungen oder etwaigen
Verstofen besteht die Zustiandigkeit bei der Verwaltung des Deutschen
Bundestages, hier bei der registerfithrenden Stelle, nicht bei der Bundes-
regierung, nach § 4 Absatz 1 Satz 1 LobbyRG. Die Bundesregierung
selbst priift daher etwaige VerstoB3e nicht.

Die Bundesministerien haben sich dariiber hinaus in der Gemeinsamen
Geschiftsordnung der Bundesministerien (GGO) dazu verpflichtet, bei
Gesetzesentwiirfen in der Gesetzesbegriindung darzustellen, inwieweit
Interessensvertreterinnen und Interessensvertreter sowie beauftragte
Dritte wesentlich zum Inhalt des Gesetzesentwurfs beigetragen haben
(sogenannter ,.exekutiver FuBabdruck®).

59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die
Dr. Paul Schmidt im Stromversorgungssicherheits- und Kapazitits-
(AfD) gesetz (StromVKG) vorgesehenen kurzen Bewer-

bungsfristen bis zum 8. September 2026 bezie-
hungsweise 29. Dezember 2026 geeignet sind,
eine moglichst breite Beteiligung an den jeweili-
gen Ausschreibungen zu gewéhrleisten, und wie
begegnet sie der mir zugetragenen Kritik, die kur-
zen Fristen wiirden insbesondere groB3e Energie-
versorgungsunternechmen gegeniiber kleineren
Marktteilnehmern, etwa Stadtwerken, begiinsti-
gen?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 10. August 2026

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die nach dem Stromver-
sorgungssicherheits- und Kapazitétsgesetz (StromVKG) vorgesehenen
Fristen fiir die Abgabe von Geboten fiir die Gebotstermine am 8. Sep-
tember 2026 und 29. Dezember 2026 ausreichend lang sind, um eine
moglichst breite Beteiligung, einschlieBlich kleinerer Marktteilnehmer
wie etwa Stadtwerken, an den jeweiligen Ausschreibungen zu gewéahr-
leisten. Die auf sieben Wochen zwischen Bekanntmachung und Gebots-
termin der jeweiligen Ausschreibung begrenzten Fristen stellen gleich-
zeitig sicher, dass ausreichend Zeit fiir die Planung, Errichtung und
Inbetriebnahme der bezuschlagten Projekte bis zum Beginn des Erbrin-
gungszeitraums im Jahr 2031 besteht und damit die Versorgungssicher-
heit gewéhrleistet werden kann.
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60. Abgeordneter Wurden kleinere Energieversorgungsunterneh-
Dr. Paul Schmidt men, insbesondere Stadtwerke, vor der Verab-
(AfD) schiedung des Stromversorgungssicherheits- und

Kapazititsgesetzes (StromVKG) in die Erarbei-
tung der Forderkriterien fiir Projekte nach dem
StromVKG einbezogen oder iiber die beabsichtig-
ten Forderkriterien informiert, und wenn ja,
welche und wie (bitte fiir die Unternehmen MVV
Energie AG (Mannheim), Stadtwerke Karlsruhe
GmbH, Stadtwerke Ettlingen GmbH, SWP Stadt-
werke Pforzheim GmbH & Co. KG, Stadtwerke
Calw GmbH, Stadtwerke Freudenstadt GmbH &
Co. KG, Stadtwerke Stuttgart GmbH, Stadtwerke
Heilbronn GmbH, Stadtwerke Heidelberg GmbH,
badenova AG & Co. KG (Freiburg im Breisgau),
Stadtwerke Tiibingen GmbH, SWU Stadtwerke
Ulm/Neu-Ulm GmbH, Stadtwerke Konstanz
GmbH, Stadtwerke Singen (Eigenbetrieb der
Stadt Singen) mit dem Zeitpunkt benennen)?

Antwort des Staatssekretirs Frank Wetzel
vom 10. August 2026

Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie hat vom 27. April
2026 bis zum 5. Mai 2026 eine umfassende Lander- und Verbdndeanho-
rung zum Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der Versorgungssicher-
heit Strom und zur Bereitstellung neuer Kapazititen (Strom-Versor-
gungssicherheits- und Kapazitdtengesetz — StromVKG) durchgefiihrt.
Hierbei hatten alle Teilnehmenden die Mdoglichkeit zur Stellungnahme
(Teilnehmerliste sowie eingereichte Stellungnamen sind einsehbar unter:
https://preview-odp-bmwk-gsb76-prod.init-ag.de/ODP/Redaktion/DE/O
penData/Stellungnahmen-StromVKG-OpenData.html). Am 29. April
2026 hat im Rahmen der Lander- und Verbidndeanhorung auch ein Ver-
bandegesprich stattgefunden.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine
Anfrage der Abgeordneten Jorg Cezanne, Janine Wissler, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion Die Linke ,,Einfluss von Lobbyinteressen der
Gaswirtschaft auf die Kraftwerksstrategie des Bundesministeriums fiir
Wirtschaft und Energie* auf Bundestagsdrucksache 21/6474 verwiesen.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
und fiir Verbraucherschutz

61. Abgeordneter Wie ist Zeitplan zur Einfiihrung der im Koali-
Lukas Benner tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
(BUNDNIS 90/ (S. 86) angekiindigten Elementarschadenversiche-
DIE GRUNEN) rung, gerade vor dem Hintergrund der Auskunft

im Februar diesen Jahres, dass die Umsetzung
dieser Zielsetzung von der Bundesregierung ent-
schlossen vorangetrieben wiirde (Bundestags-
drucksache 21/4097), und wann werden insbeson-
dere Eckpunkte vorgelegt, die bereits etwa im
Mai diesen Jahres konkret 6ffentlich angekiindigt
wurden (www.gdv.de/gdv/themen/klima/elementa
rschadenversicherung-justizministerium-kuendig
t-eckpunkte-an-199168)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 13. August 2026

Das im Koalitionsvertrag vorgesehene Konzept zur Elementarschaden-
versicherung ist ein wichtiges Vorhaben. Die Bundesregierung arbeitet
intensiv an der Umsetzung.

62. Abgeordneter Wie oft haben Ermittlungsbehorden des Bundes
Marcel Emmerich  in den Jahren 2022 bis einschlieBlich 2025 das so-
(BUNDNIS 90/ genannte ,,Account-Cloning” (nach MiiKoStPO/

DIE GRUNEN) Riickert, 2. Aufl. 2023, StPO § 100b Rn. 38—40a)
durchgefiihrt (bitte nach Behorde aufschliisseln),
und mit welcher Methode sind sie dabei vorge-
gangen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 14. August 2026

Ermittlungsbehorde im Bereich des Bundes ist ausschlielich der Gene-
ralbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA).

Bezogen auf seine Strafverfolgungszustindigkeit kann eine Beantwor-
tung der Frage wegen des unzumutbaren Aufwandes, der mit der Beant-
wortung verbunden wire, nicht erfolgen. Das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) hat in stdndiger Rechtsprechung bestitigt, dass das parlamen-
tarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit steht
(BVerfG, Urteil vom 7. November 2017 — 2 BVE 2/11 —, BVerfGE 147,
50, 147 folgend).

Danach sind nur die Informationen mitzuteilen, iiber die die Bundes-
regierung verfiligt oder die sie mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung
bringen kann. ,,Account-Cloning* ist kein Kriterium, das in den Verfah-
rensregistern des GBA statistisch erfasst wird. Erforderlich wére daher
die héndische Auswertung eines bis in das Jahr 2022 zuriickreichenden
iiberaus umfangreichen Aktenbestandes, was die Ressourcen der betrof-
fenen Arbeitseinheiten beim GBA fiir einen erheblichen Zeitraum voll-
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stindig beanspruchen und deren Ermittlungsarbeit zum Erliegen bringen

wiirde.

63. Abgeordneter Kann die Bundesregierung konkrete tatsdachlichen
Sascha Lensing Vorwiirfe benennen, die dem Ermittlungsverfah-
(AfD) ren zugrunde liegen, das sich nach der Antwort

der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Fraktion der AfD ,Erginzende Fragen zu den
Erkenntnissen deutscher Sicherheitsbehorden zu
mutmaBlichen Beteiligungen deutscher Staats-
angehoriger an Kriegsverbrechen im ehemaligen
Jugoslawien (Bundestagsdrucksache 21/7462)
auch gegen einen deutschen Staatsangehorigen
richtete, insbesondere bezogen auf eindeutige
Aussagen zu Ermittlungen hinsichtlich mutmaQ-
lichen Handlungen, Tatorten und Tatzeitrdumen,
und mit welchem konkreten Verfahrensausgang
endete das Ermittlungsverfahren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 13. August 2026

Der Tatvorwurf in dem fragegegenstdndlichen Ermittlungsverfahren lau-
tete Beihilfe zum Vdlkermord nach § 220a des Strafgesetzbuches alte
Fassung durch Beteiligung an ethnischen Sduberungen sowie an sexuali-
sierter Gewalt und Tétung von Ménnern und Kindern wéhrend des Ju-
goslawien-Krieges. Zu einer ndheren Konkretisierung, insbesondere zu
Tatzeit und Tatort, kam es nicht. Das Verfahren wurde mangels hinreich-
enden Tatverdachts geméfl § 170 Absatz2 der Strafprozessordnung

(StPO) eingestellt.

64. Abgeordneter Wie verteilen sich die nach der Antwort der Bun-
Sascha Lensing desregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion
(AfD) der AfD (Bundestagsdrucksache 21/7462) insge-

samt 130 eingeleiteten Ermittlungsverfahren we-
gen Volkerrechtsverbrechen im Zusammenhang
mit den Konflikten im ehemaligen Jugoslawien
auf Verfahren mit Anklageerhebung, rechtskraftig
abgeschlossene Verfahren, noch anhdngige Ver-
fahren, nach § 170 Absatz 2 der Strafprozessord-
nung eingestellte Verfahren sowie gegen unbe-
kannte beziehungsweise namentlich bekannte Be-
schuldigte gefiihrte Ermittlungsverfahren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 13. August 2026

Aus den in elektronisch gefiihrten Verfahrensregistern erfassten Daten
des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof (GBA) ergibt sich,
dass vier der fragegegenstandlichen Verfahren durch Urteil rechtskréftig
abgeschlossen wurden. In einem weiteren Verfahren wurde Anklage er-
hoben. Hinsichtlich der Zahl der nach § 170 Absatz 2 StPO eingestellten
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Verfahren im Sinne der Fragestellung wird auf die Antwort der Bundes-
regierung vom 3. August 2026 zu Frage 8 der Kleinen Anfrage ,,Ergéin-
zende Fragen zu den Erkenntnissen deutscher Sicherheitsbehorden zu
mutmaBlichen Beteiligungen deutscher Staatsangehdriger an Kriegsver-
brechen im ehemaligen Jugoslawien® (Bundestagsdrucksache 21/7462)
verwiesen. Finf Verfahren im Sinne der Fragestellung richteten sich
gegen Unbekannt und 125 Verfahren gegen namentlich bekannte Be-
schuldigte. Drei Verfahren hiervon richteten sich auch gegen Unbekannt.

Hinsichtlich des Ausgangs von 26 weiteren Ermittlungsverfahren kann
keine Beantwortung erfolgen, da die fragegegenstindlichen Informatio-
nen beim GBA insbesondere bis zum Jahr 2000 statistisch nicht flichen-
deckend erfasst wurden, so dass eine vollstindige Beantwortung mit zu-
mutbarem Aufwand nicht moglich ist. Dies wiirde die héndische Sich-
tung und einzelfallbezogene Auswertung der betreffenden Ermittlungs-
akten des GBA erfordern, was die Ressourcen der betroffenen Abteilung
fiir einen erheblichen Zeitraum beanspruchen und deren Ermittlungsta-
tigkeit nahezu vollstdndig zum Erliegen bringen wiirde. Das Bundesver-
fassungsgericht (BVerfG) hat in stindiger Rechtsprechung bestitigt,
dass das parlamentarische Informationsrecht unter dem Vorbehalt der
Zumutbarkeit steht (BVerfG, Urteil vom 7. November 2017 — 2 BVE
2/11 —, BVerfGE 147, 50, 147 folgend).

65. Abgeordnete Wie viele Personen wurden nach Kenntnis der
Denise Loop Bundesregierung seit der Verschirfung des § 232a
(BUNDNIS 90/ Absatz 6 des Strafgesetzbuchs (sogenannte Freier-

DIE GRUNEN) bestrafung) danach verurteilt, und wenn keine
Person verurteilt wurde, woran konnte dies nach
Kenntnis der Bundesregierung liegen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 10. August 2026

Die Abgeurteilten und Verurteilten nach § 232a Absatz 6 des Strafge-
setzbuchs (StGB) ,,Zwangsprostitution (Freierstrafbarkeit) werden seit
dem Jahr 2017 in dem zuletzt fiir das Berichtsjahr 2024 vom Statisti-
schen Bundesamt veroffentlichten Statistischen Bericht erfasst, der iiber
die Homepage des Statistischen Bundesamtes zum kostenlosen Down-
load zur Verfiigung steht. Fiir das Jahr 2024 ist eine Person als Abge-
urteilte ausgewiesen.

Werden in einem Urteil mehrere Straftaten abgeurteilt, wird in der Sta-
tistik jeweils nur das abstrakt schwerste Delikt erfasst. Die Schwere
richtet sich nach der gesetzlichen Strafandrohung. Soweit zu einem
Straftatbestand niedrige Verurteilungszahlen ausgewiesen sind, bedeutet
dies daher nicht zwangsldufig, dass es nur wenige Aburteilungen oder
Verurteilungen nach diesem Tatbestand gegeben hat. Vielmehr liegt es
gerade im Kontext der Menschenhandelsdelikte mit ihren héaufig sehr
hohen Strafandrohungen nahe, dass Delikte nach § 232a Absatz 6 StGB,
die eine Strafandrohung von drei Monaten bis fiinf Jahren Freiheitsstrafe
aufweisen, gemeinsam mit noch schwereren Straftaten, etwa nach den
iibrigen Absitzen des § 232a StGB (Freiheitsstrafe von sechs Monaten
beziehungsweise einem Jahr bis zu zehn Jahren) oder allgemeinen Sexu-
al- oder Gewaltdelikten, abgeurteilt wurden und deswegen nicht geson-
dert in der Statistik ausgewiesen sind.
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66. Abgeordneter Welche MaBinahmen plant die Bundesregierung,
Knuth Meyer- um Strafverfahren zu beschleunigen und gleich-
Soltau zeitig die rechtsstaatlichen Verfahrensgarantien
(AfD) fiir alle Beteiligten zu gewéhrleisten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 11. August 2026

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, Strafverfahren durch eine Kom-
bination aus mehr Personal, Digitalisierung und Verfahrensreformen zu
beschleunigen. Im Juni 2026 haben Bund und Lander den Pakt fiir den
Rechtsstaat beschlossen. Der Bund stellt finanzielle Mittel bereit, damit
die Lander zusatzliche Stellen, insbesondere fiir Richterinnen und Rich-
ter sowie Staatsanwéltinnen und Staatsanwilte schaffen konnen. Hier-
durch sollen Verfahrensriickstinde abgebaut und die Bearbeitungszeiten
verkiirzt werden. Zudem werden Bund und Lénder zentrale ebeneniiber-
greifende Digitalisierungsvorhaben ziligig umsetzen und Chancen der
Kiinstlichen Intelligenz verantwortungsvoll nutzen. Dariiber hinaus erar-
beitet die von der Bundesministerin der Justiz und fiir Verbraucherschutz
im September 2025 eingesetzte Expertenkommission aus Wissenschaft
und Praxis unter Beteiligung der Lander Vorschlidge fiir eine grundle-
gende Uberarbeitung der Strafprozessordnung, um Strafverfahren effi-
zienter zu gestalten. Es sollen insbesondere Vorschlédge flir eine Effekti-
vierung der strafgerichtlichen Hauptverhandlung unter Wahrung der
Rechte von Beschuldigten und Opfern erarbeitet werden. Die Kommis-
sion soll zum Ende des Jahres 2026 ihren Abschlussbericht vorlegen, da-
mit die Ergebnisse noch in dieser Legislaturperiode umgesetzt werden

konnen.

67. Abgeordneter Welche MaBnahmen ergreift die Bundesregie-
Knuth Meyer- rung, um die konsequente Verfolgung von Ge-
Soltau walt- und Sexualdelikten weiter zu verbessern?
(AfD)

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 11. August 2026

Die Bundesregierung hat zahlreiche MaBBnahmen ergriffen, um die kon-
sequente Verfolgung von Gewalt- und Sexualdelikten zu verbessern.
Unter anderem wurden die folgenden Gesetzentwiirfe vorgelegt:

* Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des strafrechtlichen Schut-
zes vor Menschenhandel und sexueller Ausbeutung,

* Entwurf eines Gesetzes zur Stirkung des strafrechtlichen Schutzes
vor sogenannten K.-o.-Tropfen,

» Entwurf eines Gesetzes zur Stirkung des zivilrechtlichen und straf-
rechtlichen Schutzes vor digitaler Gewalt,

» Entwurf eines Gesetzes zur Einfiihrung einer IP-Adressspeicherung
und Weiterentwicklung der Befugnisse zur Datenerhebung im Straf-
verfahren,
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* Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Rechte von Verletzten ins-
besondere schwerer Gewalt- und Sexualstraftaten auf psychosoziale
Prozessbegleitung und

* Entwurf eines Gesetzes zur Einfithrung der elektronischen Aufent-
haltsiiberwachung und der Taterarbeit im Gewaltschutzgesetz.

Im Ubrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung vom 24. Juli
2026 auf die Kleine Anfrage ,,Zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2024/1385 zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hduslicher
Gewalt mit Blick auf digitale geschlechtsspezifische Gewalt* (Bundes-
tagsdrucksache 21/7330) Bezug genommen.

Dariiber hinaus haben sich Bund und Lénder im Juni 2026 auf einen
neuen Pakt fiir den Rechtsstaat geeinigt. Durch eine Kombination aus
personeller Stirkung und erweiterter Digitalisierung der Justiz sowie
Verfahrensreformen soll der Bestand offener Strafverfahren besser be-
wiltigt und der Rechtsstaat gestarkt werden.

68. Abgeordneter Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung,
Knuth Meyer- um den Schutz von Opfern im Strafverfahren, ins-
Soltau besondere durch bessere Beratung und Prozessbe-
(AfD) gleitung, weiter auszubauen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 11. August 2026

Die Bundesregierung hat am 25. Mérz 2026 den Entwurf eines Gesetzes
zur Stirkung der Rechte von Verletzten insbesondere schwerer Gewalt-
und Sexualstraftaten auf psychosoziale Prozessbegleitung beschlossen
und ins parlamentarische Verfahren eingebracht (Bundestagsdrucksache
21/6214).

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, dass Betroffene von schweren
Straftaten im Strafverfahren leichter professionelle Unterstiitzung erhal-
ten konnen. Die Inanspruchnahme der psychosozialen Prozessbegleitung
soll erleichtert und ihr Anwendungsbereich ausgedehnt werden. Insbe-
sondere sollen auch Betroffene von hduslicher Gewalt in gravierenden
Féllen kiinftig einen Anspruch auf kostenfreie psychosoziale Prozessbe-
gleitung und auf einen anwaltlichen Beistand erhalten. Aulerdem sollen
die Informationslage fiir Betroffene verbessert und die Vergiitung von
Prozessbegleiterinnen und -begleitern erhdht werden, damit das Angebot
auch kiinftig flaichendeckend zur Verfiigung steht.

Die Bundesregierung wird zudem den Anpassungs- und Weiterentwick-
lungsbedarf im Bereich der Opferrechte im Strafverfahren im Rahmen
der Umsetzung der iiberarbeiteten Opferschutzrichtlinie 2012/29/EU so-
wie aufgrund etwaiger Empfehlungen der von der Bundesministerin der
Justiz und fiir Verbraucherschutz eingesetzten Expertenkommission zur
Strafprozessordnung priifen.

69. Abgeordneter Welche bundesrechtlichen Maflnahmen beabsich-
Knuth Meyer- tigt die Bundesregierung zu ergreifen, um den
Soltau Schutz von Amtstragern, Einsatzkriften und Be-
(AfD) schéftigten im 6ffentlichen Dienst vor Gewalt und

Bedrohungen weiter zu stiarken?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 11. August 2026

Auf die Antwort der Bundesregierung vom 8. April 2026 zu der Kleinen
Anfrage ,,Sicherheit der Beschéftigten im 6ffentlichen Dienst* (Bundes-
tagsdrucksache 21/5288), insbesondere auf die Ausfiihrungen zu den
Fragen 18 und 19, wird verwiesen. Nach Auswertung der zu dem dort
genannten Referentenentwurf eines Gesetzes zur Anderung des Straf-
gesetzbuches — Stirkung des strafrechtlichen Schutzes des Gemeinwe-
sens eingegangenen umfangreichen Stellungnahmen von Ressorts, Lan-
dern und Verbanden wird derzeit ein Regierungsentwurf erarbeitet.

70. Abgeordnete Erkennt die Bundesregierung gesetzgeberischen
Donata Handlungs- oder Klarstellungsbedarf vor dem
Vogtschmidt Hintergrund der in der 6ffentlichen Wahrnehmung
(Die Linke) diskutierten unterschiedlichen Sicherheitsmal3-

nahmen und Rahmenbedingungen bei politisch
motivierten Strafverfahren — insbesondere im Ver-
gleich zwischen dem Hintergrund des Verfahrens
gegen die sogenannten ,,Ulm5*“ vor dem Ober-
landesgericht Stuttgart (Elbit-Sabotage — Prozess
in Stammheim: Inszenierte Gefdhrlichkeit der
,,Ulm 5, www.nd-aktuell.de/artikel/1200882.¢elbi
t-sabotage-prozess-in-stammheim-inszenierte-gef
achrlichkeit-der-ulm.html), bei dem unter ande-
rem eine 23-stiindige Einzelhaft der Angeklagten
sowie umfangreiche Sicherungsmafinahmen beim
Transport und im Gerichtssaal angeordnet wur-
den, und anderen Verfahren wegen schwerster
politisch motivierter Straftaten wie dem Verfahren
gegen mutmafliche Angehorige des sogenannten
,militdrischen ~ Arms“ der  Gruppe um
Heinrich XIII. Prinz Reull (Prozess um ReulB-
Gruppe beginnt: ,,Militérischer Arm* vor Gericht,
www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/prozess-re
ichsbuerger-reuss-100.html) — um das Versténdnis
der Offentlichkeit fiir SicherheitsmaBnahmen und
Verfahrensbedingungen bei politisch motivierten
Strafverfahren zu foérdern und damit einer mog-
lichen Beeintrachtigung des Vertrauens in die
Gleichbehandlung und Nachvollziehbarkeit staat-
lichen Handelns entgegenzuwirken?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Anette Kramme
vom 11. August 2026

Die bestehenden gesetzlichen Regelungen sind aus Sicht der Bundes-
regierung sachgerecht und ausreichend. Nach § 176 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes obliegt die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung
dem Vorsitzenden des Gerichts. Die Ordnung in der Sitzung bedeutet
nach dem Gesetz, dass dem Gericht und den Verfahrensbeteiligten eine
storungsfreie Ausiibung ihrer Funktionen ermoglicht wird. Die entspre-
chenden MaBnahmen trifft der Vorsitzende nach pflichtgeméfem Ermes-
sen.
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Auf der Grundlage von § 119 der Strafprozessordnung (StPO) kénnen
dem Beschuldigten iiber die bloBe Freiheitsentziehung hinausgehende
Beschriankungen im Vollzug der Untersuchungshaft auferlegt werden. So
kann nach § 119 Absatz 1 Nummer 4, 5 StPO Einzelhaft angeordnet
werden, wenn dies etwa zur Abwehr einer Flucht- oder Verdunkelungs-
gefahr erforderlich ist.

Entsprechende Entscheidungen werden in einem Strafverfahren von den
Vorsitzenden oder den Gerichten unter Berilicksichtigung der Umstdnde
des jeweiligen Einzelfalles getroffen. Dies ist sachgerecht.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fir Bildung,
Familie, Senioren, Frauen und Jugend

71. Abgeordnete Wie viele Vereine bezichungsweise sonstige
Birgit Bessin Organisationen erhielten im Jahr 2025 Bundes-
(AfD) mitte]l im Rahmen der sogenannten infrastruktu-

rellen Forderung, durch welche das Jugendnetz-
werk Lambda e. V. in den Jahren 2024 bis 2026
jeweils Bundesmittel in Hoéhe von rund
380.000 Euro erhielt (vgl. https://nius.de/gesellsc
haft/winderfetisch-bmbfsfj-lambda-foerderung;
bitte die Gesamtzahl angeben sowie die zehn
hochsten Zuwendungsempfianger unter Angabe
der jeweiligen Fordersumme auffiihren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 14. August 2026

Das Jugendnetzwerk Lambda e. V. wird auf Grundlage der Richtlinien
zum Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) im Bereich Kinder- und
Jugendverbandsarbeit gefordert.

Im Jahr 2025 erhielten insgesamt 38 Jugendverbdnde Bundesmittel im
Rahmen dieser infrastrukturellen Férderung.

Die zehn hochsten Zuwendungssummen entfielen im Jahr 2025 auf fol-
gende Zuwendungsempfinger:

Zuwendungsempfinger Bewilligungs-
summe

Haushalts-
jahr 2025

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend 5.490.697,00 €

in Deutschland e. V.

Jugendhaus Diisseldorfe. V. 4.501.894,00 €

DGB-Jugend im Deutschen Gewerkschaftsbund 3.021.156,00 €

Deutscher Bundesjugendring e. V. (DBJR) 1.842.390,00 €

Deutsche Jugend in Europa Bundesverband e. V. 1.555.741,00 €

(djo)

Bund der Deutschen Landjugend e. V. 1.056.358,00 €
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Zuwendungsempfinger Bewilligungs-
summe

Haushalts-
jahr 2025

Bundesverband der Sozialistischen Jugend 1.044.781,00 €

Deutschlands — Die Falken e. V.

Deutsche Pfadfinderschaft Sankt Georg e. V. 820.949,00 €

Kinder- und Jugendwerk der Naturfreunde, 503.761,00 €

Verein zur Forderung der Naturfreundejugend

Deutschlands e. V.

Deutsche Wanderjugend im Verband Deutscher 435.732,00 €

Gebirgs- und Wandervereine e. V.

72. Abgeordnete In welcher Gesamthohe hat der Bund den Verein
Nicole Hess »Oangway, Straflensozialarbeit in Berlin e. V.“
(AfD) seit dem Jahr 2014 unmittelbar oder mittelbar un-

terstiitzt (beispielsweise durch Zuwendungen,
Projektforderungen, Auftrage oder iiber vom
Bund finanzierte Dritte), und wurden bei der Be-
willigung oder Kontrolle etwaiger Forderungen,
vom Verein offentlich verbreitete politische oder
religiose Inhalte auf ihre Vereinbarkeit mit dem
jeweiligen Forderzweck und den zuwendungs-
rechtlichen Voraussetzungen gepriift?

73. Abgeordneter Wie viele Bundesmittel hat Gangway e. V. in den
Martin Reichardt  Jahren 2015 bis 2025 erhalten, und wie viele die-
(AfD) ser Bundesmittel erhielt Gangway e. V. jeweils

aus dem Bundesprogramm ,,Demokratie leben!
(https://gangway.de/, Jahresbericht 2023, S. 61)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 10. August 2026

Die Fragen 72 und 73 werden gemeinsam beantwortet.

Der Verein ,,Gangway, Stralensozialarbeit in Berlin e. V. erhielt in den
vergangenen Jahren Bundesmittel aus dem Kinder- und Jugendplan des
Bundes (KJP) sowie aus dem Bundesprogramm ,,Demokratie leben!®.
Die Angaben zum KJP werden ab dem Haushaltsjahr 2020 dargestellt.
Eine dariiberhinausgehende Darstellung ist im Rahmen der zur Beant-
wortung einer Schriftlichen Frage vorgegebenen Frist nicht mdglich.

Zuwendungen werden zweckgebunden nach § 23 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) in Verbindung mit § 44 Absatz 1 BHO gewéhrt. Die be-
willigten Bundesmittel diirfen ausschlieBlich zur Erreichung des jeweili-
gen Verwendungszwecks verwendet werden (vgl. Bundestagsdrucksache
21/3156 vom 5. Dezember 2025, S. 5).

Die Priifung von Zuwendungsantridgen auf ihre Vereinbarkeit mit dem
jeweiligen Forderzweck und den zuwendungsrechtlichen Voraussetzun-
gen ist integraler Bestandteil des Bewilligungsverfahrens. Die Bundes-
regierung ist nicht befugt, Zuwendungsempfiangern Vorgaben hinsicht-
lich ihrer durch das Grundgesetz (GG) geschiitzten Meinungs- und Pres-
sefreiheit zu machen. Verlautbarungen auflerhalb der konkret geforder-


https://www.gangway.de/
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ten Projektumsetzung sind Ausdruck einer Grundrechtsausiibung, die
von der vollziechenden Gewalt zu gewéhrleisten, aber nicht zu beschrin-
ken ist (Artikel 1 Absatz 3 GG).

Im Zentralstellenverfahren des KJP erhielt der Verein zur Durchfiihrung
von Jugendbegegnungen und Fachkréfteaustauschmaflnahmen in den
Haushaltsjahren 2020 bis 2025 folgende Mittel:

Haushaltsjahr 2020 20.466,96 €
Haushaltsjahr 2021 30.400,00 €
Haushaltsjahr 2022 35.100,00 €
Haushaltsjahr 2023 31.016,28 €
Haushaltsjahr 2024 25.722,48 €
Haushaltsjahr 2025 35.495,20 €

In den Jahren 2015 bis 2024 erhielt der Projekttriger ,,Gangway e. V.
im Rahmen des Bundesprogramms ,,Demokratie leben!* im Programm-
bereich ,,Partnerschaften fiir Demokratie® Zuwendungen aus Bundesmit-
teln in Hohe von insgesamt 200.680,97 Euro. Die Erfassung der Letzt-
empfanger fiir die zweite Forderperiode des Bundesprogramms ,,Demo-
kratie leben!* (2020 bis 2024) ist noch nicht in allen Fallen abgeschlos-
sen. Im Zuge der abschlieBenden Verwendungsnachweispriifung kdnnen
sich die Angaben in Einzelfillen noch &ndern.

Die Mittel fiir das Jahr 2025 sind unter folgendem Link veréffentlicht:
www.demokratie-leben.de/dl/foerderung/wen-wir-foerdern. Eine Uber-
sicht der Zwischen- und Letztempfanger liegt fiir das Jahr 2025 nicht

VOr.
74. Abgeordnete In welcher Gesamthohe hat der Bund die ,,Vio-
Nicole Hess lence Prevention Network gGmbH® seit dem Jahr
(AfD) 2014 unmittelbar oder mittelbar gefordert, und

welche Ergebnisse der vom Bund veranlassten Er-
folgskontrollen und Evaluationen belegen nach
Auffassung der Bundesregierung die Wirksamkeit
der durch diesen Triger durchgefiihrten MaBnah-
men zur Priavention und Deradikalisierung im Be-
reich des islamistischen Extremismus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 10. August 2026

Fiir die Violence Prevention Network (VPN) gGmbH werden die bewil-
ligten Gesamtbundesmittel ab dem Jahr 2020 ausgewiesen. Eine iiber
diesen Zeitraum hinausgehende Darstellung ist im Rahmen der zur
Beantwortung einer Schriftlichen Frage vorgegebenen Fristen zeitlich
nicht moglich. Bewilligt wurde 2020 ein Betrag von insgesamt
4.393.783,54 Euro und fiir das Jahr 2021 insgesamt 4.716.458,20 Euro.
Fiir die Ausweisung der bewilligten direkten und indirekten Gesamtbun-
desmittel fiir VPN der Jahre 2022 bis 2026 wird auf die Antwort der
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 34 auf Bundestagsdruck-
sache 21/7509 verwiesen.

Zur Evaluation bundesfinanzierter Beratungsstellen des Bundesamts fiir
Migration und Fliichtlinge (BAMF) mit dem Schwerpunkt Distanzie-
rung und Deradikalisierung vom islamistischen Extremismus wird hier-
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auf verwiesen: www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Beitr
agsreihe/beitrag-band-12-evaluation-beratungsstellen-deradikalisierung.
htmI?nn=284020. Zur Evaluation der einzelnen Programmbereiche im
Bundesprogramm ,,Demokratie leben! wird auf folgenden Link verwie-
sen: www.demokratie-leben.de/dl/programm/evaluation.

75. Abgeordnete Wie viele Neuen Religiosen Bewegungen (sog.
Misbah Khan »Sekten™), die in mindestens einem Bundesland
(BUNDNIS 90/ vertreten sind, sind der Bundesregierung bekannt
DIE GRUNEN) (bitte nach Bundesldndern aufschliisseln), und

welche dieser Neuen Religiosen Bewegungen
richten sich nach Kenntnis der Bundesregierung
mit ihren Anwerbungs- oder Rekrutierungsbemii-
hungen gezielt an Kinder und Jugendliche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 13. August 2026

Es werden keine Statistiken iiber die in Deutschland agierenden neureli-
gidsen Bewegungen oder sogenannten Sekten bzw. konflikttrichtigen
oder problematischen Gruppen gefiihrt, auch nicht zu solchen, die sich
bei der Anwerbung gezielt an Kinder und Jugendliche richten.

Es wird jeweils im Einzelfall gepriift, inwiefern aktuell Konfliktpoten-
zial von einer Bewegung ausgeht und ob fiir Mitglieder die Gefahr einer
gesundheitlichen oder finanziellen Schiadigung besteht.

76. Abgeordnete Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung
Misbah Khan die Anzahl der Félle von Schulverweigerung bei
(BUNDNIS 90/ schulpflichtigen Kindern und Jugendlichen in den
DIE GRUNEN) vergangenen zehn Jahren entwickelt (bitte nach

Jahren aufschliisseln), und welche Erkenntnisse
liegen der Bundesregierung iiber einen Zusam-
menhang zwischen Schulverweigerung und kon-
flikttrachtigen Weltanschauungen sowie Neuen
Religiosen Bewegungen vor?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 13. August 2026

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, da nach der
foderalen Kompetenzordnung der Bundesrepublik Deutschland das
Schulwesen in die ausschlieBliche Zustindigkeit der Lander fallt. Dies
gilt auch fiir die Erhebung und Auswertung entsprechender Daten im
Rahmen der Schulstatistik.

Nach Kenntnis der Bundesregierung enthélt die amtliche Schulstatistik
keine bundesweit verfiigbaren Angaben zu Fehlzeiten oder Schulabsen-
tismus.
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77. Abgeordneter Plant die Bundesregierung, die Ergebnisse der
Sebastian Maack  Evaluation des Selbstbestimmungsgesetzes, die
(AfD) CDU, CSU und SPD in ihrer Koalitionsvereinba-

rung bis zum 31.Juli 2026 vorgesehen haben
(Zeilen 3320 bis 3325), vorzulegen, und wenn ja,
in seiner Géinze und wann, und wenn nein, warum
nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 10. August 2026

Es wird auf die Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Mareike
Lotte Wulf vom 6. Februar 2026 auf die Schriftliche Frage 108 des Ab-
geordneten Maik Briickner (Die Linke) auf Bundestagsdrucksache
21/4006, S. 73 verwiesen.

78. Abgeordneter Welche Stellen oder Funktionstrager auBerhalb
Kay-Uwe Ziegler  des Bundesamtes fiir Familie und zivilgesell-
(AfD) schaftliche Aufgaben, insbesondere die Stadtver-

waltung Bitterfeld-Wolfen, der Oberbiirgermeis-
ter, das federfiihrende Amt oder der vom Stadtrat
bestimmte neue Tridger der Koordinierungs- und
Fachstelle, hat das Bundesamt seit dem Stadtrats-
beschluss vom 1. April 2026 im Rahmen seiner
Priifung um Auskiinfte, Unterlagen oder Stellung-
nahmen ersucht (bitte jeweils Datum, Adressat
und Gegenstand des Ersuchens angeben), und von
welchen dieser Stellen stehen zum Zeitpunkt der
Beantwortung noch Antworten oder Unterlagen
aus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 14. August 2026

Das federfiihrende Amt und damit die Erstkontaktstelle der Bewilli-
gungsbehorde Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Auf-
gaben (BAFzA) ist das ,,Amt fliir kommunale Angelegenheiten/Recht™
der Stadtverwaltung Bitterfeld-Wolfen.

Diese Stelle wurde im Rahmen der Programmberatung des BAFzA
mehrfach kontaktiert.
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79.

80.

Abgeordneter Welche konkret bezeichneten Informationen,
Kay-Uwe Ziegler ~ Unterlagen oder behdrdeninternen Priifschritte
(AfD) fehlen dem Bundesamt fiir Familie und zivilge-

sellschaftliche Aufgaben derzeit noch fiir eine ab-
schlieBende Entscheidung tiber die Fortfithrung
der Forderung der Partnerschaft fiir Demokratie
Bitterfeld-Wolfen im Forderjahr 2026, und bis zu
welchem konkreten Datum rechnet die Bundes-
regierung mit dem Abschluss der Priifung und
einer Entscheidung iiber die Aufhebung der vor-
laufigen Sperre?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Michael Brand
vom 14. August 2026

Die rechtliche Priifung ist nicht abgeschlossen. Ein konkreter Zeitpunkt
iiber eine etwaige Aufhebung der vorldufigen Sperre kann derzeit nicht
benannt werden.

Abgeordneter Welche zuwendungsrechtlichen Maoglichkeiten
Kay-Uwe Ziegler  bestehen fiir den vom Stadtrat Bitterfeld-Wolfen
(AfD) bestimmten neuen Triger der Koordinierungs-

und Fachstelle, die fiir das Forderjahr 2026 vorge-
sehenen Aufgaben bereits wahrend der vorlaufi-
gen Sperre wahrzunehmen, und kénnen die hier-
fiir seit dem Trigerwechsel notwendigen und
nachweisbaren Personal- und Sachausgaben nach
einer spateren Freigabe der Zuwendungen riick-
wirkend als forderfiahig anerkannt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Michael Brand
vom 14. August 2026

In diesem Fall besteht das zuwendungsrechtliche Verhiltnis zwischen
dem federfiihrenden Amt und dem Triger der Koordinierungs- und
Fachstelle. Weitere Informationen liegen dem Bundesministerium fiir
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend nicht vor.
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Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales

81. Abgeordneter Wie hat das Bundesministerium fiir Arbeit und
Timon Dzienus Soziales im Rahmen der Ressortabstimmung zum
(BUNDNIS 90/ 13. Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches
DIE GRUNEN) Sozialgesetzbuch (SGB II) auf die nach meiner

Kenntnis vom Bundesministerium der Justiz und
fiir Verbraucherschutz geduflerten Bedenken zu
§ 32a Absatz 1 Satz 1 SGB Il-neu reagiert, wo-
nach fiir den vollstindigen Entzug des Regelbe-
darfs nach drei aufeinanderfolgenden Meldever-
sdumnissen insbesondere eine hinreichende Be-
griindung der Notwendigkeit, Geeignetheit und
VerhiltnisméaBigkeit der zusétzlichen Sanktions-
stufe sowie tragfahige Erkenntnisse zu den erwar-
teten Wirkungen und moglichen negativen Folgen
fehlten, und durch welche Anderungen am
Gesetzentwurf wurde diesen Bedenken Rechnung

getragen?

82. Abgeordneter Was hat das Bundesministerium fiir Arbeit und
Timon Dzienus Soziales im Rahmen der Ressortabstimmung zum
(BUNDNIS 90/ 13. Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches
DIE GRUNEN) Sozialgesetzbuch (SGB II) auf die nach meiner

Kenntnis geduflerten Bedenken des Bundesminis-
teriums der Justiz und fiir Verbraucherschutz er-
widert, dass § 32a Absatz1 Satz1 SGB II-neu
keine zeitlichen Mindestabstdnde oder sonstigen
Vorgaben fiir die Abfolge der drei aufeinander-
folgenden Meldeaufforderungen enthélt, und soll
nun ausgeschlossen werden, dass innerhalb eines
sehr kurzen Zeitraums, beispielsweise innerhalb
einer Woche, drei Meldeaufforderungen erlassen
und dadurch kurzfristig die Voraussetzungen fiir
den vollstindigen Entzug des Regelbedarfs ge-
schaffen werden, und wenn ja, wie?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 13. August 2026

Die Fragen 81 und 82 werden gemeinsam beantwortet.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 12. No-
vember 2025 den Referentenentwurf des 13. Gesetzes zur Anderung des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vorgelegt. Im
Anschluss wurde der Entwurf innerhalb der Bundesregierung mit den
Ressorts abgestimmt; zudem wurden Linder und Verbéande beteiligt. Die
im Rahmen der Ressortabstimmung sowie der Beteiligung der Lénder
und Verbinde eingebrachten Hinweise wurden im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren gepriift und bei der Erarbeitung des Regierungsentwurfs
berticksichtigt. Der Gesetzentwurf wurde gegeniiber dem Referentenent-
wurf angepasst. Die vorgenommenen Anderungen ergeben sich aus dem
Vergleich des Referentenentwurfs mit dem von der Bundesregierung be-
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schlossenen Gesetzentwurf. Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf
am 17. Dezember 2025 beschlossen. Der Referentenentwurf und der Re-
gierungsentwurf sind auf der Internetseite www.bmas.de/DE/Service/Ge
setze-und-Gesetzesvorhaben/13-gesetz-zur-aenderung-zweiten-buch-soz
ialgesetzbuch-und-anderer-gesetze.html des BMAS verdffentlicht.

Zu weiteren Inhalten und dem Verlauf der regierungsinternen Ressort-
abstimmung &uflert sich die Bundesregierung nicht. Aus dem Grundsatz
der Gewaltenteilung folgt ein Kernbereich exekutiver Eigenverantwor-
tung, der einen auch parlamentarisch grundsétzlich nicht ausforschbaren
Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich einschliefit. Dazu gehort die
Willensbildung der Regierung selbst auch bei der Vorbereitung von Ka-
binett- und Ressortentscheidungen, die sich vornehmlich in ressortiiber-
greifenden und -internen Abstimmungsprozessen vollzieht.

83. Abgeordneter Wie viele Leistungsbezieher erhielten nach
Rainer Galla Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 2025 so-
(AfD) wie im ersten Halbjahr 2026 Biirgergeld fiir Zeit-

rdume, in denen sie per Haftbefehl gesucht wur-
den in den Léndern Nordrhein-Westfalen, Bayern,
Baden-Wiirttemberg, Niedersachsen, Hessen,
Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein,
Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thiiringen, Ham-
burg, Mecklenburg-Vorpommern und Saarland
(www.bild.de/politik/inland/per-haftbefehl-gesuc
ht-keinen-cent-buergergeld-linnemann-will-durch
greifen-6a0db6¢c23b7096456ac7d602; www.marz
ahn-hellersdorf.com/keine-statistik-zu-buergergel
d-beziehern-mit-haftbefehl-in-berlin/)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 10. August 2026

Der Bundesregierung liegen im Sinne der Fragestellung keine Erkennt-

nisse vor.

84. Abgeordneter Welche Gesamtkosten fiir Biirgergeldausgaben in
Leif-Erik Holm Mecklenburg-Vorpommern sind nach Kenntnis
(AfD) der Bundesregierung 2025 und im ersten Halbjahr

2026 entstanden (bitte nach Gesamtkosten, Kos-
ten fiir Regelleistungsberechtigte mit auslindi-
scher Staatsangehorigkeit sowie Kosten nach
Top-5-Staatsangehdrigkeiten aufschliisseln)?


https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/13-gesetz-zur-aenderung-zweiten-buch-sozialgesetzbuch-und-anderer-gesetze.html
https://www.bild.de/politik/inland/per-haftbefehl-gesucht-keinen-cent-buergergeld-linnemann-will-durchgreifen-6a0db6c23b7096456ac7d602
https://www.marzahn-hellersdorf.com/keine-statistik-zu-buergergeld-beziehern-mit-haftbefehl-in-berlin/
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Katja Mast
vom 10. August 2026

Die Hohe der Zahlungsanspriiche belief sich flir das gesamte Jahr 2025
in Mecklenburg-Vorpommern auf rund 907 Mio. Euro, davon entfielen
rund 667 Mio. Euro auf deutsche und 240 Mio. Euro auf ausldndische
Staatsangehorige. Im Jahresdurchschnitt 2025 gab es in Mecklenburg-
Vorpommern rund 104.000 Regelleistungsberechtigte, davon hatten rund
74.000 eine deutsche und 30.000 eine ausldndische Staatsangehdrigkeit.
Weiterfiihrende Informationen kénnen der nachfolgenden Tabelle ent-
nommen werden.

Neben dem Jahr 2025 wurden auch die bereits vorliegenden Berichtsmo-
nate 2026 (bis April) ausgewiesen. Die Auswahl der fiinf hiufigsten
nichtdeutschen Staatsangehdrigkeiten basiert auf dem April 2026.
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85. Abgeordneter Wie viele beschleunigte Fachkréfteverfahren nach
Andreas Paul § 8la des Aufenthaltsgesetzes wurden nach
(AfD) Kenntnis der Bundesregierung seit dem 18. No-

vember 2023 fiir die Aufnahme einer Berufsaus-
bildung in Pflegeberufen in Niedersachsen, im
Bezirk der Agentur fiir Arbeit Oldenburg-Wil-
helmshaven sowie — soweit statistisch verfiigbar —
im Landkreis Ammerland eingeleitet, und wie be-
wertet die Bundesregierung vor dem Hintergrund,
dass der Landkreis Ammerland selbst von Ausbil-
dungsabbriichen von bis zu 40 Prozent in der
Pflege berichtet (Landkreis Ammerland: ,,Pflege
stiarken, Ausbildung sichern: Projekte im Ammer-
land setzen gezielte Impulse®™, Pressemitteilung,
2. Oktober 2025; www.ammerland.de/Service/Pfl
ege-st%C3%A4rken-Ausbildung-sichern-Projekt
e-im-Ammerland-setzen-gezielte-Impulse.php)
und an der Berufsbildenden Schule Ammerland
von einer Abbruchquote von rund 50 Prozent be-
richtet wurde (www.bbs-ammerland.de/files/bbs/h
ome/startseite/news/2023/05 Mai/nwz_10-05-202
3.pdf), die Wirksamkeit ihrer Maflnahmen zur Ge-
winnung ausldndischer Pflegeauszubildender fiir
die Sicherung des regionalen Pflegenachwuchses?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 11. August 2026

Die Zahl der durch kommunale Auslédnderbehorden eingeleiteten be-
schleunigten Fachkréfteverfahren (§ 81a des Aufenthaltsgesetzes —
AufenthQG) liegt der Bundesregierung nicht vor. Die Gewinnung auslén-
discher Auszubildender fiir die Pflege ist grundsétzlich Aufgabe der je-
weiligen Einrichtungen und Ausbildungsverbiinde. Aufgabe der Bundes-
regierung ist es, bundesweit geeignete rechtliche und strukturelle Rah-
menbedingungen zu schaffen sowie bestehende Hemmnisse abzubauen.
Ab Januar 2027 wird u. a. der Anwendungsbereich des staatlichen Giite-
siegels ,,Faire Anwerbung Pflege Deutschland®, das eine faire, ethische
und nachhaltige Gewinnung auslédndischer Pflegekrifte sichert, auf inter-
nationale Auszubildende in der Pflege ausgeweitet.

86. Abgeordneter Wurden dem CSD-Attentiter Abdul B. nach
René Springer Kenntnis der Bundesregierung staatliche Transfer-
(AfD) und Sozialleistungen (insbesondere nach dem So-

zialgesetzbuch) gewéhrt, und wenn ja, in welchen
Zeitraumen (bitte fiir jede Transfer- und Sozial-
leistung getrennt ausweisen), und inwieweit fielen
diese Zeitrdume mit einer Inhaftierung oder einem
Auslandsaufenthalt zusammen?


https://www.ammerland.de/Service/Pflege-st%C3%A4rken-Ausbildung-sichern-Projekte-im-Ammerland-setzen-gezielte-Impulse.php
https://www.bbs-ammerland.de/files/bbs/home/startseite/news/2023/05_Mai/nwz_10-05-2023.pdf

Drucksache 21/7573 - 60— Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Kerstin Griese
vom 11. August 2026

Die Bundesregierung duflert sich aus grundsitzlichen Erwidgungen zum
Schutz der Personlichkeitsrechte von Betroffenen nicht zu der Frage
nach Sozialleistungsbezug.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir Verkehr

87. Abgeordnete Bis wann soll iiber den Haltepunkt Eurometropole
Jeanne Saarbriicken bei der zweiten Schnellzugverbin-
Dillschneider dung zwischen Paris und Berlin auf der Strecke
(BUNDNIS 90/ entlang von Forbach und Ludwigshafen entschie-

DIE GRUNEN) den werden (https://homburg].de/gvs-fordert-saar
bruecken-als-halt-der-paris-berlin-schnellzuglini
e-248273/), und welche konkreten MalBnahmen
als Ersatzangebote fiir den Bahnverkehr auf der
Strecke zwischen Forbach und Ludwigshafen
wihrend der Sanierung 2028 und 2029 sollen er-
folgen (www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_ w
irtschaft/plaene_zur sanierung der bahnstrecke I
udwigshafen forbach werden konkreter 10
0.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 11. August 2026

Nach Auskunft der DB InfraGO AG werden derzeit aufgrund der hohen
Nachfrage gemeinsam mit dem franzdsischen Kooperationspartner
SNCF Moglichkeiten gepriift, tagsiiber ein zweites Zugpaar zwischen
Berlin und Paris einzusetzen. Vor diesem Hintergrund sind Aussagen zur
Route sowie zu Zwischenhalten noch nicht mdglich. Ebenfalls kénnen
derzeit noch keine Details zum Fahrplan fiir die Saar-Pfalz-Bahn wih-
rend der Korridorsanierung in den Jahren 2028 und 2029 genannt wer-
den. Die Fahrplantrassen auf der Schienen-Infrastruktur werden immer
fiir ein Jahr vergeben, also bis zum jeweils ndchsten Fahrplanwechsel.

88. Abgeordneter Welche Kosten sind der DB InfraGO AG seit dem
Michael Donth 1. Januar 2024 bis zum Datum der Beantwortung
(CDU/CSU) durch die insgesamt 41 gerichtlichen Verfahren

gegen Beschliisse der Bundesnetzagentur entstan-
den (vgl. www.spiegel.de/wirtschaft/deutsche-bah
n-infrastrukturtochter-db-infrago-klagt-gegen-dut
zende-auflagen-a-166a19a7-1ddb-4fc1-9¢83-37aa
85d7138a; bitte aufschliisseln nach Gerichtskos-
ten einschlieBlich Gebiihren und Auslagen, Kos-
ten fiir externe Rechtsanwaltskanzleien, internen
Personal- und Sachkosten fiir die juristische Be-
arbeitung sowie sonstigen Verfahrenskosten)?


https://www.homburg1.de/gvs-fordert-saarbruecken-als-halt-der-paris-berlin-schnellzuglinie-248273/
https://www.sr.de/sr/home/nachrichten/politik_wirtschaft/plaene_zur_sanierung_der_bahnstrecke_ludwigshafen_forbach_werden_konkreter_100.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/deutsche-bahn-infrastrukturtochter-db-infrago-klagt-gegen-dutzende-auflagen-a-166a19a7-1ddb-4fc1-9c83-37aa85d7138a
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 13. August 2026

Nach Kenntnis der Bundesregierung kann weder die DB InfraGO AG
noch die zustindige 18. Kammer der Bundesnetzagentur in Eisenbahn-
rechtsangelegenheiten bestitigen, dass es seit dem 27. Dezember 2023
41 neue Klageverfahren in Eisenbahnsachen gegeben hat.

Nach Angaben der DB InfraGO AG sind seit dem 1. Januar 2024 ca.
eine Mio. Euro an Kosten fiir gerichtliche Verfahren gegen Beschliisse
der Bundesnetzagentur angefallen.

89. Abgeordneter Welche Aktivitdten im Nachhaltigkeitsbereich der
Matthias Gastel Deutschen Bahn werden in Zukunft in verénderter
(BUNDNIS 90/ Form ausgeiibt (siehe Tagesspiegel Background v.
DIE GRUNEN) 10. Juli 2026 ,,Deutsche Bahn kiirzt im Nachhal-

tigkeitsbereich®), und wie hat sich der Anteil ver-
wendeter Recyclingbaustoffe/-materialien in den
vergangenen fiinf Jahren bei Beton, Stahl und
Bausand jeweils entwickelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 11. August 2026

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG wird die Konzernstruktur im
Rahmen des Konzernumbaus neu ausgerichtet. Im Zuge der Verschlan-
kung der Konzernleitung werden Verantwortlichkeiten im Nachhaltig-
keitsbereich neu geordnet. Damit werden die Aktivititen neu organisiert
und den Verantwortungsbereichen zugeordnet. Die Verdnderungen der
Anteile der Recyclingbaustoffe/-materialien Betonschwelle und Schiene
(Schienenstahl) sind der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:

Recyclinganteil 2021 | 2022 | 2023 | 2024 | 2025
in Prozent

Betonschwelle 10,4 13,3 8,7 8,5 6,1
Schienenstahl 0 0 249 25,6 26,6

Quellen: Integrierte Berichte der DB AG 2023, 2024 und 2025

90. Abgeordneter Welche kapazititserweiternden MalBnahmen im
Matthias Gastel Rahmen geplanter Generalsanierungen bis 2029
(BUNDNIS 90/ wurden/werden auf Kosten der DB InfraGO reali-
DIE GRUNEN) siert (bitte MaBnahmen ,,zu Lasten des Ergebnis-

ses von DB InfraGO* den Projekten zuordnen
und Kosten nennen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 13. August 2026

Nach Auskunft der DB InfraGO AG sind bei Korridorsanierungen unter
Kapazitatsgesichtspunkten und zur Erhdhung der Resilienz insbesondere
die Optimierung des Gleiswechselbetriebs bzw. zusitzliche Uberleitver-
bindungen fiir den operativen Betrieb von Bedeutung. Bis zur Entschei-
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dung iiber die Zuwendungsfahigkeit kann die DB InfraGO AG keine
Angaben zu Kosten machen.

91. Abgeordneter In welchen Leistungsphasen befinden sich die
Matthias Gastel Planungsabschnitte der ABS Stuttgart—Singen—
(BUNDNIS 90/ Grenze D/CH (Géaubahn) (bitte in der Antwort
DIE GRUNEN) nach Teilabschnitten unterscheiden), und wie

sieht es mit der Finanzierung der Weiterplanung
iiber die Vorplanung (Lph 1/2) hinaus aus?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 10. August 2026

Die Ausbaumafinahmen im Abschnitt Horb—Neckarhausen der
ABS/NBS Stuttgart-Singen—Grenze D/CH wurden abgeschlossen und
am 26. Oktober 2024 in Betrieb genommen. Der nordliche Abschnitt be-
findet sich in der Bauphase. Fiir den siidlichen Abschnitt werden die
Grundlagenermittlung und die Vorplanung (Leistungsphasen 1 und 2)
durchgefiihrt. Fiir den giiterverkehrstauglichen Ausbau der Tunnel im
stidlichen Abschnitt ist die Finanzierung der Planungen in den Leis-
tungsphasen 3 und 4 sichergestellt. Mit der Erstellung der Entwurfspla-
nung fiir die Tunnel wurde begonnen. Uber die Finanzierung der Leis-
tungsphasen 3 und 4 fiir die {ibrigen MaBBnahmen im siidlichen Abschnitt
werden sich die DB InfraGO AG und das BMV noch abstimmen.

92. Abgeordneter Wie hoch waren die Schiaden, welche durch Van-
Maximilian Kneller dalismus verursacht wurden, am Eigentum der
(AfD) Deutschen Bahn AG (bitte nach unterschiedlichen

Schadensarten aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 13. August 2026

Im Jahr 2025 sind der Deutschen Bahn AG Schéaden durch Vandalismus
in Hohe von rund 34 Mio. Euro entstanden. Davon entfallen auf Schéa-
den bei der DB InfraGO AG rund 19,6 Mio. Euro, deren Zuordnung auf
Schadenskategorien der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen ist:

Schadenskategorie Summe

Vandalismus 6.800.000 Euro
Buntmetalldiebstahl 5.500.000 Euro
Beseitigung von Graffiti 3.700.000 Euro
Vandalismus mit Glasbruch 2.800.000 Euro
Diebstahl und Einbruch 800.000 Euro

Bei der DB Fernverkehr AG beliefen sich die Kosten fiir die Beseitigung
von Vandalismus-Schidden auf rund 2,25 Mio. Euro. Registriert wurden
657 Graffitidelikte sowie 220 Sachbeschiddigungen an oder in Fahrzeu-
gen. Die Graffitidelikte betreffen zum GroBteil die AuBenflichen der
Fahrzeuge. Zu den Sachbeschiddigungen zdhlen insbesondere Scratching
an Fensterscheiben, Aufkleber sowie Beschddigungen der Inneneinrich-
tung, etwa an Sitzen.
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Der DB Regio AG entstanden rund 12 Mio. Euro Aufwand zur Beseiti-
gung von Vandalismusschidden. Der GroBteil davon entfiel auf die Ent-
fernung von Graffiti.

93. Abgeordnete Nach welchen fachlichen und rechtlichen Krite-
Iris Nieland rien entscheidet die Autobahn GmbH des Bundes
(AfD) tiber Ausnahmen von den Bauverbotsregelungen

nach §9 des BundesfernstraBengesetzes, und
unter welchen Voraussetzungen kommt eine Aus-
nahmegenehmigung innerhalb der Bauverbotszo-
ne in Betracht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Christian Hirte
vom 10. August 2026

Die Entscheidungen auf der Grundlage von § 9 des Bundesfernstralen-
gesetzes (FStrG) trifft auf Bundesfernstralen in Bundesverwaltung das
Fernstralen-Bundesamt. Dies gilt auch fiir Ausnahmen im Einzelfall auf
der Grundlage von § 9 Absatz 8 FStrG. Das Fernstralen-Bundesamt hat
weitergehende Informationen zum Anbaurecht auf seiner Internetseite
zusammengestellt, unter anderem zu den Voraussetzungen eines Antrags
auf Erteilung einer stralenrechtlichen Befreiung vom Anbauverbot ge-
miB § 9 Absatz 1 und 8 FStrG.

94. Abgeordneter Wie haben sich die tdglichen Aus- und Einstiege
Stefan Schmidt an den zehn groften Bahnhofen der Oberpfalz,
(BUNDNIS 90/ gemessen an der Zahl der durchschnittlichen tag-

DIE GRUNEN) lichen Ein- und Ausstiege, zwischen 2015 und
2025 entwickelt (bitte aufschliisseln), und mit
welchen téglichen Aus- und Einstiegen rechnet
die Bundesregierung fiir die geplanten neuen
Bahnhaltepunkte Regensburg-Walhallastrafie so-
wie Wutzlhofen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 14. August 2026

Nach Auskunft der Deutschen Bahn (DB AG) entwickelten sich die tdg-
lichen Ein- und Aussteiger zwischen 2015 und 2025 an den zehn groB3-
ten Bahnhofen in der Oberpfalz folgendermalien:

» Regensburg Hbf (2025: 23.600 | 2015: 22.200)
» Schwandorf (2025: 6.600 | 2015: 7.000)

* Neumarkt (Oberpf) (2025: 5.800 | 2015: 6.200)
» Neukirchen (b Sulzb) (2025: 975 | 2019*: 240)
*  Weiden (Oberpf) (2025: 5.100 | 2015: 4.900)

*  Amberg (2025: 2.700 | 2015: 2.200)

* Cham (Oberpf) (2025: 2.400 | 2015: 1.300)

» Parsberg (2025: 1.900 | 2015: 2.400)
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95.

96.

* Postbauer-Heng (2025: 1.500 | 2015: 1.400)
» Eggmiihl (2025: 700 | 2015: 870).

* 2019: geschitzter Korrekturwert, Covid-Abfall
(Quelle: BEG, Nachfrageermittlung DB Regio)

Fir die geplanten Bahnhaltepunkte Regensburg-Walhallastrale und
Wutzlhofen werden fiir das Jahr 2035 1.300 bis 2.000 bzw. 2.200 bis
3.400 Reisende pro Tag prognostiziert.

Abgeordnete Wie hat sich die Piinktlichkeit der Regionalver-
Tina Winklmann  kehrsverbindungen am Bahnhof Schwandorf nach
(BUNDNIS 90/ Kenntnis der Bundesregierung in den vergange-

DIE GRUNEN) nen fiinf Jahren entwickelt (bitte nach Hauptursa-
chen der Verspatungen aufschliisseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Ulrich Lange
vom 14. August 2026

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) hat sich die Piinkt-
lichkeit der Regionalverkehrsverbindungen am Bahnhof Schwandorf in
den vergangenen fiinf Jahren wie folgt entwickelt:

Jahr SPNV-Piinktlichkeit
in Prozent

2022 85,0

2023 82,5

2024 78,5

2025 81,5

2026 per Juli 79,4

Eine Aufschliisselung der Hauptursachen flir Unpiinktlichkeiten konnte
von der DB AG nicht fristgerecht zur Verfiigung gestellt werden.

Geschiftsbereich des Bundesministeriums fiir Umwelt,
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Abgeordneter Uber welche Erkenntnisse verfiigt die Bundes-
Andreas Bleck regierung zur Belastbarkeit der oOffentlichen
(AfD) Trinkwasserinfrastruktur bei langeren Hitze- und

Trockenperioden oder auBergewohnlichen Ver-
brauchsspitzen, und plant sie hierzu gemeinsam
mit den Lindern ein bundesweit einheitliches La-
gebild (www.tagesschau.de/investigativ/report-m
ainz/hitze-wassermangel-100.html)?


https://www.tagesschau.de/investigativ/report-mainz/hitze-wassermangel-100.html
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 11. August 2026

Der Bundesregierung liegen keine eigenen Erkenntnisse zu der Frage-
stellung vor. Denn die 6ffentliche Wasserversorgung ist eine Aufgabe
der Daseinsvorsorge (§ 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) und Teil der
kommunalen Selbstverwaltung. Im Ubrigen wird auf die Ausfiihrungen
in der Antwort der Bundesregierung vom 11. Juni 2026 zur Kleinen An-
frage auf Bundestagsdrucksache 21/6476 verwiesen.

97. Abgeordneter Welche MaBnahmen plant die Bundesregierung
Andreas Bleck im Rahmen der Nationalen Wasserstrategie, um
(AfD) die offentliche Wasserinfrastruktur besser auf lan-

gere Hitze- und Trockenperioden vorzubereiten,
und bis wann sollen diese Maflnahmen umgesetzt
werden (www.tagesschau.de/investigativ/report-
mainz/hitze-wassermangel-100.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 11. August 2026

Die Vorsorge gegeniiber Extremwetter und Verdnderungen in der Was-
serverfiigbarkeit durch die Stirkung eines resilienten Wasserhaushalts
sind das zentrale Ziel der Nationalen Wasserstrategie (NWS). Seit dem
Kabinettbeschluss im Mérz 2023 befindet sich die Nationale Wasserstra-
tegie (NWS) in der Umsetzung. Zu den bereits umgesetzten Malnahmen
gehoren z. B. die Etablierung des Niedrigwasser-Informationssystems
(NIWIS) sowie Leitlinien zum Umgang mit Nutzungskonkurrenzen bei
Wasserknappheit, die vom Bundesumweltministerium und der Bund-
Lander Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) gemeinsam erarbeitet wur-
den. Linder und Kommunen ergreifen MafBnahmen innerhalb ihrer Zu-
standigkeiten. Die Bundesregierung hat mit der Nationalen Wasserstrate-
gie (Bundesumweltministerium 2023: NWS) auf die Diirreerfahrungen
der Jahre 2018/19 reagiert. Mit dieser Strategie und dem dazugehdrigen
Aktionsprogramm wird die Grundlage fiir ein zukunftsfahiges Manage-
ment unserer Wasserressourcen und den Schutz unserer Gewisser ge-

legt.

98. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung
Andreas Bleck aus dem im Gutachten des Verbands kommunaler
(AfD) Unternehmen genannten Investitionsbedarf fiir die

offentliche Wasserver- und Abwasserentsorgung,
und beabsichtigt sie, hierzu eine eigene belastbare
Bedarfsermittlung vorzulegen, und wenn ja, bis
wann (www.tagesschau.de/investigativ/report-mai
nz/hitze-wassermangel-100.html)?


https://www.tagesschau.de/investigativ/report-mainz/hitze-wassermangel-100.html
https://www.tagesschau.de/investigativ/report-mainz/hitze-wassermangel-100.html
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 11. August 2026

Die Wasser- und Abwasserinfrastrukturen sind zentraler Bestandteil der
Daseinsvorsorge fiir die Biirgerinnen und Biirger. Vielerorts geraten sie
an das Ende ihrer Nutzungsdauern. Der Klimawandel beschleunigt und
erhoht den Anpassungsbedarf zusétzlich. Dies stellt Lander und Kom-
munen vor wachsende Herausforderungen. Das Ziel einer preisstabilen
und bedarfsgerechten Versorgung ist als Teil der Nationalen Wasserstra-
tegie deshalb erstmals auch explizit im Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung adressiert.

Als Teil der kommunalen Selbstverwaltung liegen die Dienstleistungen
der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in der Zusténdigkeit der
Lander und Kommunen. Belastbare bundesweite Zahlen zur notwendi-
gen Investitionshdhe sollen ermittelt werden.

99. Abgeordneter Welche Mdoglichkeiten einer finanziellen Beteili-
Andreas Bleck gung des Bundes an notwendigen Investitionen in
(AfD) die 6ffentliche Wasserinfrastruktur priift die Bun-

desregierung derzeit, und nach welchen Kriterien
beabsichtigt sie, eine solche Beteiligung auszuge-
stalten (www.tagesschau.de/investigativ/report-m
ainz/hitze-wassermangel-100.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 11. August 2026

Als Teil der kommunalen Daseinsvorsorge liegen die Dienstleistungen
der Wasserver- und Abwasserentsorgung in der Zustindigkeit der Léan-
der und Kommunen (siehe auch Antwort zu Frage 98). Diese werden im
Wesentlichen {iber Gebiihren und Entgelte der Biirgerinnen und Biirger
finanziert. In einem gewissen Rahmen konnen dabei auch klimabedingte
Investitionsanteile geltend gemacht werden.

Uber den Linder- und Kommunenanteil des Sondervermdgens ,,Infra-
struktur und Klimaneutralitit hat der Bund bereits die Moglichkeit er-
offnet, wasserwirtschaftliche Infrastrukturinvestitionen zu fordern. Der-
zeit wird zudem in Abstimmung mit den Landern an einer Umsetzung
des Auftrags aus dem Koalitionsvertrag, eine Gemeinschaftsaufgabe
Klimaanpassung und Naturschutz einzurichten, gearbeitet.

100. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
Boris Mijatovi¢ iiber den Investitionsbedarf der kommunalen
(BUNDNIS 90/ Wasserversorgungs- und Abwasserinfrastruktur in

DIE GRUNEN) Deutschland sowie insbesondere in Hessen zur
Anpassung an die Folgen des Klimawandels und
an bestehende sowie absehbare europarechtliche
Vorgaben, und welche Auswirkungen erwartet die
Bundesregierung auf die Wasser- und Abwasser-
gebiihren fiir Biirgerinnen und Biirger in Zukunft,
sofern der festgestellte Investitionsbedarf nicht
oder nur teilweise durch Bundesforderprogramme
co-finanziert wird?


https://www.tagesschau.de/investigativ/report-mainz/hitze-wassermangel-100.html
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 11. August 2026

Wasserversorgung und Abwasserentsorgung werden iiber Gebiihren oder
Entgelte von den Verbraucherinnen und Verbrauchern finanziert.

Als Teil der kommunalen Selbstverwaltung liegen die Dienstleistungen
der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in der Zustandigkeit der
Lander und Kommunen. Entsprechend liegen der Bundesregierung
keine belastbaren aggregierten Zahlen zur notwendigen Investitionshhe
vor. Das Bundesumweltministerium plant als Teil der Umsetzung der
Nationalen Wasserstrategie gemeinsam mit dem Umweltbundesamt je-
doch ab Friihjahr 2027 die Ermittlung valider Daten.

101. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Kenntnis dariiber, ob die
Marecel Stiftung Hof Hasemann in Bramsche (www.stiftu
Queckemeyer ng-hof-hasemann.de/) seit ihrer Griindung im Jahr
(AfD) 2000 unmittelbar oder mittelbar 6ffentliche Mittel

des Bundes erhalten hat?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Bettina Hagedorn
vom 14. August 2026

In der fiir die Beantwortung zur Verfiigung stehenden Zeit konnten mit
vertretbarem Aufwand ausschlieBlich Informationen zu unmittelbaren
Oftentlichen Bundesmitteln, die bis zum Beginn der 20. Wahlperiode zu-
riickreichen, recherchiert werden.

Nach erfolgter Ressortabfrage liegen dem Bundesumweltministerium
keine Kenntnisse zu unmittelbaren 6ffentlichen Bundesmitteln an die
Stiftung Hof Hasemann, die bis zum Beginn der 20. Wahlperiode zu-
riickreichen, vor.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir

Gesundheit

102. Abgeordneter Wieso hat Deutschland keine Vertretung zur
Maik Briickner 26. internationalen AIDS-Konferenz nach Rio de
(Die Linke) Janeiro geschickt (www.aidshilfe.de/de/aktuelles/

welt-aids-konferenz-erde-wir-haben-ein-pro
blem), und welche konkreten politischen Schluss-
folgerungen zieht die Bundesregierung aus den
Ergebnissen der Konferenz?


https://www.stiftung-hof-hasemann.de/
https://www.aidshilfe.de/de/aktuelles/welt-aids-konferenz-erde-wir-haben-ein-problem
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 11. August 2026

Die internationale AIDS-Konferenz bietet ein wichtiges globales Forum
zum Austausch von Politik, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Betrof-
fenengruppen zu aktuellen HIV-Themen, unter anderem zu Fragen der
Finanzierung. Das dramatische Ausmal} der Lage in der globalen HIV/
AidsBekédmpfung ist der Bundesregierung sehr bewusst, und sie setzt
sich in den politisch relevanten Gremien flir eine verantwortliche und
nachhaltige globale HIV-Bekdmpfung ein.

Unter sorgfaltiger Abwigung des besten Einsatzes der limitierten Res-
sourcen priorisiert die Bundesregierung ihre Teilnahme an internatio-
nalen Treffen und Konferenzen. So war eine deutsche Delegation unter
meiner Leitung beim hochrangigen Treffen der Vereinten Nationen
(UNHLM) zu HIV/AIDS Ende Juni 2026 in New York gemeinsam mit
drei Organisationen der deutschen Zivilgesellschaft vertreten. Damit
konnten wichtige politische Zeichen fiir die Wichtigkeit der globalen
HIV-Antwort und fiir die Einbindung der Zivilgesellschaft gesetzt wer-
den.

In den Gremien des Globalen Fonds setzt sich die Bundesregierung
aktiv dafiir ein, dass Mittel noch effizienter eingesetzt, Innovationen
besser zugénglich gemacht und zivilgesellschaftliche Mitwirkung in den
Landern gestérkt wird. Zudem flankieren wir durch Beratung Staaten in
integrierter Planung und Umsetzung (Globalvorhaben BACKUP). Im
Verwaltungsrat von UNAIDS engagiert sich die Bundesregierung aktiv
dabei, eine nachhaltige Losung fiir die Transition und Integration des ge-
meinsamen VN Programmes zu HIV zu finden.

Die Bundesregierung steht zu ihrer Verantwortung in der globalen Ge-
sundheit. Sie hat mit ihrer Zusage an den Globalen Fonds Ende des Jah-
res 2025 trotz angespannter Haushaltslage mit einer Milliarde Euro klar
Kurs gehalten — und die zweithochste Zusage fiir die Wiederauffiillungs-
periode von 2026 bis 2028 geleistet. Die freiwilligen Beitrdge fiir UN-
AIDS wurden im Jahr 2026 im Vergleich zum Jahr 2025 sogar leicht er-
hoht, auch um den Transitionsprozess zu unterstiitzen.

103. Abgeordneter Besteht nach Kenntnis der Bundesregierung fiir
Ates Giirpinar Patientinnen und Patienten, die vor Inkrafttreten
(Die Linke) des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes

(GKV-BStabG) Cannabisbliiten verordnet und
von der gesetzlichen Krankenversicherung erstat-
tet bekommen haben, ein Bestandsschutz, und
wenn nein, aus welchen Griinden nicht (vor dem
Hintergrund, dass nach Angaben Betroffener viele
die hohen Kosten ihrer bisherigen Therapie nicht
selbst finanzieren kdnnen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 13. August 2026

Seit Inkrafttreten des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes am
30. Juli 2026 konnen Cannabisbliiten in unverdndertem Zustand sowie
in Zubereitungen nicht mehr zu Lasten der gesetzlichen Krankenversi-
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cherung verordnet werden. Dieser Leistungsausschluss gilt auch fiir be-
reits begonnene Therapien. Begriindet wird der Ausschluss u. a. mit der
groferen Suchtgefahr, die insbesondere bei einer Dauertherapie bestehen
kann sowie mit der bislang unzureichenden Evidenz hinsichtlich der
Wirksamkeit von Cannabisbliiten gegeniiber anderen cannabishaltigen
Arzneimitteln in Form von randomisiert kontrollierten Studien.

Therapiealternativen mit anderen cannabishaltigen Arzneimitteln blei-
ben weiterhin zulasten der gesetzlichen Krankenversicherung erstat-
tungsfahig. Eine Umstellung der Therapie kann dabei sowohl auf canna-
bishaltige Fertigarzneimittel, auf Zubereitungen, sofern fiir deren Her-
stellung keine Cannabisbliiten verwendet werden (Cannabinoid-haltige
Stoffe oder Fertigarzneimittel in Zubereitungen) oder auf Cannabinoid-
haltige Stoffe in unverdndertem Zustand erfolgen.

104. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung an, dass cannabis-
Ates Giirpinar haltige Fertigarzneimittel aufgrund ihrer unter-
(Die Linke) schiedlichen Wirkweise nicht bei allen Beschwer-

debildern einen gleichwertigen Ersatz fiir Canna-
bisbliiten darstellen kénnen, und welche Voraus-
setzungen miissten aus ihrer Sicht erfiillt sein,
damit Cannabisbliiten wieder erstattungsfihig
werden bzw. plant sie, diese Voraussetzungen zu
schaffen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 13. August 2026

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche
Frage 103 des Abgeordneten Ates Giirpinar der Fraktion Die Linke ver-

wiesen.

105. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass
Nicole Hess die ambulante Behandlung medizinisch geeigne-
(AfD) ter Fille in der Regel geringere Ausgaben der ge-

setzlichen Krankenversicherung verursacht als
eine stationdre Behandlung, und auf welche empi-
rischen Erkenntnisse stiitzt sie ihre Einschidtzung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 12. August 2026

Gemél dem Fiinften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) ist die ambulante
Behandlung der stationdren Behandlung grundsitzlich vorrangig. Eine
vollstationdre Krankenhausbehandlung kommt nach § 39 Absatz 1
Satz 2 SGB V nur in Betracht, wenn das Behandlungsziel nicht durch
ambulante oder andere weniger eingriffsintensive Versorgungsformen
erreicht werden kann. Dieser Grundsatz trigt zugleich dem Wirtschaft-
lichkeitsgebot (§ 12 SGB V) Rechnung. Soweit eine medizinisch gleich
geeignete ambulante Behandlung moglich ist, ist regelméfBig davon aus-
zugehen, dass sie geringere Ausgaben der gesetzlichen Krankenversi-
cherung verursacht als eine stationdre Behandlung.
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106. Abgeordneter Kann die Bundesregierung meine Einschitzung
Enrico Komning bestitigen, nach welcher im Zuge der Neurege-
(AfD) lung der Familienversicherung ab dem 1. Januar

2028 am Beispiel zweier getrennt lebender Paare
(Paar 1: unverheiratet, ein Partner mit 4.000 Euro
Bruttoeinkommen, ein Partner mit 0 Euro Ein-
kommen, vollstindige GKV-Kosteniibernahme
durch den Staat via Biirgergeld/Grundsicherung,
Belastung fiir das Paar entspricht dem Beitrags-
satz; Paar 2: verheiratet, identische Einkommen
wie oben, kein Biirgergeld wegen ehelicher Un-
terhaltspflicht, stattdessen GKV-Familienversi-
cherung mit neuem 2,5-Prozent-Zuschlag, Belas-
tung fiir das Paar entspricht dem Beitragssatz +
ca. 100 Euro monatliche Mehrbelastung fiir das
Ehepaar) eine Schlechterstellung und monatliche
Mehrbelastung von Ehepaaren gegeniiber unver-
heirateten Paaren geschaffen wird, und wenn ja,
wie ist diese mit dem besonderen Schutz von Ehe
und Familie nach Artikel 6 Absatz 1 des Grund-
gesetzes sowie dem verfassungsrechtlichen Dis-
kriminierungsverbot der Ehe vereinbar?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 13. August 2026

Die Begriindung einer beitragsprivilegierten Familienversicherung ist
nur zugunsten verheirateter Ehegatten und Lebenspartnern moglich.

Unverheiratete Partner haben keinen Zugang zur Familienversicherung.
Sofern sie Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung sind, unter-
liegen sie grundsétzlich jeweils einer eigenstdndigen Beitragspflicht, un-
abhingig davon, ob sie zusammen oder getrennt leben. Fiir Bezieher von
Grundsicherungsgeld tragt der Bund die Beitrdge, unabhingig davon, ob
diese verheiratet sind oder nicht.

Bei den Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch ist zu beachten, dass grundsétzlich jedes
Einkommen oder Vermdgen vorrangig zur Sicherung des Lebensunter-
halts einzusetzen ist. Bei Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft le-
ben, ist dabei auch das Einkommen und Vermdgen des Partners zu be-
riicksichtigen; dies gilt auch, soweit keine familienrechtlichen Unter-
haltspflichten bestehen. Soweit keine Bedarfsgemeinschaft besteht, sind
tatsdchliche Zuwendungen zwischen nichtehelichen Lebensgefihrten
ebenfalls als. Einkommen zu beriicksichtigen und mindern gegebenen-
falls den Grundsicherungsanspruch beziehungsweise schlieBen ihn aus.
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107.

108.

Abgeordnete War das Bundesministerium fiir Gesundheit iiber
Dr. Paula die Teilnahme des damaligen Bundesministers fiir
Piechotta Gesundheit Jens Spahn an einer Veranstaltung des
(BUNDNIS 90/ »Dialog“-Netzwerkes im Jahr 2019 in Italien in-
DIE GRUNEN) formiert, und wenn ja, warum wurde diese Teil-
nahme in der Antwort der Bundesregierung auf
die Schriftliche Frage 125 der Abgeordneten Irene
Mihalic auf Bundestagsdrucksache 21/6834 nicht
mitgeteilt, und welche Erkenntnisse hat die Bun-
desregierung zu den ndheren Umstinden dieser
Teilnahme, beispielsweise zu ihrer dienstlichen
oder privaten Veranlassung, ihrer Finanzierung
und der organisatorischen Unterstiitzung durch
Bundesbehorden sowie zu den dort gefiihrten Ge-
spriachen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 12. August 2026
Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 95 der
Abgeordneten Dr. Irene Mihalic (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) auf
Bundestagsdrucksache 21/7434, S. 62) wird verwiesen.
Abgeordnete Halt das Bundesministerium fiir Gesundheit unter
Dr. Paula Berticksichtigung der Einschitzung der Finanz-
Piechotta Kommission Gesundheit, wonach eine Reduktion
(BUNDNIS 90/ der Zahl gesetzlicher Krankenkassen keinen nen-
DIE GRUNEN) nenswerten Beitrag zur Kostenreduktion in der

Gesetzlichen Krankenversicherung leisten kann
und auf der anderen Seite die Gefahr birgt, dass
wie in Osterreich sogar Kostensteigerungen — in
diesem Fall eine Steigerung der Verwaltungskos-
ten um insg. 39 Prozent in den vier Jahren nach
der Fusion — riskiert werden wiirden (Quelle: Ar-
tikel ,,Debatte um Reduzierung der Kassenan-
zahl“ im Deutschen Arzteblatt (Jg. 123, Heft 14,
ET 10.Juli 2026)) auch unter Dr. Carsten
Linnemann als neuem Bundesminister fiir Ge-
sundheit daran fest, dass eine Reduktion der Ge-
setzlichen Krankenkassen vor diesem Hintergrund
keine nennenswerten Vorteile generieren wiirde
und deswegen gezielte MaBlnahmen zur Reduk-
tion der Zahl der Gesetzlichen Krankenversiche-
rungen weiterhin nicht prioritdr Teil der Vorha-
benplanung des Bundesgesundheitsministeriums
sein werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretiirs Dr. Georg Kippels
vom 11. August 2026

Bundesminister fiir Gesundheit Dr. Carsten Linnemann wird die Arbei-
ten flir eine verlédssliche und finanzierbare Versorgung in Gesundheit
und Pflege konsequent fortsetzen. Dabei werden unter anderem auch die



Drucksache 21/7573 -72 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

von der eingesetzten FinanzKommission Gesundheit in ihrem zum Ende
des Jahres 2026 erwarteten zweiten Bericht enthaltenen Empfehlungen
fiir mittel- und langfristig wirksame Strukturreformen fiir das Gesund-
heitswesen gepriift und gegebenenfalls zu beriicksichtigen sein. Hierzu
zghlen auch Empfehlungen fiir die Strukturen im Bereich der gesetzli-

chen Krankenkassen.

109. Abgeordneter Bis wann genau will Bundesminister fiir Gesund-
Sascha Wagner heit Dr. Carsten Linnemann, wie von thm selbst
(Die Linke) gefordert, die bestehenden 93 gesetzlichen Kran-

kenkassen auf 10 reduzieren, und wie viel Geld
soll durch diesen Schritt eingespart werden
(www.zeit.de/gesundheit/2026-04/gesetzliche-kra
nkenkassen-carsten-linnemann-cdu-reform-verwa
Itungskosten-gxe)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Dr. Georg Kippels
vom 11. August 2026

Bundesminister fiir Gesundheit Dr. Carsten Linnemann wird die Arbei-
ten flir eine verldssliche und finanzierbare Versorgung in Gesundheit
und Pflege konsequent fortsetzen. Dabei werden unter anderem auch die
von der eingesetzten FinanzKommission Gesundheit in ihrem zum Ende
des Jahres 2026 erwarteten zweiten Bericht enthaltenen Empfehlungen
fiir mittel- und langfristig wirksame Strukturreformen fiir das Gesund-
heitswesen gepriift und gegebenenfalls zu beriicksichtigen sein. Hierzu
zahlen auch Empfehlungen fiir die Strukturen im Bereich der gesetzli-
chen Krankenkassen.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat

110. Abgeordneter Wie grenzt die Bundesregierung — unter Bezug-
Dr. Michael Arndt nahme auf das Gutachten WD 8 086/25 der Wis-
(Die Linke) senschaftlichen Dienste und die Vorldufige Stel-

lungnahme des BMEL vom 1. Oktober 2024 zur
Forschungsklausel des Konsumcannabisgesetzes
— ,kleinere, begrenzte Forschungsprojekte” zu
Konsumcannabis von wissenschaftlich konzipier-
ten Modellprojekten mit regional begrenzter
Abgabe ab, und sieht die Bundesregierung vor,
Lander wie das Saarland oder interessierte Kom-
munen bei der Ausgestaltung eines kiinftigen ge-
setzlichen Rahmens fiir Konsumcannabis Modell-
vorhaben einzubeziehen, und wenn ja, auf welche
Weise?


https://www.zeit.de/gesundheit/2026-04/gesetzliche-krankenkassen-carsten-linnemann-cdu-reform-verwaltungskosten-gxe
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 14. August 2026

Fiir die Bearbeitung von Antrdgen auf Erlaubnisse fiir Konsumcannabis-
forschung nach §2 Absatz4 Satz1 des Konsumcannabisgesetzes
(KCanGQ) ist innerhalb des Geschiftsbereichs des Bundesministeriums
fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Heimat die Bundesanstalt fiir Land-
wirtschaft und Erndhrung (BLE) zustidndig. Die BLE bearbeitet die An-
trdge in eigener Verantwortlichkeit.

Inwieweit ein Vorhaben den Voraussetzungen des § 2 Absatz 4 KCanG
geniigt, wird im Rahmen des Erlaubnisverfahrens seitens der BLE ein-
zelfallabhéngig gepriift.

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD sieht eine Umset-
zung der sogenannten 2. Sdule (regionale Modellvorhaben mit kommer-
ziellen Lieferketten) nicht vor.

111. Abgeordneter Welche konkreten Kosteneinsparungen in Euro
Peter Felser jahrlich ab dem Jahr der vollstdndigen Inbetrieb-
(AfD) nahme (voraussichtlich 2029) kalkuliert die Bun-

desregierung durch die angekiindigte Zusammen-
legung des Bundesinstituts fiir Risikobewertung
(BfR), des Max Rubner-Instituts (MRI) und des
Bundeszentrums fiir Erndhrung (BZfE) zum
neuen Bundesinstitut fiir Risikobewertung und Er-
ndhrung, und welche genauen Finanzmittel sowie
Planstellen (in Vollzeitdquivalenten) sind in den
derzeit vorliegenden Planungsstinden fiir die
kiinftigen Wirtschaftspline des neuen Instituts je-
weils fir die Kernaufgaben der Lebensmittelsi-
cherheit und Erndhrungssicherung einerseits so-
wie flir die Aufgabenbereiche der Erndhrungsbil-
dung und Risikokommunikation andererseits ver-
anschlagt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 14. August 2026

Zum jetzigen Zeitpunkt kdnnen die erzielbaren jahrlichen Kosteneinspa-
rungen ab Inbetriebnahme des neuen Bundesinstituts nicht belastbar be-
ziffert werden. Thre Hohe hingt von einer Vielzahl von Faktoren ab, ins-
besondere von der konkreten Ausgestaltung der Zusammenfithrung und
noch zu treffenden organisatorischen Entscheidungen der Unterbrin-
gung. Durch die Biindelung von Aufgaben und Strukturen werden kurz,
mittel- und langfristig Effizienzgewinne und Synergieeffekte erzielt wer-
den.

Die konkrete Ausgestaltung des Wirtschaftsplans héngt von einer Viel-
zahl von Entscheidungen ab und wird abschlieBend Gegenstand des
Haushaltsaufstellungsverfahrens sein. Eine belastbare Zuordnung von
Planstellen und Finanzmitteln zu einzelnen Kernaufgaben ist daher zum
derzeitigen Planungsstand noch nicht moglich.
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112. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung angesichts von Be-
Rocco Kever richten iiber den Einsatz von in der Européischen
(AfD) Union nicht zugelassenen oder verbotenen Pflan-

zenschutzmitteln in der ukrainischen Landwirt-
schaft ein Risiko, dass Riickstdnde solcher Stoffe
iiber aus der Ukraine eingefiihrte Agrarerzeugnis-
se oder daraus hergestellte Lebensmittel auf den
deutschen Markt gelangen, und wenn nein, auf-
grund welcher Erkenntnisse schlie3t sie ein sol-
ches Risiko aus (vgl. https://agronews.ua/en/new
s/nearly-40-of-ukrainian-farmlands-are-treated-wi
th-pesticides-banned-in-the-eu/)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 13. August 2026

Lebensmittel und Futtermittel, die in die Europdische Union (EU) ver-
bracht werden, miissen den jeweils einschlédgigen EU-rechtlichen Anfor-
derungen entsprechen.

Die Verantwortung fiir die Gewiahrleistung der Lebensmittel- und Futter-
mittelsicherheit und die Einhaltung der betreffenden Anforderungen
liegt nach Artikel 17 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Nummern 3
und 6 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zunéchst bei den Lebens-
mittel- und Futtermittelunternehmen. Sie haben Eigenkontrollsysteme
einzurichten und entsprechende Uberpriifungen vorzunehmen.

Die fiir die Lebensmittel- und Futtermitteliiberwachung zustindigen Be-
horden der Lénder fiihren risikobasiert Probenahmen von Lebensmitteln
und Futtermitteln zur Untersuchung auf Riickstédnde von Pflanzenschutz-
mitteln durch, so auch bei Erzeugnissen aus Drittstaaten.

Auf dieser Grundlage sind der Bundesregierung gemifl den dem Bun-
desamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) von
den Landern iibermittelten Daten nachfolgende Informationen verfiig-
bar:

Insgesamt wurden im Jahr 2024 in Deutschland 16.359 Proben von
Lebensmitteln auf Pflanzenschutzmittelriickstinde untersucht, davon
waren 2.694 Proben aus Drittstaaten. Darin enthalten sind auch Proben
mit Herkunft aus der Ukraine. Uberschreitungen von Riickstandshochst-
gehalten konnten in diesen Proben nicht festgestellt werden.

Eine Gesamtauswertung fiir das Jahr 2025 ist derzeit noch nicht verfiig-
bar. Weitere Informationen konnen auf der Internetseite des BVL unter
dem Link www.bvl.bund.de/DE/Arbeitsbereiche/01 Lebensmittel/01 A
ufgaben/02_AmtlicheLebensmittelueberwachung/07 PSMRueckstaend
e/01_nb_psm 2024 tabellen/nbpsm_ 2024 tabellen node.html eingese-
hen werden.

Auch im Européischen Schnellwarnsystem fiir Lebensmittel und Futter-
mittel (RASFF) ist kein gehduftes Auftreten von mit Pflanzenschutzmit-
telriickstdnden belasteten Lebens- und Futtermitteln mit Herkunft aus
der Ukraine zu verzeichnen.

Insofern weisen die der Bundesregierung vorliegenden Erkenntnisse zu
den oben genannten Erzeugnissen mit Herkunft Ukraine nicht auf ein
erhohtes Risiko durch Pflanzenschutzmittelriicksténde hin.


https://www.agronews.ua/en/news/nearly-40-of-ukrainian-farmlands-are-treated-with-pesticides-banned-in-the-eu/
https://www.bvl.bund.de/DE/Arbeitsbereiche/01_Lebensmittel/01_Aufgaben/02_AmtlicheLebensmittelueberwachung/07_PSMRueckstaende/01_nb_psm_2024_tabellen/nbpsm_2024_tabellen_node.html
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113. Abgeordnete Wie viel Prozent der landwirtschaftlichen Be-
Ina Latendorf triecbe und der landwirtschaftlichen Fliche in
(Die Linke) Deutschland wéren nach Kenntnis der Bundes-

regierung von der im aktuellen Entwurf zur
Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)
der EU-Kommission vorgesehenen Kappung der
flaichengebundenen Direktzahlungen bei
100.000 Euro pro Betrieb (vgl. https://agriculture.
ec.europa.eu/media/news/cap-2028-2034-proposa
l-explained-fairer-better-targeted-income-support-
farmers-2025-11-10_en) betroffen, und wie viel
Prozent der Beschiftigten in der Landwirtschaft
arbeiten nach Kenntnis der Bundesregierung in
Betrieben, die von dieser Kappung betroffen wi-
ren?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin
Martina Englhardt-Kopf
vom 10. August 2026

Die Vorschldge der Europdischen Kommission zur Reform der Gemein-
samen Agrarpolitik sehen eine Kappung nur fiir die ,,degressive flichen-
gebundene Einkommensstiitzung* vor. Die degressive flichengebundene
Einkommensstiitzung ist von der Konzeption her als multivariate Zah-
lung konzipiert, bei der die Mitgliedstaaten zahlreiche Kriterien wie Be-
triebsstruktur, geografische Lage, Betriebsgrofen, Junglandwirte und
weitere Aspekte zur Differenzierung und gezielten Ausrichtung der Zah-
lung beriicksichtigen konnen. Fiir die degressive flaichengebundene Ein-
kommensstiitzung ist nach den Kommissionsvorschlédgen eine Bandbrei-
te von 130 Euro/Hektar bis 240 Euro/Hektar vorgesehen. Der Anteil der
von einer Kappung betroffenen Betriebe ist daher von der nationalen
Ausgestaltung der degressiven flichenbezogenen Einkommensstiitzung
und den individuellen Differenzierungsmerkmalen sowie der durch-
schnittlichen Hohe pro Hektar abhéngig. Eine Aussage zum Anteil der
betroffenen Betriebe und Flichen sowie der Anteil der in solchen Betrie-
ben Beschéftigten ist daher nicht moglich.

114. Abgeordnete Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung
Ina Latendorf zu hitzebedingten Todesféllen von Nutztieren in
(Die Linke) der deutschen Landwirtschaft in den Monaten von

Juni bis August 2026 vor (bitte einerseits bundes-
weit nach Gefliigel, Schweinen, Rindern, Schafen
und Ziegen sowie andererseits Gesamtzahl nach
Bundesliandern aufschliisseln), und welche Mal-
nahmen hat die Bundesregierung ergriffen oder
plant sie zu ergreifen, um hitzebedingte Nutztier-
verluste und somit Gkonomische Schéden fiir
landwirtschaftliche Betriebe zu verhindern oder
zu kompensieren?


https://www.agriculture.ec.europa.eu/media/news/cap-2028-2034-proposal-explained-fairer-better-targeted-income-support-farmers-2025-11-10_en
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 12. August 2026

Der Bundesregierung liegen bislang keine Erkenntnisse zu hitzebeding-
ten Todesfillen von Nutztieren in landwirtschaftlichen Betrieben in
Deutschland wihrend der Monate Juni bis August 2026 und damit ver-
bundenen Okonomischen Verlusten in landwirtschaftlichen Betrieben
vor. Die weitere Entwicklung wird beobachtet. Auf Grundlage der der-
zeit vorliegenden Erkenntnisse besteht aus Sicht der Bundesregierung
kein Anlass fiir Maflnahmen zur Kompensation entsprechender wirt-
schaftlicher Auswirkungen.

115. Abgeordnete Wann beabsichtigt die Bundesregierung ihr Koali-
Dr. Zoe Mayer tionsvorhaben der Weiterentwicklung der Tier-
(BUNDNIS 90/ gesundheitsstrategie auf den Weg zu bringen und

DIE GRUNEN) ist vorgesehen, im Datenraum Tiergesundheit
(https://tiergesundheit.fli.de/cadenza/) betrieb-
liche Tiergesundheitsdaten wie z. B. die Mortali-
tats- und Morbiditétsraten aufbereitet an die Vete-
rindrbehorden zu tibermitteln, um risikoorientierte
Tierschutzkontrollen zu ermdglichen (bitte je-
weils mit Zeitplan; sofern nicht vorgesehen oder
kein Zeitplan besteht, bitte begriinden)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 7. August 2026

Mit dem im Koalitionsvertrag genannten Ziel, die Tiergesundheitsstrate-
gie unter Vernetzung der vorhandenen Datenbanken weiter zu entwi-
ckeln, verfolgt die Bundesregierung das Ziel, die Tiergesundheit insbe-
sondere in der landwirtschaftlichen Tierhaltung zu schiitzen und weiter
zu verbessern. Dabei sollen moderne digitale Losungen genutzt werden.
Zugleich wird streng darauf geachtet, dass keine zusétzlichen Daten er-
hoben und keine neuen biirokratischen Auflagen fiir Tierhalterinnen und
Tierhalter geschaffen werden.

Vor diesem Hintergrund fordert die Bundesregierung bis zum Ende der
aktuellen Legislaturperiode ein Projekt des Friedrich-Loeffler-Instituts
(FLI) zum Aufbau eines ,,Datenraums Tiergesundheit®. Das Projekt wird
seit dem Jahr 2024 umgesetzt. Nach Abschluss der ersten Projektphase,
in der die technischen Voraussetzungen geschaffen wurden, besteht nun
fiir interessierte Offentliche und privatwirtschaftliche Akteurinnen und
Akteure die Moglichkeit, ihre Tiergesundheitsdaten in Abstimmung mit
dem FLI in den Datenraum einzuspeisen und gemeinsam mit dem FLI
unter Einbeziehung weiterer relevanter Datenquellen auszuwerten.


https://www.tiergesundheit.fli.de/cadenza/
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116. Abgeordnete Halt die Bundesregierung es fiir tierschutzgerecht,
Dr. Zoe Mayer dass nationale Temperaturvorgaben fiir Straen-
(BUNDNIS 90/ transporte bislang im Wesentlichen auf Schlacht-
DIE GRUNEN) tiertransporte beschrinkt sind (etwa die 4,5-Stun-

den-Grenze bei tliber 30 °C), wéhrend fiir inner-
staatliche Beforderungen von Zucht- und Nutztie-
ren bis zu acht Stunden (etwa von Rindern und
Kélbern zu Sammelstellen oder Zuchtviehmérk-
ten) keine vergleichbaren temperaturabhéngigen
Vorgaben fiir Hitze (z. B. ab 30 °C AuBlentempe-
ratur) oder Kiélte (z. B. bei unter -10 °C fiir Kélber
iiber 28 Tage) bestehen, und beabsichtigt die Bun-
desregierung, fiir solche Kurzstreckentransporte
verbindliche temperaturabhingige Schutzregelun-
gen (z. B. Beforderungsverbote, Zeitfensterbin-
dungen oder Hochsttransportdauern) zu schaffen
(bitte mit Zeitplan; sofern nicht, bitte begriinden)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretirin Silvia Breher
vom 10. August 2026

Der Transport von Tieren in Verbindung mit einer wirtschaftlichen T&-
tigkeit ist in der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 {iber den Schutz von Tie-
ren beim Transport und damit zusammenhédngenden Vorgidngen geregelt.
Danach diirfen Beforderungen nicht durchgefiihrt werden, wenn den
Tieren dabei Verletzungen oder unnédtige Leiden zugefiigt werden kon-
nen.

Ob Tiertransporte bei hohen und niedrigen AuBentemperaturen tier-
schutzgerecht durchgefiihrt werden konnen, hingt mafgeblich von ihrer
sorgféltigen Planung und Durchfiihrung ab. Die Organisatoren und
Transportunternehmen haben die zu erwartenden Witterungsbedingun-
gen bei der Transportplanung zu beriicksichtigen und die Beforderung
so zu gestalten, dass die Temperaturen innerhalb der Transportmittel fiir
die beforderten Tiere im tolerierbaren Bereich bleiben. Der Vollzug des
Tierschutzrechts obliegt den nach Landesrecht zustédndigen Behorden.

Angesichts der bestehenden unionsrechtlichen Vorgaben sieht die Bun-
desregierung derzeit keinen Bedarf weitergehender nationaler Vorgaben
fiir innerstaatliche Tiertransporte mit einer Dauer von bis zu acht Stun-
den.

Im Rahmen der laufenden Beratung des Vorschlags der Europiischen
Kommission zur Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 setzt sich
die Bundesregierung fiir praxistaugliche Verbesserungen der unions-
rechtlichen Vorschriften ein, insbesondere auch hinsichtlich der Tempe-
raturvorgaben. Der amtierende Ratsvorsitz Irlands strebt an, bis Ende
des Jahres 2026 ein Mandat des Rates der Europdischen Union fiir die
Verhandlung des Vorschlags mit dem Europédischen Parlament zu verab-
schieden.
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117. Abgeordnete Liegen der Bundesregierung Kenntnisse zu den
Lea Reisner deutschen Ausfuhren von Glyphosat (Wirkstoff,
(Die Linke) CN-Code 29313000) sowie glyphosathaltigen

Pflanzenschutzmitteln nach Israel vor, und wenn
ja, wie hoch waren die Ausfuhren in den Jahren
2021 bis 2026 (bitte nach Jahr, Menge in kg und
Wert in Euro aufschliisseln)?

Antwort der Parlamentarischen StaatsseKkretirin Silvia Breher
vom 10. August 2026

Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse zu den Ausfuhren von
Glyphosat sowie glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln nach Israel
vor. Dem Bundesamt fiir Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
werden keine Ausfuhren von technischen Wirkstoffen gemeldet, sondern
nur die Mengen von ausgefiihrten formulierten Pflanzenschutzmitteln
und ihren darin enthaltenen Wirkstoff mengen. Die Meldungen zur Aus-
fuhr von Pflanzenschutzmitteln enthalten jedoch keine Angaben, wohin
ein Mittel ausgefiihrt wird.

Geschaftsbereich des Bundesministeriums fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

118. Abgeordneter Fiir welche Einzelprojekte wurden die im Jahr
Jochen Haug 2024 an Marokko fiir die Finanzierung von MaB-
(AfD) nahmen zur Klimaanpassung bereitgestellten

56.881.200 Euro genutzt (bitte die 14 teuersten
bzw. mit den hochsten geldwerten Betrdgen be-
werteten MaBBnahmen unter Nennung der fiir die
jeweilige MaBnahme insgesamt im Haushaltsjahr
bereitgestellten Mittel auffiihren)?

119. Abgeordneter Fir welche Einzelprojekte wurden die im Jahr
Jochen Haug 2024 an Marokko fiir die Finanzierung von MaB-
(AfD) nahmen zum Klimaschutz bereitgestellten

179.997.500 Euro genutzt (bitte die 14 teuersten
bzw. mit den hochsten geldwerten Betrdgen be-
werteten MaBnahmen unter Nennung der fiir die
jeweilige Maflnahme insgesamt im Haushaltsjahr
bereitgestellten Mittel auffithren)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretirs Johann Saathoff
vom 10. August 2026

Die Fragen 118 und 119 werden gemeinsam beantwortet.

Die nachfolgenden Tabellen listen jeweils die Malnahmen zur Anpas-
sung an den Klimawandel sowie zum Klimaschutz bzw. deren klimare-
levanten Anteil fiir das Berichtsjahr 2024 in Marokko auf. Bitte beach-
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ten Sie, dass es im Bereich Anpassung an den Klimawandel nur die ge-
nannten sechs, im Bereich Klimaschutz die genannten elf MaBnahmen

gab.
MaBnahmen der Bundesregierung 2024
im Bereich Anpassung an den Klimawandel in Marokko
in Euro
(Haushaltsmittel inklusive Schenkungsiquivalente*)!
Projekttitel Summe
in Euro
Programm fiir klimaresilientes Trinkwasser- 33.651.200,00
management [1*
Unterstiitzung des Klimareformprogramms I1* 13.860.000,00
Foérderung von kommunalen Investitionen 7.340.000,00
in Klimaschutz und Klimaanpassung
in Marokko*
Klimarelevante Finanzierung marokkanischer 1.000.000,00
Kommunen — Unterstiitzung der Mobilitdtswende
— Begleitmallnahme
Deutsch-Marokkanischer Fachdialog Agrar und 530.000,00
Forst (DIAF), Komponente Oko
Forderung von kommunalen Investitionen in 500.000,00
Klimaschutz und Klimaanpassung in Marokko
(BM)

) Viele Projekte im Entwicklungs- und Klimaportfolio begiinstigen mehrere Empfénger-
lander, vor allem aus dem multilateralen Bereich. Diese sind in der Tabelle nicht enthal-
ten.

Mafinahmen der Bundesregierung 2024
im Bereich Klimaschutz in Marokko
in Euro
(Haushaltsmittel inklusive Schenkungsiquivalente*)!)
Projekttitel Summe
in Euro
Klimarelevante Finanzierung marokkanischer 62.900.000
Kommunen — Unterstiitzung der Mobilitdtswende
in Marokko*
Erneuerbare Energien und Power-to-X* 54.547.500
Griine Transformation im Energiesektor* 28.950.000
Unterstiitzung des Klimareformprogramms 11 13.860.000
Foérderung von kommunalen Investitionen 7.340.000
in Klimaschutz und Klimaanpassung in Marokko
Energieeffizienz in Marokko 11 5.900.000
Erneuerbare Energien und Power-to-X (Begleit- 4.000.000
mafBnahme)
Klimarelevante Finanzierung marokkanischer 1.000.000
Kommunen — Unterstiitzung der Mobilitdtswende
— BegleitmafBnahme
Reformpartnerschaft — Férderung des Unterneh- 750.000
mertums mit Fokus auf Kleinst-, Kleinunterneh-
men und Start-ups
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MaBnahmen der Bundesregierung 2024
im Bereich Klimaschutz in Marokko
in Euro
(Haushaltsmittel inklusive Schenkungsiquivalente*)!)
Projekttitel Summe
in Euro

Foérderung von kommunalen Investitionen in 500.000
Klimaschutz und Klimaanpassung in Marokko
(BM)
Stirkung der QualititsInfrastruktur fiir erneuerbare 250.000
Energien und griinen Wasserstoff

1) Viele Projekte im Entwicklungs- und Klimaportfolio begiinstigen mehrere Empfénger-
lander, vor allem aus dem multilateralen Bereich. Diese sind in der Tabelle nicht enthal-
ten.

120. Abgeordneter Wie hoch waren in den vergangenen fiinf Haus-
Rocco Kever haltsjahren die Zinseinnahmen der Bundesrepu-
(AfD) blik Deutschland aus Entwicklungskrediten, die

im Rahmen der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit, insbesondere tiber die Kreditanstalt fiir
Wiederaufbau (KfW), an Entwicklungs- und
Schwellenldnder vergeben wurden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 13. August 2026

Die von der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) an den Bund abge-
flihrten Zinseinnahmen aus Entwicklungskrediten an Entwicklungs- und
Schwellenlédnder beliefen sich in den letzten fiinf Haushaltsjahren in
Mio. Euro auf: 11,79 (2025), 14,70 (2024), 15,44 (2023), 16,88 (2022)
sowie 16,77 (2021).

121. Abgeordneter Wie hoch ist das derzeit ausstehende Kreditvolu-
Rocco Kever men der von der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau
(AfD) (KfW) im Auftrag der Bundesregierung vergebe-

nen Entwicklungskredite?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretars Johann Saathoff
vom 13. August 2026

Das derzeit ausstehende Kreditvolumen der von der Kreditanstalt fiir
Wiederaufbau (KfW) im Auftrag der Bundesregierung (BMZ) vergebe-
nen Entwicklungskredite liegt bei 14,1 Mrd. Euro.

Berlin, den 14. August 2026



Anlage zur Schriftlichen Frage 08/112 des Abgeordneten Edis, Die Linke

Zuwendungs- Zuwendungs-
empfanger Thema Laufzeit von | Laufzeit bis | summe Forderprogramm Konditionen verbunden mit Forderung?
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesfdrderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 17.12.2019| 30.09.2021 390.000,00 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesférderung flir Energie- und Ressourceneffizienzin der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 19.12.2019| 30.09.2021 390.000,00 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung far
Energie- und
Bundesférderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 03.02.2020 | 02.11.2021| 1.018.079,60 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung far
Energie- und
Bundesférderung fir Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 13.03.2020 | 22.11.2021 358.415,00 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesfdorderung fur
Energie- und
Bundesforderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 27.07.2020 | 21.03.2022 284.947,20 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesférderung flir Energie- und Ressourceneffizienzin der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 31.07.2020 | 21.03.2022 546.900,00 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung flr
Energie- und
Bundesforderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 12.11.2020 | 08.08.2022 213.000,00 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesfdrderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 19.11.2020 | 22.11.2022 303.199,88 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss




Bundesforderung fir Energie- und

Bundesforderung fir
Energie- und
Ressourceneffizienz in der

BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 27.01.2021 | 30.01.2023 | 3.468.506,20 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesfdrderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 02.09.2021 | 05.09.2023 18.689,02 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesférderung flir Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 23.09.2021 | 26.09.2023 103.667,77 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fur
Energie- und
Bundesfdrderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 10.08.2022 | 28.03.2024 136.219,20 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung far
Energie- und
Bundesférderung fir Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 10.08.2022 | 13.08.2024 37.521,96 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fur
Energie- und
Bundesforderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 10.08.2022 | 31.05.2025 34.952,79 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesférderung flir Energie- und Ressourceneffizienzin der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 14.02.2023 | 17.02.2025 46.189,10 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung flr
Energie- und
Bundesforderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 21.02.2023 | 24.02.2025 46.856,10 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesfdrderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 28.06.2023 | 01.07.2026 107.833,50 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss




Bundesforderung fir Energie- und

Bundesforderung fir
Energie- und
Ressourceneffizienz in der

BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 27.09.2023 | 30.09.2025 228.900,00 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesfdrderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 28.03.2024 | 31.03.2026 101.706,71 € | Wirtschaft (EEW) - Zuschuss
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesférderung flir Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 02.04.2025| 06.04.2028 429.061,75 € | Wirtschaft (EEW)
Bundesforderung fur
Energie- und
Ressourceneffizienz in der
Bundesforderung fur Energie- und Wirtschaft (EEW) -
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 21.05.2025| 25.05.2028 | 1.201.750,00 € | Wettbewerb
Bundesforderung fur
Kohlefreie Zukunft Klaranlage (KZK)- Energie- und
Ersatz der Steinkohle durch Ressourceneffizienz in der
Trocknung und erneuerbare Wirtschaft (EEW) -
BASF SE Ersatzbrennstoffe 01.08.2025 | 31.07.2029 | 3.442.800,00 € | Wettbewerb
Warmeruckgewinnung Enzymfabrik Bundesforderung far
Sterilisation - Kontinuierliche Energie- und
Sterilisationsanlage mit Ressourceneffizienz in der
BASF SE Warmerickgewinnung 15.09.2025 | 15.01.2027 759.563,00 € | Wirtschaft (EEW)
Bundesforderung flr
Energie- und
Bundesférderung flir Energie- und Ressourceneffizienzin der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 18.11.2025| 13.12.2028 517.125,00 € | Wirtschaft (EEW)
Bundesforderung fir
Energie- und
Bundesforderung fur Energie- und Ressourceneffizienz in der
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 05.02.2026 | 15.02.2029 82.000,00 € | Wirtschaft (EEW)
Bundesfdrderung fur Energie- und Bundesforderung fir
BASF SE Ressourceneffizienz in der Wirtschaft | 13.02.2026 | 28.02.2029 525.000,00 € | Energie- und




Ressourceneffizienz in der
Wirtschaft (EEW)

Verbundprojekt: Energie Optimiertes
Bauen (EnoB): Thematischer Verbund
LowEx - Aktive PCM-
Speichersysteme, PCM-Optimierung,

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE Auslegung und Marketing 01.09.2004 | 29.02.2008 326.452,00 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
Verbundprojekt: Bau und Betrieb vorzulegen, der die Umsetzung der
einer CO2-Wésche-Pilotanlage - Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
Tests neuer, optimierter technischer und wirtschaftlicher Dimension
Lésungsmittel unter realen beschreibt. Da es sich hierum
Betriebsbedingungen an einem Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
braunkohle-gefeuerten Kraftwerk. beschrieben, wie Erkenntnisse in
Teilvorh. BASF: Optimierung nachgelagerten, eigenfinanzierten
GaswascheprozeB durch Simulation Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
& Versuche inkl. Aufstockung fur Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Arbeitspaket Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE Werkstoffuntersuchungen 01.10.2007 | 31.12.2010 249.216,00 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
Verbundvorhaben:Linacore: technischer und wirtschaftlicher Dimension
Hochleistungslithiumbatterien mit beschreibt. Da es sich hierum
Nanopartikeln in Core-Shell Energieforschungs- Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
BASF SE Technologie 01.10.2008 | 30.09.2012 | 1.349.750,23 € | programm beschrieben, wie Erkenntnisse in




nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuihrt werden koénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

Verbundprojekt:
Solarthermie2000plus:
Hochtemperaturbestandige
Dammstoffe fir Warmespeicherin
solarthermischen Anlagen (KES-

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE HDST) 01.01.2009| 31.12.2011 99.323,69 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Verbundvorhaben: DryRef - Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Energieeffiziente Katalyse bei der Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Trockenreformierung - Teilprojekt: Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE Katalysator-Scale up-Synthese 01.01.2010| 31.03.2013 241.967,57 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Betrieb einer CO2-Wasche- Verwertungsauflagen: Mit jedem
Pilotanlage - Langzeittests neuer, Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
optimierter Losungsmittel unter vorzulegen, der die Umsetzung der
realen Betriebsbedingungen an Energieforschungs- Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
BASF SE einem braunkohle-gefeuerten 01.01.2011 | 31.08.2014 428.733,58 € | programm technischer und wirtschaftlicher Dimension




Kraftwerk. Teilvorh. BASF: Simulation,
Versuchsauswertung, Analytik,
Reclaiming

beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

BASF SE

Integriertes Warmemanagement-
Fassadenelement - Teilvorhaben:
Materialentwicklung und Konzepte

01.06.2011

31.12.2014

661.736,27 €

Energieforschungs-
programm

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

BASF SE

Entwicklung neuartiger
Elektrokatalysatoren fir die
Anwendung in Brennstoffzellen-
Fahrzeugen (BestKat)

01.01.2012

30.06.2014

643.264,79 €

Energieforschungs-
programm

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.




BASF SE

Verbesserung der Energieeffizienz bei
der Aerosolabscheidung
Teilvorhaben: Industrielle Erprobung
und Demonstration

01.04.2012

31.03.2015

296.549,74 €

Energieforschungs-
programm

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hierum
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

BASF SE

alpha-Laion

01.09.2012

31.08.2015

2.772.972,64 €

Energieforschungs-
programm

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.

BASF SE

Next Generation Hochvoltspeicher
Baukasten in Leichtbauweise-
NEXHOS

01.11.2012

31.01.2016

702.667,00 €

Energieforschungs-
programm

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hierum
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte




Uberfuihrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

Anschlussvorhaben CO2 Wasche

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE Pilotanlage, Phase 3" 01.03.2014 | 28.02.2017 199.746,89 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
Verbundvorhaben: Energieeffizienz beschreibt. Da es sich hierum
und Prozessheschleunigung fur die Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
chemische Industrie - Kontinuierliche beschrieben, wie Erkenntnisse in
Prozesse flir Polymerspezialitaten mit nachgelagerten, eigenfinanzierten
Hilfe neuartiger Apparatekonzepte Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
(ENPRO KoPPonA); Teilvorhaben: Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Prozessauswahl und betriebliche Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE Umsetzung 01.05.2014 | 30.09.2017 550.396,67 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.




Verbundvorhaben: Energieeffizienz
und Prozessbeschleunigung fur die
chemische Industrie - Verbesserte
Energieeffizienz und
Prozessheschleunigung durch
Datenintegration von der
Prozessentwicklung bis zur
Produktion (ENPRO
Datenintegration); Teilvorhaben:

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hierum
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE Anforderungen und Validierung BASF | 01.09.2014 | 31.08.2017 29.075,39 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
Verbundvorhaben: DryRef 2 - beschreibt. Da es sich hier um
energieeffiziente Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
Synthesegaserzeugung durch beschrieben, wie Erkenntnisse in
trockene Reformierungim nachgelagerten, eigenfinanzierten
industriellen MaBstab Teilvorhaben: Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Hochskalierung des neuen Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Katalysatorsystems und Ubertragung Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE in die Produktion 01.04.2015| 31.12.2018 420.911,00 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Verbundvorhaben MiMEP: Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
Mikromassenspektrometer zur technischer und wirtschaftlicher Dimension
Energieeffizienzsteigerung in der beschreibt. Da es sich hierum
chemischen Prozessindustrie Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
(MIMEP). Teilvorhaben: Feldtest zur beschrieben, wie Erkenntnisse in
Untersuchung der Energieforschungs- nachgelagerten, eigenfinanzierten
BASF SE Prozesstauglichkeit 01.09.2015| 30.06.2020 41.740,58 € | programm Entwicklungsprojekten in Serienprodukte




Uberfuihrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

Lithium-lonen-Batterie aus Deutscher
Wertschopfung - Vom Material bis zur
Zelle; Teilverbund E: Kathode und

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE Elektrolyt 01.12.2015| 31.05.2019 319.927,00 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
Verbundvorhaben: GO 3 - technischer und wirtschaftlicher Dimension
Hochenergie-Lithiumbatterien fur beschreibt. Da es sich hierum
Automotive und Stationare Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
Anwendungen; TP: Weiterentwicklung beschrieben, wie Erkenntnisse in
und chemische nachgelagerten, eigenfinanzierten
Oberflaichenmodifizierung des HE- Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
NCM Kathodenmaterials und Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Entwicklung von hochvoltstabilen Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE Elektrolyten und Elektrolytadditiven 01.04.2017 | 31.03.2020 | 4.055.777,35€ | programm der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.




Verbundvorhaben KoPPonA 2.0:
Kontinuierliche Polymerisation in
modularen, intelligenten, gegen
Belagsbildung resistenten Reaktoren;
Teilvorhaben: Verfahrensentwicklung
und betriebliche Umsetzung fur die

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hierum
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE Losungspolymerisation 01.10.2019 | 31.03.2023 551.510,96 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
Verbundvorhaben: MoProLog - beschrieben, wie Erkenntnisse in
Modulare Produktionslogistik: nachgelagerten, eigenfinanzierten
Spezifikation und Evaluierung von Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Standards und Schnittstellen zur Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Flexibilisierung der Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE Produktionslogistik 01.11.2019| 31.05.2023 128.230,62 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verbundvorhaben: CAESAR - Verwertungsauflagen: Mit jedem
Entwicklung von Hochenergie- Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
Lithium-lonen-Batteriezellen fir vorzulegen, der die Umsetzung der
mobile Anwendungen durch Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
Kombination von hochinnovativen technischer und wirtschaftlicher Dimension
Nickel-reichen Kathodenmaterialien beschreibt. Da es sich hier um
und Silicium-dominanten Anoden; Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
Teilvorhaben: Herstellung und beschrieben, wie Erkenntnisse in
Optimierungvon Energieforschungs- nachgelagerten, eigenfinanzierten
BASF SE Kathodenmaterialien. 01.07.2021| 31.12.2024 453.887,23 € | programm Entwicklungsprojekten in Serienprodukte




Uberfuihrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

ACT-ABSALT - Beschleunigung der
basischen
Feststoffadsorptionsschleifen-

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE technologie 01.10.2021 | 31.12.2023 125.252,04 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
Verbundvorhaben: Scoore - beschrieben, wie Erkenntnisse in
Synthesegas aus CO2-Recycling, ein nachgelagerten, eigenfinanzierten
Schlusselbaustein fur eine CO2- Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
neutrale chemische Industrie; Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Teilvorhaben: Technische Validierung Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE der CO2-verbrauchenden POX 01.12.2021 | 31.05.2025 120.845,27 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.
VV: WindaB - Warmeintegration dank Verwertungsauflagen: Mit jedem
Brudenkompression: Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
energieeffizientere vorzulegen, der die Umsetzung der
Produktionsprozesse der Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
Chemischen Industrie durch technischer und wirtschaftlicher Dimension
Brudenkompression unter Nutzung Energieforschungs- beschreibt. Da es sich hier um
BASF SE von erneuerbar erzeugtem 01.01.2022 | 30.04.2025 98.656,19 € | programm Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist




elektrischem Strom; Teilvorhaben:
Potentialidentifikation und Fallstudie

beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

Verbundvorhaben: GERALT - Alterung
energieeffizienter
Haushaltskéaltegerate; Teilvorhaben:
Weiterfuhrende Studien und
Simulation zur Alterung von

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE Kihlgeraten 01.01.2022 | 31.12.2025 155.800,00 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht maglich.
Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
Verbundvorhaben: HIBRAIN- technischer und wirtschaftlicher Dimension
Holistische Methode eines beschreibt. Da es sich hier um
kombinierten daten- und Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
modellbasierten Elektrodendesigns beschrieben, wie Erkenntnisse in
unterstltzt durch kinstliche nachgelagerten, eigenfinanzierten
Intelligenz, Teilvorhaben: Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Weiterentwicklung des P2D-Modells Uberflhrt werden kénnen. Eine Auswertung
und Abgleich mit experimentellen Energieforschungs- Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
BASF SE Daten 01.01.2022 | 31.12.2025 83.811,58 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.
Verbundvorhaben: FLUID-Fluor-freie Verwertungsauflagen: Mit jedem
Befeuchtermembranen fir die PEM- Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
Brennstoffzelle;Teilvorhaben: FLUID Energieforschungs- vorzulegen, der die Umsetzung der
BASF SE Material 01.09.2022 | 31.08.2025 185.374,52 € | programm Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /




technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hier um
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei
der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.

Verbundvorhaben: Digi-RoM -
Primare Recyclingwege fur
glasfaserverstarkte Kunststoffe in
Rotorblattern durch den Einsatz
neuer, rezyklierbarer Duromere
(Vitrimere) sowie durch die
Unterstitzung digitaler Methoden;
Teilvorhaben: Scale-up von
recyclierbaren, vitrimerbasierten

Energieforschungs-

Verwertungsauflagen: Mit jedem
Einzelantrag ist ein Verwertungsplan
vorzulegen, der die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in wissenschaftlich /
technischer und wirtschaftlicher Dimension
beschreibt. Da es sich hierum
Forschungsvorhaben handelt, wird zumeist
beschrieben, wie Erkenntnisse in
nachgelagerten, eigenfinanzierten
Entwicklungsprojekten in Serienprodukte
Uberfuhrt werden kénnen. Eine Auswertung
Uber einzelnen Verwertungszusagen ist bei

BASF SE Komposit-Materialien 01.01.2025 | 31.12.2027 152.279,56 € | programm der Anzahl der Vorhaben nicht moglich.
Verbundprojekt: Advanced Combined
Transport Terminal Management
System (ACTT); Teilvorhaben BASF
BASF SE AG; Anforderungen der KV- Nutzer 01.12.2007 | 31.12.2011 209.603,75 €
,Digitalisierung der
Fahrzeughersteller und
Zulieferindustrie“ im
Foérderrahmen
Verbundprojekt: Catena-X »Zukunftsinvestitionen
Automotive Network (Catena-X) - Fahrzeughersteller und
BASF SE Teilvorhaben: BASF 01.08.2021 | 31.07.2024 | 1.298.590,00 € | Zulieferindustrie*
Verbundprojekt: Aufbau eines Manufacturing-X -
Datenraums fiir die ausrustende Digitalisierung der
BASF SE Industrie - die Ausruster von Fabriken | 01.02.2024 | 30.06.2026 132.376,00 € | Fahrzeughersteller und




weltweit (Factory-X) - Teilvorhaben:
Kollaborative Informationslogistik

Zulieferindustrie und
industrieller Lieferketten

Verbundprojekt: Catena-X
Automotive Network NEXT (CX-NEXT)

,Digitalisierung der
Fahrzeughersteller und
Zulieferindustrie im
Forderrahmen
L2Zukunftsinvestitionen
Fahrzeughersteller und

BASF SE - Teilvorhaben: BASF 01.08.2024 | 30.09.2026 687.622,00 € | Zulieferindustrie“
Verbundprojekt: Aufbau eines
Datenraums der chemischen
Industrie sowie Schnittstellen der mit
ihr verbundener
Wertschopfungsketten am Beispiel Manufacturing-X -
des digitalen Produkt Passes (Chem- Digitalisierung der
X) - Teilvorhaben: Digitaler Fahrzeughersteller und
Chemiepass aus Sicht eines hoch Zulieferindustrie und
BASF SE vernetzten Chemieunternehmens 01.12.2024 | 30.11.2026 | 1.817.902,00 € | industrieller Lieferketten
u.a. Auflagen zur Nutzung der geforderten
Investitionsgegenstande, zur
wirtschaftlichen Verwertung der
Vorhabenergebnisse, zur Schaffung von
Arbeitsplatzen am geforderten Standort
sowie zur VerauBerung von
Wertschopfungskette 16.259.798,00 Geschéftsanteilen insbesondere an Kaufer
BASF SE Batteriezellproduktion 01.09.2019| 31.12.2025 € | IPCEl on Batteries auBerhalb der EU
Verbundprojekt: Batteriepass "Made
with Germany" Umsetzung einer
neuen Generation digitaler
BASF SE Produkthandhabung 01.04.2022 | 31.03.2025 260.526,58 €
Verbundprojekt: SUGAR-Submarine
Gashydrat-Ressourcen; SUGAR-B:
Submarine Gashydrat-Lagerstatten - Maritimes
BASF SE Erkundung, Abbau und Transport; 01.07.2008 | 30.06.2011 679.429,85 € | Forschungsprogramm




Vorhaben: Destabilisierung und
Stabilisierung von Gashydraten

DDI: eFurnace - Erforschung und
Demonstration neuartiger,
elektrifizierter Spaltofen mit deutlich

14.825.680,02

Dekarbonisierung der

BASF SE reduziertem CO2-FuBabdruck 11.02.2022 | 31.12.2026 € | Industrie
Kofinanzierungsbedingung: Im Rahmen der
deutschen Wasserstoffprojekte im IPCEI
Wasserstoff haben sich Bund und Lander
auf eine Kofinanzierung verstandigt, wonach
Hy4Chem-EI - Wasserstoff flir eine 70% der Fordermittel vom Bund und 30%
CO2-emissionsfreie Chemie - 87.031.538,55 vom jeweiligen Bundesland finanziert
BASF SE Elektrolyse Infrastruktur 29.06.2022 | 31.05.2025 € | IPCEI Wasserstoff werden.
Verbundvorhaben: CELINA -
Chemisches Recycling von Abfallen
mittels Wirbelschichtvergasung;
Teilvorhaben: Potenzial- und
Synergieanalyse von biogenen oder
zirkuldren chemischen Rohstoffen
aus Synthesegas an chemischen
BASF SE Verbundstandorten 01.11.2025| 31.10.2029 194.666,08 €
Kofinanzierungsbedingung: Im Rahmen der
deutschen Wasserstoffprojekte im IPCEI
Wasserstoff haben sich Bund und Lander
auf eine Kofinanzierung verstandigt, wonach
Hy4Chem-NG - Wasserstoff fur eine 70% der Fordermittel vom Bund und 30%
CO2-emissionsfreie Chemie - Next vom jeweiligen Bundesland finanziert
BASF SE Generation Electrolyzer 01.01.2022 | 30.06.2027 | 4.635.466,80 € | IPCEIl Wasserstoff werden.
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Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

12)8S.J8 UOISI8/ BLI8LIO{8] 8Ip Y2inp piiM - BUNSSEIGEION



	Schriftliche Fragen mit den in der Woche vom 10. August 2026 eingegangenen Antworten der Bundesregierung
	Verzeichnis der Fragenden
	Verzeichnis der Fragen nach Geschäftsbereichen der Bundesregierung
	Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes
	Frage 1
	Frage 2
	Antwort des Staatsministers Philipp Amthor vom 11. August 2026
	Frage 3
	Antwort des Staatsministers Philipp Amthor vom 10. August 2026
	Frage 4
	Antwort des Staatsministers Philipp Amthor vom 10. August 2026
	Frage 5
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 12. August 2026
	Frage 6
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 10. August 2026
	Frage 7
	Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer vom 10. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
	Frage 8
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 14. August 2026
	Frage 9
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde vom 10. August 2026
	Frage 10
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde vom 12. August 2026
	Frage 11
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde vom 12. August 2026
	Frage 12
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde vom 10. August 2026
	Frage 13
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 11. August 2026
	Frage 14
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi vom 12. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
	Frage 15
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 13. August 2026
	Frage 16
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 11. August 2026
	Frage 17
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 12. August 2026
	Frage 18
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 10. August 2026
	Frage 19
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 14. August 2026
	Frage 20
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 10. August 2026
	Frage 21
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 12. August 2026
	Frage 22
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 12. August 2026
	Frage 23
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 10. August 2026
	Frage 24
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 13. August 2026
	Frage 25
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 13. August 2026
	Frage 26
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 13. August 2026
	Frage 27
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 12. August 2026
	Frage 28
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 10. August 2026
	Frage 29
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 11. August 2026
	Frage 30
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 13. August 2026
	Frage 31
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 13. August 2026
	Frage 32
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 13. August 2026
	Frage 33
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries vom 10. August 2026
	Frage 34
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig vom 11. August 2026

	Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
	Frage 35
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 10. August 2026
	Frage 36
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 10. August 2026
	Frage 37
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 11. August 2026
	Frage 38
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 12. August 2026
	Frage 39
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr vom 10. August 2026
	Frage 40
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 13. August 2026
	Frage 41
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch vom 13. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
	Frage 42
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sebastian Hartmann vom 13. August 2026
	Frage 43
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sebastian Hartmann vom 10. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie
	Frage 44
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 13. August 2026
	Frage 45
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 14. August 2026
	Frage 46
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 14. August 2026
	Frage 47
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 13. August 2026
	Frage 48
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 14. August 2026
	Frage 49
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 10. August 2026
	Frage 50
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 12. August 2026
	Frage 51
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 13. August 2026
	Frage 52
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 14. August 2026
	Frage 53
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 14. August 2026
	Frage 54
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 7. August 2026
	Frage 55
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 7. August 2026
	Frage 56
	Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen vom 9. August 2026
	Frage 57
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 12. August 2026
	Frage 58
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 10. August 2026
	Frage 59
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 10. August 2026
	Frage 60
	Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel vom 10. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
	Frage 61
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 13. August 2026
	Frage 62
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 14. August 2026
	Frage 63
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 13. August 2026
	Frage 64
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 13. August 2026
	Frage 65
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 10. August 2026
	Frage 66
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 11. August 2026
	Frage 67
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 11. August 2026
	Frage 68
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 11. August 2026
	Frage 69
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 11. August 2026
	Frage 70
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme vom 11. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend
	Frage 71
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 14. August 2026
	Frage 72
	Frage 73
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 10. August 2026
	Frage 74
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 10. August 2026
	Frage 75
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 13. August 2026
	Frage 76
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 13. August 2026
	Frage 77
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 10. August 2026
	Frage 78
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 14. August 2026
	Frage 79
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 14. August 2026
	Frage 80
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand vom 14. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
	Frage 81
	Frage 82
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast vom 13. August 2026
	Frage 83
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast vom 10. August 2026
	Frage 84
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast vom 10. August 2026
	Frage 85
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 11. August 2026
	Frage 86
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese vom 11. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr
	Frage 87
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 11. August 2026
	Frage 88
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 13. August 2026
	Frage 89
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 11. August 2026
	Frage 90
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 13. August 2026
	Frage 91
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 10. August 2026
	Frage 92
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 13. August 2026
	Frage 93
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte vom 10. August 2026
	Frage 94
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 14. August 2026
	Frage 95
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange vom 14. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit
	Frage 96
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn vom 11. August 2026
	Frage 97
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn vom 11. August 2026
	Frage 98
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn vom 11. August 2026
	Frage 99
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn vom 11. August 2026
	Frage 100
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn vom 11. August 2026
	Frage 101
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Bettina Hagedorn vom 14. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
	Frage 102
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 11. August 2026
	Frage 103
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 13. August 2026
	Frage 104
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 13. August 2026
	Frage 105
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 12. August 2026
	Frage 106
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 13. August 2026
	Frage 107
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 12. August 2026
	Frage 108
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 11. August 2026
	Frage 109
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels vom 11. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat
	Frage 110
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 14. August 2026
	Frage 111
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 14. August 2026
	Frage 112
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 13. August 2026
	Frage 113
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Martina Englhardt-Kopf vom 10. August 2026
	Frage 114
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 12. August 2026
	Frage 115
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 7. August 2026
	Frage 116
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 10. August 2026
	Frage 117
	Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher vom 10. August 2026

	Geschäftsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
	Frage 118
	Frage 119
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 10. August 2026
	Frage 120
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 13. August 2026
	Frage 121
	Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff vom 13. August 2026





